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Stadt und Land.
Oie Entwicklung in der Provinz Sachſen.

Die modernen Kulturländer bekommen ihr entſcheidendes
Gepräge durch die Städte. Dieſe entwickeln ſich immer mehr
zu den Hauptbrennpunkten des politiſchen, wirtſchaftlichen und

Lebens. Nirgends iſt das ſo greifbar, wie in den
ereinigten Staaten Nordamerikas, wo ſich die Städtebildung

in extremſter Reinkultur vollzogen hat. Jn ſeinen Städte- und
Kulturbildern aus Nordamerika ſchrieb F. Ratzel ſchon vor
vierzig Jahren: „Jn den Städten ſtrahlt zuſammen, verdichtet
und beſchleunigt ſich das Leben eines Volkes, nicht bloß mit
dem Erfolge, daß es wirkſamer und reicher wird, ſondern auch
mit dem, daß es deutlicher ſein Weſen ausprägt und dauernde
niſſe desſelben hinſtellt und der Nachwelt übergibt. Sie

nungen das größte, beſte und eigentümlichſte desſelben zur
vollſten Geltung.“ Niemand hat dieſe Kulturgewalt der großen
ſtädtiſchen Siedelungen mehr empfunden, als die größte Kul-
turbewegung des letzten Jahrhunderts, die Sozialdemo-
kratie. Jhre Geſchichte iſt mit der Geſchichte der Städte auf
das engſte verknüpft, und ihre Hauptſtützpunkte, die eigentlichen
Bollwerke ihrer Macht und wohl auch die bleibenden Grund
pfeiler ihrer Zukunftsentwicklung, ſind die großen Städte und
Jnduſtriegemeinden. Jn den ſcharfen ſozialen Widerſprüchen,
die jede Stadtmauer einſchließt, bekam der proletariſche
Maſſengedanke, vor allem das Gefühl der Maſſenmacht
der Arbeiterklaſſe ſeinen erſten gewaltigen Anſtoß. Die in den
Städten aufgehäuften Kulturmittel kamen den Bildungshunger
der unterdrückten Klaſſe entgegen und löſten die beſten Jntelli-
enzgen aus. So haben die großen Städte nicht nur eine wirt-ſhaſtuche Miſſion erſten Ranges zu erfüllen gehabt, ſondern

auch die neuen ſozialen Gedanken mit allen ihren umwälzenden
Konſequengen aus ſich herausgeboren.

Gs 3 a r aes t einerſeits bon dereng als ein unermeßlicher Segen eingeſchätzt wird,

und andererſeits den Reaktionären ein Dorn im Auge iſt.
Wenn Bismarck im Erfurter Unionsparlament 1850
gegen die großen Städte als die „Herde der Revolution“ don
nerte, die man dem Srdboden gleich machen müſſe, ſo wußte
dieſer waſchechte Junker ganz genau, warum er das tat. Er
hatte das inſtinktive Empfinden, daß die bürgerliche Geſell
ſchaft in dem modernen ſtädtiſchen Proletariat ihre eignen
„Totengräber“ produzierte. Dabei konnte er damals die un
geheure Entwicklung des deutſchen Städteweſens noch gar nicht
ahnen. Sie hat ſich beſonders in den letzten Jahrzehnten in
einer Weiſe vollzogen, die man nicht mehr als normal bezeich-
nen kann. Die Scheidung der Bevölkerung in Stadt und
Land, wie ſie uns bei jeder neuen Volkszählung immer ſchärfer
in die Augen fällt; das unheimliche Emporwuchern einzelner
großer Siedelungen auf der einen Seite, die kahle Entblößung
des platten Landes auf der anderen Seite ſind Zuſtände, die
dem denkenden Nationalökonomen als höchſt ungeſund er-
ſcheinen müſſen. Das merken allmählich ſelbſt Geiſter, die
kaum in die Elemente volkswirtſchaftlichen Wiſſens einge-
drungen ſind.

Aber ſelbſt mit dem trüben Oel der bürgerlichen National-
ökonomie ſtehen ſie ratlos der ſtarken Abwanderung vom
Lande, dem Niedergang der kleinen Landſtädte, der Zuſammen-
preſfung unüberſehbarer Menſchenmaſſen in ſchlechtgebauten
großen Städten gegenüber. Sie erkennen dämmernd auch die
Umwälzungen, die mit dieſer Verſchiebung der Bevölkerung
eng zuſammenhängen. Selbſt der Reichskanzler Bethmann
Hollweg hat ſich im letzten Oktober im preußiſchen Abgeord
netenhauſe zu dieſer ungefähren Erkenntnis emporgeſchwun

en: „Phyſiſch und moraliſch, wirtſchaftlich und ſozial wandeln
ch Volkscharakter und Struktur des Volkskörpers um.“ Weil

der Kanzler aber nicht volkswirtſchaftlich ſondern nur agrariſch
zu ſehen vermag, blieb dieſer naive Denker uns die alten
Phraſen von der Verjüngung aus dem Landvolk, von dem
ackerbautreibenden Staatsfundament, von der ſtaatserhalten-
den Kraft des Agrariertums nicht ſchuldig, und am Schluſſe
kam die alte Litanei: „Für den Geſamtſtaat erwächſt die Auf-
gabe, der Abwanderung vom Lande und dem Aufſaugung s
prozeß, der von den großen Städten ausgeht, mit allen

Mitteln ein Paroli zu bieten.“ Dasſelbe haben ſchon Hun-
derte noch Weiſere lange vor ihm geſagt. Bei dem Sagen iſt
es geblieben. Ratlos und hilflos ſtehen die bürgerlichen Natio
nalskonomen und ihre Staatsweisheit fängt nachgerade an
zu vergilben.

Ganz anders ſteht die Sozialdemokratie dem Problem gegen
über, denn ſie iſt eine Geſellſchaft des logiſchen Durchdenkens
und der unerbittlichen Konſequenz. Bevor wir ihre Stellung
zu dem klaffenden Widerſpruch, der in der Formel Stadt und
Land enthalten iſt, erörtern, wollen wir die Verhältniſſe in
der Provinz Sachſen einer Betrachtung unterziehen. Die
letzte Volkszählung ſtellte etwas über 3 Millionen Einwohner
feſt. Davon wahnten in den Städten (ſhierunter verſteht
die Reichzſtatiſtik alle Plätze mit mindeſtens 2000 Einwohnern,
ganz gleich, ob ſie Dorf oder Stadtverfaſſung haben) 1,76Miulenen, (58 Proz.), auf dem Lande nur 18 Millionen.

Bei Gründung des Reiches wohnten in den ſächſiſchen Städten
erſt 40 Proz. der Bevölkerung. In ganz auffallender Weiſe
konzentriert ſich dieſe „Verſtädterung“ auf die drei Großſtädte
des Landes. Jn Magdeburg, Halle und rfurt wohnen allein
weit über eine halbe Million Menſchen. Jhr Wachstum iſtLahaltſem Dem gegenüber ſteht die e

daß, ganz abgeſehen von den vielen kleineren Dörfern und
Zwergſtädtchen, nicht weniger als 81 ſächſiſche Kleinſtädte
allein im letzten Jahrfünft in ihrer Einwohnerzahl zurück-
gegangen ſind. Bei den Dörfern iſt das in noch viel troſt-
loſerer Weiſe geſchehen

Statt Wachstum und Blühen, hier alſo ein Stagnieren und
Abſterben! Das iſt eine Verſchiebung der Kräfteverteilung
im Staate, die das platte Land ſchwer zu büßen hat. Die
heimatliche Scholle ſchreit bei der wachſenden Volksmenge nach
intenſivſter Bearbeitung; die landwirtſchaftliche Leutenot
nimmt immer mehr einen bedrohlichen Charakter an; die
organiſchen Zuſammenhänge der Wirtſchaftskraft von Stadt
und Land werden völlig verſchoben und zerriſſen die Geſund-
heit der volkswirtſchaftlichen Fundamente wird gefährdet.
Hier Arbeitermangel, dort Arbeitsloſigkeit oder unwürdige
Preisunterbietung und Ausbeutung der Arbeitskraft. Der
Kapitalismus kennt keine Rückſichten und höhere Aufgaben,
und weil die Staatsgewalt ſein Diener iſt und nicht der
Diener ſeines Volkes, ſteht ſie dieſen Zuſtänden mit gefalteten
Händen gegenüber. Sie geht auch den treibenden Kräften nicht
auf den Grund, die dieſe ungeſunde Entwicklung verſchuldet
haben.

Der Sozialismus hat längſt feſtgeſtellt, wie auch dies alles
nichts mehr und nichts weniger iſt, als die natürliche Folge
einer ſinnloſen Produktionsweiſe, der kapitaliſtiſchen Wirt-
ſchaftsform. Jn ſeinem Vuche Die Frau hat Bebel ſchon vor
Jahren zu dieſem allen kein Blatt vor den Mund genommen.
Er hat dort die Gewißheit ausgeſprochen, daß die großen
Städte in der neuen Geſellſchaft allmählich aufhören werden
zu exiſtieren und daß die unnatürlich zuſammengeballte und
auseinandergeriſſene Bevölkerung ſich von ſelbſt wieder dezen
traliſieren wird. Selbſtredend verkennt auch er nicht, daß die
bizherige Entwicklung notwendig geweſen iſt. Die ſtädtiſchen
Maſſenanſammlungen haben „geviſſermaßen als Revolutions-
entren in der neuen Geſellſchaft ihren Zweck erfüllt. Die

tige Großſtädtebildung“ wird niemand für ein geſundes
dukt anſehen. Sie macht, bilblich geſprochen, den Ein

druck eines Menſchen, deſſen Bauchumfang beſtändig zunimmt,
wohingegen die Beine immer dünner werden und ſchließlich
die Laſt nicht mehr tragen können. Des Fürſten Bismarck
einſtmaliger Wunſch, die großen Städte vernichtet zu ſehen,
wird in der neuen Geſellſchaft erfüllt, aber in einem ganz
anderen Sinne, als er es erwartete. Mit der Aufhebung des
Privateigentums an den Arbeitsmitteln, mit ihrer Verwand-
lung in geſellſchaftliches Eigentum verſchwindet ganz von ſelbſt
die Grundurſache, die Stadt und Land auseinandertreibt, die
das Land entvölkert, die die großen Städte übervölkert, die in
den Städten alle Kulturerrungenſchaften aufhäuft und zugleich
das platte Land zu Kulturloſigkeit, Armſeligkeit und Reiz-
loſigkeit verurteilt. „Die allmähliche Auflöſung der Maſſen
anhäufungen iſt notwendig, indem die Bevölkerung in der neuen
Geſellſchaft wieder von den großen Städten auf das Land
wandert, dort neue, den veränderten Verhältniſſen ent-
ſprechende Gemeinden bildet, und ihre induſtrielle Tätigkeit mit
der land wirtſchaftlichen verbindet.“

Durch das ganze Volk wird ein ſegensreicher Zug des Aus
gleichs gehen, ſtatt daß, wie bei der heutigen Jagd nach Profit
blöde Planloſigkeit, Rückſichtsloſigkeit und Zufälligkeit ent-
ſcheidet. Wo heute ein jeder dem triſten Landleben zu ent-
rinnen ſucht, da wird ſpäter das Umgekehrte der Fall ſein.
Die neue Geſellſchaft wird die liebgewordenen ſtädtiſchen Kul-
turgewohnheiten auf das Land übertragen, ſich dort Theater,
Konzertſäle, Bildungsanſtalten uſw. einrichten und vor allem
ſich unmittelbar an dem reichen Brennquell der Natur ver
jüngen, ſtatt in den luft- und lichtloſen Hinterhäuſern der
großſtädtiſchen Mietskaſernen zu verkümmern. Die geiſt-
tötende Art der einförmigen kapitaliſtiſchen Arbeitsweiſe wird
eine angenehme Abwechſlung finden, wenn die Jnduſtrie ſinn-
gemäß auf das Land übertragen wird, wenn ſich die Land-
bevölkerung an der Jnduſtrie und die Jnduſtriebevölkerung an
dem Acker- und Gartenbau beteiligt. Dann erſt wird der
Menſch wider ganz Menſch ſein. Welche Perſpektiven! Und
wie einfach und ſelbſtverſtändlich erſcheinen ſie.

Aber wie ganz anders ſieht dieſe ſozialiſtiſche Löſung des
Problems Stadt und Land aus, als das „Paroli“, mit dem der
philoſophiſche Dilettant von Hohenfinow meint, dem ſtädtiſchen
„Aufſaugungsprozeß“ ein Ende zu machen. Auch hier die alte
Geſchichte: die bürgerliche Halbheit tötet, aber die Konſequenz
des Sozialismus macht lebendig!

Der Balkankrieg.
An den Vorgängen auf dem Balkan zeigt ſich wieder einmal

die kulturmörderiſche Wirkſamkeit von Militaris-
mus und Jmperialismus. Als die Balkanverbündeten
ihren Krieg gegen die Türken begannen, taten ſie das angeblich
„zur Befreiung der unterdrückten Brüder“. Kaum waren die
„Brüder“ befreit, da tobte ſich die entfeſſelte militariſtiſche Gier
der Befreiungsheere in der Ausrottung anderer Völker, der
Türken und Albaneſen, aus. Jetzt aber ſuchen ſich die Befreier
ſchon gegenſeitig auszurotten. Nicht idealer Befreiungsdrang,
ſondern die brutalſte nationale Herrſchaftsſucht iſt das treibende
Motiv für die Machthaber in Sofia, Belgrad und Athen.

Haben wir doch etwas Aehnliches vor nicht allzulanger Zeit in
Deutſchland erlebt. 1863 zogen Preußen und Oeſterreicher
zur „Befreiung der deutſchen Brüder“ in SchleswigHolſtein vom
däniſchen Joche aus. Kurze Zeit nach Beendigung des Krieges
gerieten ſie ſich antereinander in die Haare, und hente unter

drückt die preußiſche Regierung in Schleswig die annektierten
Dänen mit den nämlichen brutalen Mitteln, deren Anwendung
gegen Deutſche den Anſtoß gab zur Entfeſſelung der nationalen
Leidenſchaften bei uns „u Lande gegen Dänemark. Das Beiſpiel
paßt genau: nur das die Machthaber auf dem Balkan, ihrem
niedrigen Kulturſtande entſprechend, immerhin noch weit unmenſch-
licher verfahren, als preußiſche Beamte.

Natürlich meſſen ſich die raufenden Staaten gegenſeitig die
Schuld am Ausbruch der Feindſeligkeiten zu. Man braucht ſich
dabei nicht aufzuhalten. Sobald ſie ſich über die Teilung der
Beute nicht verſtändigen konnten, ſuchte eine jede Macht nach einem
Vorwand zum Losſchlagen. Wichtiger als die Schnuldfrage iſt die
Aufklärung über das Streitobjekt.

Als die Balkanſtaaten ſich zum Krieg gegen die Türkei ver-
bündeten, verſtändigten ſie ſich über die Teilung der möglicher
Weiſe zu erobernden Länder nur in den Grundzügen. Es wurde
den Bulgaren Thrazien zugewieſen, den Serben und Montenegro
Altſerbien und Nordalbanien, den Griechen Südalbanien, Epirus
und die ägäiſchen Jnſeln. Eine Verſtändigung über Mazedonien
blieb vorbehalten. Durch jenen Plan wurde nun ſchon von den
Großmächten ein Strich gemacht, indem auf Betreiben Oeſterreichs
und Jtaliens Albanien den Verbündeten entriſſen und damit be-
ſonders den Serben der heißbegehrte Zugang zum Meere vorent-
halten wurde. Daraufhin begründeten ſowohl Serbien wie
Griechenland ihre Anſprüche auf Mazedonien, wovon ſie den Bul-
garen nur einen kleinen Teil zugeſtehen wollen, während die Bul-
garen, denen durch die Eroberung von Adrianopel in Thrazien
mehr zugefallen iſt, als ſie ſelbſt erwartet hatten, Mazedonien
nahezu ganz für ſich beanſpruchen. Das Auskunftsmittel, Maze-
donien zu einem unabhängigen Lande zu machen gleich Albanien,
iſt deshalb nicht angängig, da in Mazedonien mehrere Völker,
Bulgaren, Serben, Griechen, KutzuWlaachen (Rumänen), aber auch
Albaneſen und Türken durcheinander wohnen, ohne daß irgend
ein Volk das ausgeſprochene Uebergewicht hätte. Bei der gegen
ſeitigen Verbitterung würde das zum Bürgerkrieg führen.

Griechen und Serden haben ſich untereinander über eine Grenz
linie quer durch Mazedonien, etwa von Monaſtir nach Sereß ver
ſtändigt; das Gebiet öſtlich des Strums-Fluſſes wollen ſie den
Bulgaren überlaſſen. Jn einer von ſerbiſcher Seite angegebenen
Schrift werden die gegenſeitigen Gebietsanſprüche der Streitenden
folgendermaßen in Quadratkilometern in runden Zahlen dar
geſtellt

Bulgar. Serb. Monten. Griechenl.
Beſetztes, ehem. türk. Gebiet 59000 60000 5000 30000
Bulgariſcher Verteilungsplan 87000 26000 7000 11000
Serbogriechiſcher 61000 36000 7000 227000
Größe jeden Staates nach dem
bulgariſchen Verteilungsplan 183000 75000 16000 76000
ſerbo- griechiſchen 157000 85000 16000 92000
Die Kriegsopfer betrugen:
An Toten und Verwundeten 40000 28000 8000 12000
An Geld in Franken (Mill.) 1050 817 165 350

Wie aus dieſer Darſtellung hervorgeht, würde nach dem bul-
gariſchen Plan Bulgaren größer werden als alle die drei andern
Staaten zuſammen, während auch der ſerbogriechiſche Plan ihm
noch immer ein ſtarkes Uebergewicht gegenüber jedem einzelnen
anderen Staat ließe. Die erſtrebte Vormachtsſtellung Bulgariens
würde aber noch erheblich dadurch verſtärkt werden, wenn nach
dem bulgariſchen Plan Bulgarien ſowohl an Serbien und Griechen
land wie auch an Albanien grenzen würde, während zwiſchen
Griechenland und Serbien ſich bulgariſches Gebiet hineinſchöbe.
Serbien wünſcht aber direkt an Griechenland zu grenzen, ſchon um
einen leichteren Zugang zu Saloniki zu haben, das dann eine Art
BalkanFreihafen werden ſoll. Aus dieſem politiſchen Grunde
ſchon widerſtreben Serbien und Griechenland mit aller Macht den
bulgariſchen Aufteilungsplänen. Es iſt alſo ein nackter Kampf um
die Macht, der ſich da abſpielt. Von Recht kann auf keiner Seite
geredet werden. Der Ausgang des Gemetzels iſt ganz ungewiß.

Unwahrſcheinlich iſt, daß die europäiſchen Mächte in dieſen Krieg
hineingezogen werden. Jhr Beſtreben wird ſein, ihn zu lokali-
ſieren. Aber eine bemerkenswerte Verſchiebung der Beziehungen
zu den Mächten hat ſich bereits vollzogen. Der größte ſlawiſche
Balkanſtaat, Bulgarien, ſucht eine Annäherung an Oeſterreich. Jn
folgedeſſen bewirbt ſich das früher dem Dreibund zugeneigte nicht
ſlawiſche Rumänien um die Gunſt des Zaren. Es iſt das ein neuer
draſtiſcher Beweis dafür, was es mit dem ſlawiſchen BalkanPo
panz auf ſich hat, mit dem Bethmann für die deutſche
Heeresvermehrung Stimmung zu machen ſuchte. Trotz-
dem von uns ſofort dieſer Unſinn aufgedeckt wurde, haben ſich die
deutſchen Patrioten doch damit ködern laſſen, oder vielmehr ködern
laſſen wollen.

Auf dem Kriegsſchauplatze
ſcheinen die Kämpfe vorübergehend zum Stillſtand gekommen
zu ſein. Die letzten bulgariſch ſerbiſchen Gefechte waren über-
aus verluſtreich, und die Gefallenen ſollen zu Zehntauſenden
das Schlachtfeld bedecken. Man benutzt die eingetretene Kampf-
pauſe zur Beerdigung der Toten. Jm übrigen wird das aus
dem erſten Balkankriege genugſam bekannte Spiel in ver-
ſchlimmerter Auflage fortgeſetzt: man verſucht ſich gegenſeitig
in der Fabrikation von „Sieges“- und Schwindel nach-
richten förmlich zu überbieten. Und da es bis jetzt auf dem
Kriegsſchauplatze kleine andere als die offiziöſe BVericht-
erſtattung gibt, ſo iſt es natürlich ganz unmöglich, aus dem
Wuſt der ſich einander widerſprechenden Meldungen die Wahr



heit herauszufinden. Melden heute die Serben einen „großen
Sieg“, ſo kommen ſofort die Bulgaren und machen das Gegen-
teil daraus und umgekehrt. So beſtreiten jetzt die Serben
ſogar, daß ſie bei Koiwolak eine ſchwere Niederlage er-
litten haben es ſei unwahr, daß die ſerbiſche Timokdiviſion
vernichtet worden ſei. Demgegenüber halten die Bulgaren
nicht nur ihre Siegesmeldungen voll aufrecht, ſondern ſie
wollen auch gegen die Griechen einen großen Erfolg
errungen haben. Der bulgariſche General Jwanow, der
„Sieger von Adrianopel“, will „mit einer einzigen Brigade
die geſamte, 80 000 Mann zählende, von König Konſtantin
kommandierte griechiſche Armee zerſprengt haben“.

All dieſe unkontrollierbaren „Sieges“meldungen, die die Bal-
kanbrüder zu ihrem Vergnügen in die Welt ſetzen, werden auf
ihren wahren Wert zurückgeführt durch die Tatſache, daß es
bis jetzt weder auf dem bulgariſch- ſerbiſchen noch auch auf dem
ſüdlichen Kriegsſchauplatze zu einer Entſcheidungsſchlacht ge
kommen iſt!

Die ſerbiſche Niederlage an der Brjegalnica.
Wien, 7. Juli. Der Kriegsberichterſtatter der Reichspoſt

meldet: Jn der Schlacht an der Brjegalnica ſind bei der ſieg-
reichen Gegenoffenſive der Bulgaren ſüdlich von Deslinici die
ſerbiſchen Regimenter 3, 4 und 11 vollſtändig aufge-
rieben worden. Von den 15 000 Mann der Timokdiviſivn, die
den weſtlichen ſerbiſchen Flügel bildete und von den Bulgaren
durch Umklammerung vollſtändig zerdrückt wurde, blieben nur
4000 Mannam Leben. Vom Weſten und Oſten durch Um-
gehung bedroht, hat die ſerbiſche Armee den Rückzug
angetreten, welcher in Gefahr iſt, im unteren Morawatale
abgeſchnitten zu werden. Meldungen über ſerbiſche Siege bei
Kotſchana ſind falſch.

Wien, 8. Juli. Die Neue Fr. Pr. meldet aus Sofia: Zwei
großen bulgariſchen Armeen, von denen eine um Egripalanka-

Kratowo, die andere gegen Kotſchana operiert, gelang die Ver-
einigung zwiſchen Egripalanka und Kumanowo. Die ſerbiſche
Morawadiviſion iſt ſomit endgültig verloren. (7)

Der griechiſche Sieg bei Nigrita.
Athen, 7. Juli. Meldung der Agence d'Athenes.) Nach

dreitägigen erbitterten und blutigen Kämpfen hat die Schlacht
auf der Linie vom Ardſchan bis Nigrita vorgeſtern mit einem
glänzenden Siege der griechiſchen Armee und dem vollen
Rückzug des Feindes geendet. Die bulgariſchen Truppen
in dieſen Kämpfen beliefen ſich auf 80 bis 88 Bataillone Jn-

fanterie mit 180 Kanonen und ſtanden in verſchiedenen
Gruppen zwiſchen dem Pangäon-Gebirge und dem DoiranSee.

Die Haltung Rumäniens.
Wien, 7. Juli. Wie „aus diplomatiſchen Kreiſen“ mitge

teilt wird, dürfte Donnerstag oder Freitag die rumäniſche
Mobiliſierung vollendet ſein. Dann erſt wird ſich die Haltung
der rumäniſchen Regierung entſcheiden. Man erwartet, daß
dann ſofort mit dem Uebergang über die Donau begonnen
werden wird. Rumänien hat jede Verhandlung abge-
lehnt und infolgedeſſen auch jede Jntervention. Rumänien
fürchtet, durch Verhandlungen hingezogen zu werden. Es will
daher Bulgarien vor eine vollendete Tatſache ſtellen, um es zu
zwingen, endlich ausdrücklich die rumäniſchen Forderungen zu
erfüllen.

Die Türkei wird dringlicher.
Konſtantinopel, 8. Juli. Die Pforte hat geſtern die

bulgariſche Regierung in dringlicher Form erſucht, die Küſte
des Marmarameeres und die Gebiete bis zur neuen Grenze
Enos-Midia unverzüglich zu räumen. Alle abberufenen tür-
kiſchen Offiziere ſind wieder bei der Armee eingetroffen.

Rußlands neue „Probemobilmachung“.

Petersburg, 7. Juli. Laut Blättermeldungen ſind zum
15. Juli neue „Probemobilmachungen“ der ruſſiſchen Armee
geplant.

Zeppelin.
(Zu ſeinem 75. Geburtstage.)

Die Beſchäftigung mit dem Probleme, wie man einen Luftballon
ſteuerbar machen, ihm eine ſtarke Eigenbewegung geben könne,
iſt faſt ſo alt, als wie die Geſchichte des Luftballons ſelbſt. Schon
der berühmte franzöſiſche Luftſchiffer Blanchard, der 1785 als
erſter Menſch den Aermelkanal überflog, hatte an ſeinem Ballon
künſtliche Flügel und Steuerruder angebracht. Eine wirkliche
Lenkung konnte aber nur dann erzielt werden, wenn es möglich
war, dem Luftſchiff eine ſo ſtarke Eigenbewegung zu geben, Laß
es damit in den Stand geſetzt wurde, auch gegen den Wind fort
zukommen. Zum erſten Male gelang das dem Franzoſen Henry
Giffard, der 1855 einen ſpindelförmigen Ballon von 44 Meter
Länge und 12 Meter Durchmeſſer erbaute, der eine Dampf-
maſchine von 3 PS trug. Dieſe verlieh durch Drehung eines
Schraubenprovellers dem Ballon eine Geſchwindigkeit von drei
Metern in der Sekunde (gleich 10,8 km in der Stunde). Giffard
konnte zwar mit ſeinem Ballon einige Bewegungen vollbringen,
mußte aber ſehr bald landen, weil ſein Apparat nicht genügend
das Gleichgewicht bewahrte.

Mehr Erfolg hatte der Pariſer Dupuy de Löme mit ſeinem
Ballon, der mittels einer von 8 Männern bedienten Schrauben-
ſpindel bewegt wurde. Ein Segel am hinteren Ende der nachen-
förmigen Gondel diente als Steuerruder. 1872 führte de Löme
eine ca. zweiſtündige Fahrt nach vorher beſtimmtem Ziele aus,
wobei er erfolgreich gegen den wenn auch nur ſchwachen Wind
ankämpfte.

Den erſten, freilich nur bei Windſtille zuverläſſigen, durchaus
lenkbaren Ballon erbauten die Franzoſen Renard und Krebs im
Jahre 1884. Jhr Luftſchiff konnte eine Eigengeſchwindigkeit von
21,6 km in der Stunde entwickeln. Mittleren Wirdgeſchwindig-
keiten gegenüber waren daher die Konſtrukteure völlig machtlos.
Jn neuerer Zeit zeichneten ſich beſonders die Lenkballons des
Santos Durmont durch Schnelligkeit und leichte Steuerbar-
keit aus. Auch ſie erreichten längſt nicht die ſtaunenswerten
Flugleiſtungen der Luftſchifſe des Grafen Zeppelin.

Graf Zeppelin, der heute, am 8. Juli 1913, ſeinen 75. Geburts-
tag feiern kann, führte im Ballonbau ganz neue Grundſätze durch.
Die Luftſchiffe ſeiner Vorgänger waren mit ganz wenigen Aus-
nahmen unſtarr, d. h., ihr Tragkörper beſtand nur aus einer mit
Gas gefüllten, dehnbaren Hülle. Zeppelins Ballons ſind dagegen
ſtarr. Sie beſtehen aus einem im Querſchnitt ſechzehn- bis vier-
undz igeckigen Aluminiumgerippe, das mit ſehr feſter undiaigter Vellonſeide umkleidet iſt. Das Ganze ſieht wie ein rieſiger

langer Zylinder aus, der an den Enden ſpitz zuläuft. Das erſte
1899/1900 von Zeppelin erbaute Luftſchiff war 128 Meter lang
und hatte einen größten Durchmeſſer von 11,65 Meter. Jnner-
halb des großen Hohlzylinders, der in 17 Abteilungen geſchieden
war, befanden ſich 17 kleine, kugelförmige Ballons, in jedem Fach
einer. Drei Meter unterhalb des Ballonkörpers hingen zwei
Gondeln, an jedem Ende S deren d einen Benzinmotor von
14,7 P8. Leiſtung trug. waren durch einen Lauf

London, 7. Juli. Nach einer Meldung der Daily Mail
aus Odeſſa hat die ruſſiſche Regierung den Mobiliſie-
rungsbefehl für die Garniſonen des Südens und des
Südweſtens ergehen laſſen. Die Mobiliſierung iſt als eine
„Vorſichtsmaßregel“ angeſichts des neuen Balkankrieges anzu
ſehen.

Politiſche AUeberficht.
Halle (Saale), den 8. Juli 1918.

Der Bundesrat und die militäriſche Schreckensjuſtiz.
Die Beſchlüſſe des Reichstags zu den Wehr- und

Deckungsvorlagen ſind vom Bundesrat unverzüglich an
genommen worden. Dagegen hat man es mit der Zuſtimmung
zu der im Zuſammenhange mit der Wehrvorlage vom Reichs
tag verabſchiedeten Novelle zum Militärſtrafgeſetz-
buch nicht ſo eilig gehabt. Man hat ſie vielmehr erſt einem
Ausſchuß überwieſen.

Die Beſtätigung der dem Volke auferlegten neuen Laſten
konnte nicht raſch genug erfolgen. Daß viele Tauſende von
Rekruten den Militärſtrafgeſetzen unterworfen wurden, vertrug
keinerlei Aufſchub. Aber die Milderung der allgemein als
ungeheuerlich empfundenen mittelalterlichen Beſtim-
mungen des Militärſtrafgeſetzbuchs vermochte der Bundesrat
nicht ohne weiteres zu akzeptieren. Hier war eine peinliche
Nachprüfung am Platze.

Der Reichskanzler hatte zwar im Reichstage die Erklärung
abgegeben, daß er die Beſchlüſſe des Reichstags im Bundesrat
energiſch vertreten werde. Lag es nun an der Ohnmacht des
Reichskanzlers und preußiſchen Miniſterpräſidenten oder an
ſeiner mangelnden Energie jedenfalls hat der Bundesrat ein
Geſetz, das vom Reichstag als überaus dringlich an-
erkannt und wegen ſeiner Dringlichkeit als Not geſetz be
ſchloſſen worden war, auf die lange Bank geſchoben und die
Entſcheidung darüber bis zum Herbſt vertagt.

Selbſtverſtändlich wäre es für den Bundesrat ein leichtes ge-
weſen, vor dem Eintritt in die Sommerferien nach Einholung
der ihm notwendig erſcheinenden Jnformationen noch eine oder
mehrere Sitzungen abzuhalten und dann das Geſetz ſofort zu
erledigen. Das aber entſprach nicht der Bequemlichkeit
des Bundesrats. Die Hauptſache war für ihn, daß ungezählte
Tauſende mehr als bisher in den unerwünſchten „vornehmſten“
Rock geſteckt wurden. Dafür, daß von Geſetzes wegen Schreckens-
urteile wie das von Erfurt auszuſchließen oder wenigſtens zu
mildern ſeien, fehlte jegliches Verſtändnis.

Dieſe Verſchleppung einer längſt drin glichen Reform
wird unſerem Militarismus vollends das Brandmal aufs-
drücken.

Heeringen der Neunzigſte.
Unter dieſer Ueberſchrift bringt die Berl. Volkszeitung eine

intereſſante Statiſtik über den Miniſterverbrauch des
Reichs. Die Volkszeitung ſchreibt:

„Der ſoeben aus ſeiner Stellung geſchiedene Kriegsminiſter
v. Heeringen war der 90. Miniſter unter Kaiſer Wilhelm II.
Jn ſeinem eigenen Amt hatte Herr v. Heeringen ſechs Vor-
gänger. So groß auch die Zahl von ſieben Kriegsminiſtern in
den 25 Regierungsjahren des Kaiſers erſcheinen mag, ſo gab
es doch in anderen Reſſorts noch häufigeren Wechſel. Am
häufigſten war der Wechſel im Miniſterium des Jnnern, das
jetzt ſeit dem Regierungsantritt des Kaiſers der neunte
Miniſter verwaltet. Nächſt den preußiſchen Miniſtern des
Jnnern folgen der Zahl nach die Staatsſekretäre des Anus-
wärtigen Amtes. Herr v. Jagow iſt der achte Staatsſekretär.
Die Zahl der Staatsſekretäre des Reichsſchatzamtes beträgt
ſieben. Die Zahl ſechs kehrte mehrere Male wieder. Wir
hatten, wenn die noch im Amt befindlichen Miniſter einge-
rechnet werden, ſechs preußiſche Miniſterpräſidenten, ſechs
Kultusminiſter, ſechs Handelsminiſter und ſechs Landwirt-
ſchaftsminiſter. Das Reichskolonialamt wird jetzt zum ſiebenten
Male wechſelnd verwaltet. Allerdings ſind hierbei die Direk-
toren eingerechnet, die an der Spitze des Reichskolonialamts
ſianden, bevor es vom Auswärtigen Amt abgetrennt wurde.
Solf iſt ſeit der Abtrennung der dritte Staatsſekretär. Die
Zahl der übrigen Miniſter unter dem Kaiſer ergibt ſich

ſteg miteinander verbunden. Die Motoren wirkten auf vier vier-
flügelige Schrauben von je einem Meter Durchmeſſer ein, die in
der Minute 1190 Umdrehungen machen konnten. 26 Meter unter
dem Ballonkörper hing an einem ſtählernen Tau ein 100 Kilo-
gramm ſchweres Laufgewicht, das in der Ebene um 7 Meter vor-
und rückwärts bewegt werden konnte. Es ſollte ſowohl das Luft
ſchiff im Gleichgewichte erhalten als auch das Aufrichten oder
Senken der Spitze erleichtern helfern. Am Ballonkörper befanden
ſich vier Steuerruder, 2 vorn und 2 hinten. Am 2. Juli 1900
konnte dies Luftſchiff ſeinen erſten Aufſtieg machen.

Von dieſer Zeit an begann für den Erbauer eine lange Reihe
vou Mißgeſchicken und Glückszufällen, die er alle mit ſoviel Ruhe
wie energiſch überwand. Zahlloſe Verbeſſerungen nahm Zeppelin,
unterſtützt von ſeinem Oberingenieur Dürr, an ſeinen Luftſchiffen
vor, aber im weſentlichen brauchte an ihrer Konſtruktion nichts
geändert zu werden.

Die rieſenhafte Entwicklung der modernen Motoreninduſtrie in
den letzten Jahren, deren Erzeugniſſe im Verhältnis zu ihren
Leiſtungen immer leichter wurden, ermöglichten es dem Grafen,
ſeinen Luftſchiffen eine immer größere Geſchwindigkeit zu geben.
Während ſeine erſten Bauten eine Schnelligkeit bis zu 32 Kilo
meter in der Stunde entwickelten erreichen ſie heute mit zwei
Motoren von je 150 PS. Eigengeſchwindigkeiten bis zu 80 und
mehr Kilometer in der Stunde, d. h. ſie können ſelbſt noch gegen
ſtarken Sturm ankämpfen und vorwärts kommen.

Die Fortbewegungs- und damit Steuerungsmöglichkeit eines
Ballons hängt natürlich in der Hauptſache von der Art und Kraft
ſeiner Antriebsmaſchinen ab. So würde anch Zeppelin nie ſeine
großartigen Erfolge in den letzten Jahren errungen haben, hätte
ihm die Jndnuſtrie nicht ſehr ſtarke und dabei doch leichte Motoren
zur Verfügung geſtellt. Aber es bleibt ihm doch der Ruhm, durch
geſchickte Zuſammenfaſſung der vorhandenen Möglichkeiten, ein
wirklich brauchbares und zuverläſſiges Luftſchiff erbaut zu haben.

Wenn auch in neueſter Zeit die Flugmaſchinen mit ihren
Leiſtungen die der Zepvelinballons bei weitem hinter ſich ließen,
vor allem unvergleichlich viel ſchneller fuhren, ſo werden jene
wahrſcheinlich doch unter den Verkehrsmitteln der Zukunft eine
wichtige Rolle als Beförderer von Maſſengütern ſpielen. Und
wenn jetzt auch noch der menſchenmordende und kulturwidrige
Militarismuns die Zevpelinſchiffe ſeinen auf Zerſtörung ge
richteten Zielen nutzbar macht: deshalb bleiben ſie doch Erzeug
niſſe höchſten Kulturwertes, und daher darf auch ihr Schöpfer,
Graf Zeppelin, zu den Kulturpionieren gezählt werden ſo gut als
wie James Watt und Stephenſon!

Daktyloſkopie.

Ein neues Verfahren zur Abnahme von Fingerabdrücken
bei Verbrechern hat der Sicherheitskommiſſar beim Erken-
nungsdienſt der königl. Polizeidirektion München Joſeph
Rubner, gefunden. Bekanntlich iſt der Vergleich von Finger-
abdrücken eines der wichtigſten Erkennungsmittel bei der Feſt-
ſtellung von Verbrechern. Die feinen Hautlinien an der
Jnnenſeite der Fingerkuppen laufen bei jedem Menſchen
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folgendermaßen: Wir hatten fünf Reichskanzler, vier Staats
ſekretäre des Reichsamts des Jnnern, vier Staatsſekretäre des
Reichsjuſtizamts, vier Staatsſekretäre des Reichsmarineamts,
vier preußiſche Finanzminiſter, vier preußiſche Juſtizminiſter
und vier Miniſter der öffentlichen Arbeiten. Den ſeltenſten
Wechſel ſah das Reichspoſtamt, an deſſen Spitze jetzt ſeit Grün-
dung des Deutſchen Reichs der dritte Staatsſekretär ſteht.“

Mehr als dies intereſſiert aber noch die Kehrſeite der
Medaille: die Koſten der Penſionierung dieſer
großen Anzahl von Miniſtern. Und hier hat das Volk die
Zeche zu zahlen, während es. bei dem Abgang eines Miniſters
nichts zu ſagen hat. Dafür leben wir eben in Preußen!

Wahrheit oder Dichtung
Alldeutſche Senſationsmeldungen?

In den letzten Tagen gingen wieder einige Meldungen durch
die alldeutſche Preſſe, die ein keineswegs günſtiges Licht auf
Frankreich werfen. Wie wir bereits meldeten, ſoll in Oran
(Marokko) ein deutſcher Fremdenlegionär, namens Hans
Müller erſchoſſen worden ſein. Das deutſche Auswärtige
Amt leitete ſofort Schritte ein und beauftragte die deutſche
Botſchaft in Paris mit den näheren Feſtſtellungen. Daraufhin
meldete das franzöſiſche Kriegsminiſterium, daß ein deutſcher
Fremdenlegionär, namens Hans Müller, in Oran nicht er-
ſchoſſen worden ſei. Seit 1910 ſei kein Fremdenlegionär dieſes
Namens kriegsgerichtlich erſchoſſen worden, und der bei dieſer
Gelegenheit genannte Oberſt Pierron ſtehe auch gar nicht in
Oran, ſondern in Fez. Dieſes Dementi halten die alldeutſchen
Blätter jedoch nicht für ſtichhaltig.

Weiter gelangte in dieſen Tagen aus Paris die Meldung
an deutſche Blätter, in Paris ſei ein junger Menſch, angeblich
ein Deutſcher namens Paul Rudowsky, der ſich auf einem
Pariſer Polizeikommiſſariat nach der Adreſſe eines Bekannten
erkundigen wollte, wegen Landſtreichens feſtgehalten worden.
Jn ſeiner Reiſetaſche ſollen mehrere Papiere gefunden worden
ſein, welche Zeichnungen von einem für Flugzeuge beſtimmten
Maſchinengewehr enthielten. Bei dem Verhör erzählte Ru-
dowsky, ſein Vater ſei mehrere Jahre Werkführer bei Krupp
geweſen er ſelbſt war bei Krupp in Eſſen als Zeichner ange
ſtellt. Dort habe er ſich mehrere Zeichnungen über ein neues
Maſchinengewehr angeeignet und ſei nach Frankreich gereiſt,
um die Pläne dem dortigen Kriegsminiſterium zu verkaufen.
Zu dieſer angeblichen Hochverratsangelegenheit äußert ſich der
Generaldirektor der Kruppſchen Werke, Geheimer Finanzrat
Hugenberg, ihm ſei bisher von der Angelegenheit nichts be
kannt. Er halte ſie auch für un wahr und meſſe der ganzen
Sache abſolut keine Bedeutung bei. Auch der Kriminalabtei-
lung der Polizei in Eſſen iſt weder von der Perſon des in
Paris angeblich verhafteten Paul Rudowsky, noch von der Sache
ſelbſt etwas bekannt.

Es ſcheint, als wenn man durch dieſe Meldungen wieder
Stimmung gegen Frankreich machen wolle. Jmmerhin aber
wird ſich die deutſche Regierung eine gründliche Unterſuchung
und Klarſtellung, namentlich des erſteren Falles, angelegen
laſſen ſein müſſen.

Deutſches Reich.
Der neue Kriegsminiſter. Nach einer Meldung des Berl.

Lok.-Anz. wurde Generalmajor v. Falkenhayn, Chef des
Generalſtabs des 4. Armeekorps in Magdeburg, unter Beförde-
rung zum Generalleutnant ohne Patent zum Kriegsminiſter
ernannt. Der neue Erwählte Wilhelms II. iſt in vieler Hin-
ſicht noch ein unbeſchriebenes Blatt; ein Urteil über ihn wird
man ſich erſt bilden können, wenn er längere Zeit im Amte
iſt. Er iſt am 11. November 1861 geboren, ſteht alſo im Alter
von knapp 52 Jahren. Bemerkenswert iſt, daß Herr v. Falken-
hayn im Kriegsminiſterium bisher nicht tätig geweſen war.
Er entſtammt der Linieninfanterie, hat jedoch hauptſächlich
dem Generalſtab angehört. Nachdem er in Thorn und in
Braunſchweig Kompagniechef bezw. Bataillonskommandeur ge-
weſen, war er kurze Zeit Militärinſtrukteur in China. Er
nahm am Chinafeldzuge im Stade des Generals Walderſee
teil und blieb dann als Major im Generalſtab der oſtaſiatiſchen
Beſatzungsbrigade. Chef des Generalſtabs des 4. Armeekorps
in Magdeburg iſt er erſt ſeit 1912.

Weiter erfährt der Berl. Lokalanzeiger, daß der langjährige
Direktor des Zentral- Departements im Kriegsminiſterium,
General der Jnfanterie v. Wachs, zu den Offizieren von der
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anders: unter Millionen von Abdrücken gibt es nicht zwei, die
einander völlig gleichen. Findet daher irgendwo ein Ver-
brechen ein Mord, ein Einbruch ſtatt, ſo ſucht man ein
Abbild eines vom Verbrecher zufällig am Tatorte hinter-
laſſenen Fingerabdrucks zu gewinnen. Dieſer Abdruck, ver
glichen mit den Fingerabdrücken als verdächtig feſtgenom-
mener Perſonen, hat ſchon öfters ſo z. B. erſt jüngſt im Fall
Sternickel zur Feſtſtellung des Täters gedient.

Die Schwierigkeit des Verfahrens beruht nur in der Auf-
nahme der vom Täter hinterlaſſenen Fingerabdrücke. Handelt
s ſich um blutige Abdrücke, ſo kann einfach ihre Photographie-

rung erfolgen. Unblutige Abdrücke, die dadurch entſtehen, daß
die menſchliche Haut immer etwas Fett ausſchwitzt, müſſen erſt
ſichtbar gemacht werden, was durch Einſtaubung mit einem
dunklen Pulver geſchieht. Papier behandelt man mit Jod-
dämpfen. Dann kann gleichfalls die photographiſche Abnahme
erfolgen. Aber dieſe iſt oft nicht leicht, beſonders wenn Gegen
ſtände in Frage kommen, die nicht transportabel ſind. Vor
allem iſt nicht immer ein photographiſcher Apparat zur Stelle.
Befinden ſich die Abdrücke auf gewölbten Gegenſtänden, z. B.
Stangen, Flaſchen, ſo bringt das photographiſche Bild eine
Verzerrung. Oft ſind auch die Lichtverhältniſſe mangelhaft.
Ueberdies haben nur die großen Polizeibehörden die Mittel,
um die photographiſchen Aufnahmen zu machen. Die kleinen
verzichten entweder ganz oder ſie ſchicken die transportablen
Sachen zur Begutachtung an die großen ein.

Nun hat der Wiener Polizeiagent Rud. Schneider ein Ver
fahren erfunden, durch das dieſe Schwierigkeiten umgangen
werden. Er fertigt von den Fingerabdrücken Abzüge, indem
er ſie mit einem weißen Pulver einſtäubt und dieſes dann
auf eine ſchwarze klebrige Folie abzieht. Von dieſer werden
dann die Aufnahmen gemacht. Aber dieſe ſind naturgemäß
verkehrt und müſſen erſt wieder umgekehrt werden. Verſuche
mit Abzügen auf weißen durchſichtigen Folien, auf deren Rück
ſeite man weißes Papier klebte, ergaben zwar direkte Reſul-
tate, die aber bei ſchwachen Abdrücken nur ſchlecht ſichtbar
waren. Der obengenannte Sicherheitskommiſſar Joſeph Rubner
hat daher eine Verbeſſerung des zugverfahrens erſonnen,
die die angedeuteten Mängel beſeitigt. Er ſtäubt die Abdrücke
mit einem ganz feinen Aluminiumpulver ein und zieht ſie
dann auf eine präparierte glasklare Gelatinefolie ab. Die
Folie wird vorher durch Umbiegen in zwei Teile geteilt; auf
dem einen wird der Abzug gemacht, der andere dient zum Zu
decken. Eine photographiſche Vervielfältigung iſt nun ohne
Platte möglich; man kann direkt von der Folie Abdrücke auf
lichtempfindliches Papier machen. Mittels des ſogenannten
„Deckungs“verfahrens iſt der Vergleich mit den Abdrücken ver
dächtiger Perſonen oder den in den Polizeiarchiven aufbewahr-
ten Abdrücken bekannter Verhrecher leicht. Wie Rubner in der
Umſchau, in der er ſein Verfahren ſchildert, mitteilt, ſind be
reits alle Handſtationen der Gendarmerie in Bayern mit
ſeiner Folie, die den photographiſchen Apparat überflüſſig
macht und von jedem Sicherheitsbeamten leicht in der Taſche
mitgeführt werden kann. angeßeattet
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Temer derſeht worden ſt An ſeine Stelle tet Oberſt Scheilch,Kommandeur des d. reren zu Fuß in Spandau 8
T. Wann iſt der Wehrbeitrag zu zahlen? Der Reichstag hat

keine Beſtimmung darüber getroffen, zu welchem Termin das
erſte Drittel des Wehrbeitrages zu zahlen iſt, während für das
zweite und letzte Drittel der 15. Februar 1915 und der 15. Fe
bruar 1916 feſtgeſetzt ſind. Es wird nun angenommen, daß die
Zuſtellungen des Veranlagungsbeſcheides wohl im erſten uar
tal 1914 erfolgen werden, wenn die Aufforderungen zur
Steuererklärung gegen Ende d. J. ergehen. Das erſte Drittel
des Wehrbeitrages würde dann von dieſem Termin an binnen
drei Monaten zu entrichten ſein. Unter normalen Verhält
niſſen wird alſo das erſte Drittel des Wehrbeitrags im Laufe
des zweiten Quartals 1914 bezahlt werden müſſen.

T Militärrichter gegen die Militärjuſtiz. Der Grenadier
ücke vom 11. Regiment in Breslau wurde zu ſechs

Monaten Gefängnis verurteilt, weil er ſeinem Haupt-
mann geſchrieben hatte, er werde ſich wegen einer Arreſtſtrafe
das Leben nehmen. Dadurch ſollte Mücke den Haupt
mann „durch Drohungen zur Aufhebung der Strafe“ haben
verleiten wollen. Auf Anweiſung des komman-
dierenden Generals des 6. Armeekorps wurde in dieſem
von der ſozialdemokratiſchen Preſſe beſprochenen Fall Be
rufung zugunſten des Verurteilten eingelegt. Das
Oberkriegsgericht nahm trotzdem dasſelbe Vergehen an und
erkannte auf die gleiche Strafe. Der Verhandlungs-
führer, Oberkriegsgerichtsrat Laub, betonte, es ſei dem
Oberkriegsgericht nicht leicht hefallen, das
Urteil ſo zu fällen, als es dies tun mußte.

Die ſozialdemokratiſchen Beſtrebungen, der Militärjuſtiz
energiſch auf den Leib zu rücken, kann gar keine beſſere Recht
fertigung finden, als ſie in dieſem Vorgehen und den Aus
ſprüchen der Militärrichter liegen.

Maſſenkundgebungen gegen das Waldenburger Zuchthaus-
urteil. Jn zwei überaus ſtark beſuchten Maſſenverſammlungen
demonſtrierten Sonntag die Arbeiter des Waldenburger Jndu-
ſtriereviers gegen das Zuchthausurteil des Schweidnitzer
Schwurgerichts. Die Ausführungen der Redner, unter denen
ſich der freigeſprochene Arbeiterſekretär Oſterroth befand,
wurden überall mit ſtürmiſcher Zuſtimmung aufgenommen.
Auch das Bürgertum war in den Verſammlungen ſtark ver-
treten. Die Entrüſtung über den Denunziantenſtreich des frei-
konſervativen Chefredakteurs Lippold, der den Kronzeugen
Köhler zur Denunziation anſtiftete, war allgemein.

Unter ſtürmiſchen Zuſtimmungskundgebungen wurden Reſo
lutionen angenommen, die den Schuldſpruch der Geſchworenen
für einen Fehlſpruch und Rechtsirrtum erklären und dem
Denunziantenſpiel des Köhler und Lippold tiefſte Verachtung
ausſprechen. Jn den Reſolutionen werden den Verurteilten
und ihren Angehörigen die wärmſten Sympathien ausge-
ſprochen.

Wer begnadigt wird. Der erſte Begnadigte infolge der
Jubiläums- Amneſtie in ElſaßLothringen iſt der Sohn des
Staatsſekretärs Zorn v. Bulachs, der wegen Herausforde-
rung zum Duell zu drei Monaten Feſtung verurteilt worden
war. Er hatte gerade ſechs Tage ſeiner Strafe verbüßt.

Jn Elſaß-Lothringen ſind zurzeit 25 Aſſeſſoren an der
Arbeit, um die „Würdigen“ herauszufinden, die nach An-
weiſung des Gnadenerlaſſes Wilhelms II. begnadigt werden
können. Juſt Herrn Klaus v. Bulach hat man als den erſten
Würdigen herausgefunden.

Frankreich.
Die Militärvorlage vor dem Parlament. Jn der Depu-

tiertenkämmer wurde am Montage der Artikel 18 des Militär
geſetzes der die Dauer des aktiven Dienſtes auf drei Jahre feſt-
ſetzt, beraten. Jaurss erklärte, daß der ganze Mechanismus
des Geſetzes, für das dieſer Artikel grundlegend ſei, durch die
Erklärungen der Regierung über die Einſtellung der
Zwanzigjährigen in Frage geſte“t ſei. Die Regierung
würde im Oktober den ganzen Jahrgang 1910 entlaſſen müſſen,
deſſen Zurückbehaltung ſie angekündigt hätte. Somit rühre ſie
an ein Prinzip des Geſetzes, nämlich das Minimum der Effek-
tivbeſtände, und zerſtöre ein Hauptgrund für das Geſetz, da ja
nur ein Jahrgang gedienter Leute unter der Fahne bleiben
würde. Der Berichterſtatter Paté erklärt, die Kommiſſion
habe ſich betreffend die Einſtellung der Zwanzigjährigen noch
nicht ausgeſprochen, und im übrigen berühre dieſe Frage in
keiner Weiſe den zur Beratung ſtehenden Artikel. Der Präſi-
dent der Kommiſſion Lehériſſé drang auf eine ſofortige
Abſtimmung über den Artikel 18 und erklärte, das Geſetz achte
den Grundſatz der Gleichheit. (Beifall im Zentrum.) Sodann
wurde mit 314 gegen 256 Stimmen Schluß der Debatte über
den Artikel beſchloſſen. Weiter nahm die Kammer mit 475
gegen zwei Stimmen einen von der Kommiſſion gebilligren
Zuſatzantrag Daniel Vincent an, nach dem alle Militär-
tauglichen gehalten ſein ſollen, tatſächlich die gleiche Zeit
bei der Waffe zu bleiben.

Paris, 7. Juli. Die Deputiertenkammer hat mit 339 gegen
223 Stimmen denjenigen Teil des Artikels 18 angenommen,
welcher beſagt, daß jeder als militärtauglich erkannte Franzoſe
drei Jahre lang der aktiven Armee angehören müſſe.

Belgien.
Der Kampf ums gleiche Wahlrecht. Das Landes-

komi tee für das allgemeine, gleiche Wahlrecht
hat ſich wieder konſtituiert und An ſeele zum Vorſitzenden er-
nannt. Anſeele erklärte, die Arbeiterklaſſe habe durch den
Streik ihre Macht kennen gelernt und an Anſehen gewonnen.
Dieſe Macht gelte es zu entfalten und für den Bedarfsfall zu
einem unwiderſtehlichen Anſturm zu verwenden. Hauptſächlich
gelte es, die faſt überall vortreffliche Stimmung zur Propa
ganda auszunützen. Weiter ſeien Maßnahmen gegen die in
manchen Landesteilen von den Großunternehmern eingeleitete

salkion zu ergreifen. Gin Aktionsplan wird aus
gearbeitet, ein neuer Kampffonds angeſammelt werden. Wäh
rend die Klerikalen über die Steuerfrage ſtreiten und ein neues
Schulverpfaffungsgeſetz planen, ſind die Arbeiter entſchloſſen,
den Sieg der Wahlreform zu erkämpfen.

England.
Die iriſche Homerule-Bill iſt vom Unterhauſe in

dritter Leſung angenommen worden. Jm Oberhauſe
wird ſie wahrſcheinlich wieder abgelehnt werden. Wenn ſie im
nächſten Jahre wieder eingebracht und vom Unterhauſe ange
nommen wird, ſo gelangt ſie wieder vor das Forum des Ober-
hauſes. Die Bill wird dann Geſetzeskraft durch Parla
mentsbeſchluß erhalten, ſelbſt wenn ſie von den Mit
gliedern des Oberhauſes abgelehnt werden ſollte. Der konſer
vative Führer Bonar Law beantragte das Geſetz abzulehnen
und ſägte, die Regierung treibe einem unausbleiblichen Unglück
entgegen, wenn ſie verſuchte, das Geſetz Ulſter aufzuzwingen,
bevor die Bewohner Alſters es gebilligt hätten. Wenn Ulſter
Widerſtand leiſten würde, dann würde die unioniſtiſche Partei
es mit allen ihren Kräften unterſtützen, und das Geſetz könnte
dann nicht Ulſter ohne Blutvergießen aufgezwungen werden.
Miniſterpräſident Asquith erklärte, daß das Geſetz vom
Volke und dem Lande gebilligt werde. Er hoffe und
glaube, daß es nie nötig ſein werde, bei ſeiner Anwendung in
Ulſter zu Zwangsmaßregeln überzugehen. Asquith fragte die
Unioniſten, was ſie mit dem übrigen Teil von Jrland machen
wollen. (Rufe: Laſſen Sie das auf ſich beruhen Asquith
erwiderte den Zurufern, ſie ſchienen ſehr ſangniniſch und kurz
ſichtig in ihren Anſchauungen von politiſchen Problemen zu
ſein, wenn ſie glaubten, daß im Laufe der Zeit möglicherweiſe
die Tatſache, daß vier Fünftel der iriſchen Bevölkerung ent
ſchloſſen ſind, das Homerule zu ſichern, nicht überſehen werden
könne. Dieſes Problem müſſe ins Auge gefaßt werden. Der
gegenwärtige Geſetzentwurf ſei die beſte Löſung.

Aus der Partei.
Maſſenſtreik und preußiſcher Wahlrechtskampf!

Das Ergebnis der Wahlen zum preußiſchen Dreiklaſſenhauſe
hat wieder mit überzeugender Gewißheit dargetan, daß die bis-
her im Wahlrechtskampfe angewandten Mittel durch ſchärfere
erſetzt werden müſſen, ſoll das elende Dreiklaſſenſyſtem endlich
einmal fallen. Und ſo hat ſich denn auch ſeit der Wilmers-
dorfer Rede des Gen. Frank, in der er die Anwendung
des Maſſenſtreiks zur Eroberung des Reichstagswahl-
rechts für Preußen empfahl, die Parteipreſſe wieder lebhafter
mit der Frage der Maſſſſenaktionen beſchäftigt. Wir haben
unſere Meinung dazu bereits wiederholt dargelegt und auch
eine Reihe Stimmen der Parteipreſſe wiedergegeben. Jm Nach
folgenden ſei noch verzeichnet, was die Dresdner Volks-
zeitung u. a. zu der Frage ſchreibt:

„Nach dieſem Verlaufe der Auseinanderſetzungen (in Partei-
verſammlungen und in der Preſſe. Red. Volksbl.) iſt mit Be
ſtimmtheit anzunehmen, daß die Angelegenheit in unſerer
Partei weitere Kreiſe ziehen wird und daß eine Klärung
und Beſchlußfaſſung der Partei herbeigeführt wer-
den muß. Dabei mag es noch zweifelhaft ſein, ob der
deutſche Parteitag ſich mit der Frage befaſſen wird oder
ob es als richtiger gelten wird, die Frage als eine preußiſche
Frage einem preußiſchen Parteitage zur Behand-
lung zu überweiſen. So zweifellos es iſt, daß die preußiſche
Wahlrechtsfrage für das ganze Deutſchland von allergrößter
Bedeutung iſt, ſo iſt doch ebenſo als ſicher anzuſehen daß ein
etwaiger politiſcher Maſſenſtreik wegen des preußiſchen Klaſſen-
wahlrechts nur ein preußiſcher Maſſenſtreik ſein könnte

Die preußiſche Wahlrechtsfrage kann
nicht von der Tagesordnung verſchwinden. Falls
die Regierung bei Wiedereröffnung der Landtagsſeſſion keine
Wahlreform vorlegt, ſo werden die Anträge der Parteien den
Anlaßzu neuen Bewegungender Maſſengeben.
Es wird zur erneuten und ſicherlich verſtärkten Anwen-
wendung aller zu Gebote ſtehenden Aktions-
mittel, vor allem auch der Straßendemonſtrationen, kommen.
Dann kann es ſich überhaupt erſt zeigen, ob die politiſche Ge
ſamtſituation und die politiſche Stimmung in der Bevölkerung
ſich derartig entwickelt haben, daß neben den anderen Kampfes-
mitteln die Einleitung des Maſſenſtreiks ernſthaft in Frage
kommen kann.

Nach dem bisherigen Gang der Erörterungen in Partei-
preſſe und Parteiorganiſationen iſt es ſelbſtverſtändlich, daß
der Parteivorſtand, der Parteiausſchuß und die Generalkom-
miſſion der Gewerkſchaften ſich ſorgſam mit dieſer Frage be
ſchäftigen und an der Klärung des Problems mitarbeiten wer-
den. Auch wenn die leitenden Körperſchaften der Partei und
der Gewerkſchaften der Anſicht ſind, daß ein preußiſcher
Maſſenſtreik in baldiger Zeit nicht in Frage kommt, ſo iſt es
doch dringend notwendig, mindeſtens einen proviſoriſchen
Plan der vorbereitenden Maßnahmen zu er
wägen und feſtzuſtellen, die beim Eintritt einer
kritiſchen politiſchen Situation getroffen werden müſſen.
Die leitenden Körperſchaften ſollten auch jetzt ſchon ſich nicht
in Stillſchweigen zurückhalten, ſondern an der Klärung der ſo
wichtigen Frage mitwirken und ihre Auffaſſungen zur Geltung
bringen.“

Die Breslauer Volkswacht bemerkt zu dem gleichen
Gegenſtand u. g.

„Ob nun ein Preußenſtreik wirklich kommen wird? Vor-
läufig wohl noch nicht. Zwar iſt in keinem Lande der Welt die
Organiſation und die politiſche Aufklärung der Arbeitermaſſen
weiter vorgeſchritten, als in Preußen-Deutſchland, und doch er
ſcheinen vielen die Vorbedingungen für einen Wahlrechtsſtreik
noch nicht erfüllt. An mehr als einer maßgebenden Stelle über-
wiegen noch die Bedenken. Doch wer wollte heut vorausſagen,
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wie wir mit dieſer Frage bereits in einem oder in zwei Jahren
ſtehen können. Die preußiſchen Landtagsjunker haben das Volk
bekanntlich von jeher nicht nur durch ihre maſſenhafte An
weſenheit, ſondern vor allem durch ihre Taten gereizt. Und
ſo wird es auch in Zukunft der Fall ſein. Es iſt gar nicht an
zunehmen, daß die Herrſchaften etwa verſuchen könnten, durch
Hintenanſetzung ihrer eigenen Intereſſen den Zorn des Volkes
zu entwaffnen. Jm Gegenteil. Je näher ſie das Ende ihrer
Herrſchaft fühlen, deſto raffinierter werden ſie darauf bedacht
ſein, die Zeit, die ihnen noch bleibt, auszunützen.

Feſt ſteht zunächſt, daß unſer Wahlrechtskampf in ver
ſtärktem Maße weitergeführt werden wird. Der Gedanke an
einen Maſſenſtreik bewegt heut größere Kreiſe als je zuvor.
Wenn ſeine Anwendung in der nächſten Zeit auch weder emp-
fohlen, noch beſchloſſen werden kann, ſo kann doch auch niemand
mehr ſagen, daß er auf keinen Fall kommen könnte. Zeit
und Umſtände werden es lehren, ob die ſchärfſte geſetzliche
Waffe im Wahlrechtskampfe der Arbeiter auch in Preußen ein
mal angewendet werden muß.“

Unerfreuliche Erſcheinungen.
Die Leipz. Volksztg. ſchreibt: So beachtenswert die in ein

zelnen Orten bei der Landtagswahl errungenen Erfolge ſein
mögen, die Ergebniſſe in manchen Bezirken laſſen das Gefühl
der Unbefriedigung aufſteigen. Auch von Berlin hatte man im
allgemeinen beſſere Reſultate erwartet. Die ſeit einiger Zeit
in Berlin gepflogenen Erörterungen über eine Reform der
Parteiorganiſation haben ſicher in der Erkenntnis über vor
handene Mängel ihren Ausgangspunkt. Ob die Reformen das
richtige treffen, bleibt abzuwarten. Aber techniſche Verbeſſe-
rungen allein tun's nicht. Zeigt nicht auch der Geiſt hier und
da Krankheitsſymptome? Solche Frage entbehrt nicht jeder
Berechtigung. Zwei Erſcheinungen mögen als Beweis für dieſe
Anſicht angfführt werden. Verſchiedentlich hörte man, daß es
unſrer Parkei an Wahlhelfern gefehlt habe. Dagegen verfügte
der Freiſinn über eine große Schar von Hilfskräften. Jn nicht
einzelnen Fällen wurde ermittelt, daß unter dieſen organiſierte
Arbeiter waren. Es wurde ermittelt, daß der Arbeitsnachweis
des Transportarbeiterverbandes zirka 400 organiſierte arbeits
loſe Verbandsmitglieder als Wahlhelfer für den Freiſinn ver-
mittelt habe.
Tag entlohnt worden. Entlohnt für Arbeit, für politiſche
Arbeit gegen die Sozialdemokratiel Entlohnt als von einer
modernen Arbeiterorganiſation vermittelte Arbeitskräfte.
Die Tatſache wird ſicher Kopfſchütteln erregen man wird die

Angeblich ſind die Leute mit 4 bis 9 Mk. pro

Mitteilung für unglaubwürdig halten. Aber nicht allein, daß
es ſich um unumſtößliche Tatſachen handelt, ſie werden nicht
einmal als ein beſonders bedenkliches Symptom beachtet. Man
beſchäftigte ſich im Zentralvorſtand mit der Sache. Die Mit
teilung, daß der Vorgang keine Wiederholung finden werde,
genügte, um die Sache als erledigt zu betrachten! Man ſtelle
ſich aber vor: mehrere hundert organiſierte Arbeiter leiſten be
zahlte Wahlarbeit für eine bürgerliche Partei, der im Wahl
kampf nur die Sozialdemokratie gegenüberſtand! Was
wäre geſchehen, wenn man vor 10, 20 Jahren organiſierten Ge-
noſſen ein derartiges Anſinnen geſtellt hätte? Es wäre einfach
undenkbar geweſen, daß eine Gewerkſchaft ſolche Arbeit ver-
mittelte, noch undenkbarer aber, daß Hunderte von Genoſſen
unbedenklich Wahlarbeit für Gegner der Sozialdemokratie ge
leiſtet hätten.

Die Angelegenheit ſpielte auf der letzten Generalverſamm-
lung der Wahlvereine von Groß-Berlin eine kaum beachtete
Rolle. Von einer Seite war eine Reſolution eingebracht wor-
den, die eine Mißbilligung über das Verhalten des Transport-
arbeiterverbandes ausſprach. Der Vorſitzende erklärte, über die
Angelegenheit könne in der Generalverſammlung nicht ver-
handelt werden, weil der Antrag vorher noch nicht die einzelnen
Vereine beſchäftigt habe; die Generalverſammlung ſei nur zu
ſtändig für Anträge, die aus den Kreiſen eingebracht würden.

Damit war die Sache erledigt. Eine kleine Oppoſition wagte
vergeblich das Jntereſſe der Generalverſammlung für die An
gelegenheit zu gewinnen. Daß eine Generalverſammlung ſich
ſo der Rechte begibt, daß ſie ſelbſt, daß die Delegierten keine
Anträge einbringen können, iſt höchſt verwunderlich. Minde-
ſtens müßten Ausnahmen zuläſſig ſein, müßten die Delegierten
das Recht haben, zu plötzlichen hochpolitiſchen oder ſonſtigen
wichtigen Erſcheinungen des öffentlichen Lebens Stellung
nehmen zu können, wenn ſie wirklich im allgemeinen nur das
nachkauen und ſanktionieren dürfen, was die einzelnen Wahl
vereine vielleicht ein Vierteljahr vorher gründlich vorgearbeitet
haben. Andernfalls eriſtierte das, was in der Zwiſchenzeit
geſchah, für eine Generalverſammlung von GroßBerlin über-
haupt nicht.

Hat die Generalverſammlung aber das Recht (ſie müßte es
haben), ſelbſt zu beſtimmen, über was ſie verhandeln will, dann
iſt die Behandlung dieſer Reſolution ein weiteres Glied in der
Kette unerfreulicher Erſcheinungen. Es ſcheint wirklich ſo, als
ob das Flaumachen, das Dämpfen und Kompromiſſeln ſchon
ſehr verheerende Wirkungen vollbracht hätte. Darauf hinzu-
weiſen, den Genoſſen zu ſagen, was los iſt, den Finger auf die
Wunde am Parteikörper zu legen, iſt notwendig, ſoll weiterem
Hinabgleiten auf der Bahn der Gleichgültigkeit vorgebeugt
werden.

Feuilleton nad Vermiſchtes Karl Bock, für Lokales Wilhelm,
Koenen, für Provinzielles Gottlieb Kasparek, für die An-
zeigen Wilh. Herzig; Verleger Alfred Jähni g, ſämtlich in Hal'

Druck der Halleſch. GewoſſenſchaftsBuchdruckerei (E. G. m. d. H

Der Wechſel des Aufenthaltsortes bedingt meiſt einen Wechſel
in der Nahrung des Säuglings. Da aber eine wirklich einwand-
freie Milch während der Sommerzeit nur ſchwer zu beſchaffen iſt,
ſo verwende die funge Mutter zur Ernährung ihres Kindes das
ſtets gleichbleibende und wohlbekömmliche Reſtleſche Kindermehl
welches keine Verdauungsſtörungen verurſacht und ſehr gern ge-rn
nommen wird. Probe gratis und franko durch: Neſtle-Ge

Berlin W. 57. *1059
Der Imventur- Ausverkauf der firma

Alex Michel
bietet durch die bedeutend herabgesetzten Preise in allen Abteilungen sehr grosse Vortfeile! Es hegt daher im Inferesse des

cie Auslagen der 22 Schaufenster m.
kaufenden Publikums,

Schanlkksten z besfchtigem.
2134 Es werden trotz der auffallend billigen Preise auf alle Waren
Rabatt Sparmarken des hiesigen Rabatt-Spar Vereins an meinen 8 Kassen verabfolgt.
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Zum Sechlues:

Mittwoch

Thesfen
Anfang 89 Uhr.

Die Puppenfes
„Kurmärker u. Pikardet,

„Die Glecken von GCornevilie.
Tageskasse Von 10 und 4--6 V.

Sie scheden damit nur Ihrer Wäsche.

Viel bequemer, billiger und besser
weschen Sie mit Persil. Die Wäsche wird
damit w v weiss, frisch und duktigauf dem Rasen gebleicht.u. vie bees, ar in Origine)-Pe beten.

Sozialdemokrat Verein, Hersoburg.
Donnerstag den 10. Jan

Generalversammlung.
*1065

Tagesordnung:
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enpflicht aller Mitglieder,

2. Neuwahlen. 3. Bericht vom Kreistage.

h

ersil
b ttatiMWaschmiffel

Der grosse krfolq!

Sämtliche Parteischriften
HENKEI. Co., DOSSELDORT.

Heu Fau So

Fort mit Waschbrett und Bürstel

Henkel's e

G. m. b. II.,

für die

Stocklaternen
Fahnen
Schärpen

Armbrüsten

II v C.

Fernsprecher 8114.

Landwehrstrasse 9,
empfehlen Wiederverkäufern

Sommer-Feste:

2039

Abschiess-Sterne
Abschiess-Vögel

Oerloung: Gegenstänce

Geschenke für Kinder

1(1700 Wäpger.
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J 77 r -JJ——r —=W—-»Ju—«wm,”2.

Sonnabeond, abends 8 Uhr:

Sonntag nachmittags 3/2 Uhr:

Sonnabend, [2. Juſi, Sonntag, 13. Juli u. Montag, 14. Juif in sämtl. Räumen des „Volkspark“ zu Halle (8.)

IV. Bezirks-Sängerfest

Grosses Vokal- u. Instrumental- Konzert
anker Kitwirtung 5ämtl. uuswärtigen u. hlesigen Sänger u. Sängerinnen sowie der Kapelle Engelmann.

Abend s r Grosser Feostbal I.
Vachwittags im binteren Gartes: Grosses Preisschiessen und Preiskegeln.

Ausflug durch das herrliche Saaletal, eventl. Wasserfahrt.
Rierza Izdet dio Arbelterdebsit beooaders ein Das Festkomitee.

I1700 Sänger.

Grosser Sängerkommers, unter Mitwirkung berühmter Humoristen.
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Frauen-
Hiffe.

Frauen die schon andere Mittel
erfolglos angewandt, sollten bei
kr. Störun en nur unsere reell.,
sichere, jedoch unschadl., Mit-tel wit Garantiesehein anwend.:

portofrei geliefert. 1046
3.50

Für besonderz hartnäckige Fälle
Dr. mod. Gayor“s
Porto extra Diskreter Versand.
Samtl. Artikel zur Kranken und
Gesundhbeitspfiege für Damen n.
Herren zu reell. Preisen.

e u. Prosschl. geg. 20

Fachk.
ekte gratis
riefmarken.Eraven, -Spritzen enorm billig

Sa nitas Depot,
Loipzigerstrasse

Hofarzt Spranger's
Spezialmittel nur M.

r

Salutol: 6.50, 8.00 und 10 M.

g ber d. Urions-kngang: ne i Sander

Richard Flemming,
neerſtraße 22.
Reilſtraße 1209

Halle a. S. SZweiggeſchäft:
(Ecke Roonſtraßße).
Optiſche Anſtalt.

Große Auswahl. billigſte Preiſe!

Makulatur vk. Fon. Fenenensch cher.

H. Böhlerts
Roßschlächterei,

Glauchaerstrasse 75
et an der Glauchaiſch. Kirche)

empfiehltFluch Reuladen, Gehackte;,

Lepde, gehochten Schinken

ſowie alle Arten

in bekannter Güte.
S VWursktwaren

D. O.

u a denferei
Es wird dadmeinen bekannt guten

*1062

Ammendorf- Raclewell.

Saison-Kusverkauf
beginnt Sonnabend, den S. Juli

und bietet durch teilweiſe v PreisRerabseteaung nur günſtige
z eln, we

Einzelpagare bis zur Hälfte herabgeſegzt.

Wilh. Wünscher, Wörmlitzerſtr. 2.

Abbruch
BRöcekstrasse s und B.

Sofort zu verkaufen:
Mein großer

1 und Korbweiſe.ußboden, Brennholz Fuhren

Otto Richter.
elegenheit.

e nicht mehr ſortiert undwerden, die Prei e enorm erniedrigt.
NXungasbanunm, MK. 340.

zu verkaufen.

Am Riebeckplatz.

eine wirklich günſtige Kaufgelegenheit von
ualtitäten geboten.

Pinnino,
[*1063

garantiert rein
à Pfund

Kakao
75

bei 10 Proz. Rabatt.
Nahrungsmittelhaus,

Alte Promenade 23 Tür
und Bernhardystrasse 19.

Böttcher- Waren deP. Horlebeek, Kl u
gabe /2 u hKbbruch
Lagerplata: Triſtatrasse 17.

Sofort zu verkaufen
üren u. n aller Art Koch

Harz 42/43.

Der en un Mag
von Karl Kautsky.

Preis 50 Pfennig.
Die Volksbuchhandlung.

S Balken, rren, hmen,Säulen, Latten, z 1 er er

Tischse
Stühle

Vertik

Greze Auswahl.

Alle Sorten i

Schränke

Spiegel G
in bester Ansſuheung.

Her Prehze

G. Schalbie,Höbelfabrik, neben Rubgkellet

keſſel, Ladenvorbaue und viele
andere Sachen.

Brennholz Fuhren u. korbweiſe.
Frauen

Wo andere Mittel verſagen,
wirken bei Störungen mit über

Telefon raſchendem Erfolg meine beſt1528 Sonne Richter. 5257. be hrten garantiert unſchäd-
lichen Tropfen Pleulin.

reis per Flaſche 3 Mk.
von 1.50--4.50 K.
verkauft *106II ne Fahrradhauns, Fr. PlIeul, a. d. Saal
Gr. Riaavatr. 23 32. Fiſcherplan 1

alle die zu meiden, die ihre politische
Sofas, Nußb. u. Birke,
ränke
eiſe K in We„Körbe,Hoüiang, t. m Matr. n

2 An unsere v
Wir bitten genau zu beachten, welche

Gegnerschaft auf das Geschäftsleben
übertragen.

Geschàäftsleute bei uns inserieren und

DEDBEEEEBBBBEBEEBEEBEBEEBBBE

See

Mittwoch
Schigehto ſest.
un BRötteher,Wilke,Jn Retrake 2. 42

Arbeſtsmarſte l
Suche ſofort eine Wirtſchafterin 9

in mittleren Jahren. Offerten an
Ernst Jauch,einzuſenden. Selbige muß vollſt.
unabhängig ſein. Derſelbe in
Witwer mit rund velt n ei 8
erwachſ. Sohn vorhan

Für Ranada
werd. zahlreiche tüchtige Kohlen-
hauer, Schlepper, Tagelöhner, ei-
nige Mascohinensehlosser perfekte
Dreher Vorzug), Heizer für dau-
ernd aufgenommen. Hobe Löhne.
Bei Landung in Kanada kein
Geld vorzuzeigen. Aufnahme

Obergreißlau,

ohne Gebührenzahlung dureh
Axgentur „The Tranusatlan-
tie“, 453. Strand, London
*937 (England).

Standesamtliche Rachrichten.

Halle-Süd (Steinweg 2), 5. Juli.
gclieſurg en KaufmannPliet und Wvrig Böttcher

e elderſir. 43 u. Anhalter-
traße gufmann Sauß undS ſabetb Klo re u nner
öhe 34). eldwe bel unddte Schaaf Wigeimetaen u
urmſtr. 2). h Kroppen-

s u. Jda Damm (Thomaſius-
raße 43). MätſchkeWerner47 ommer-geſe nut JeneBecker u. Martha öpel Bernſtr. 33 u. Stanner höhe 33).r. Leiter u. Lina S

mann Kynigſtr st
e hling une

ngſt B. utſcher u n
ber (Fleiſcherſtr. 9/10J ääeſee 20). Keſſel

zu s u. Anng SchumannSoerie r. 14 u. n
Schmied Koernicked eng (Schwetſchke
chloſ r tund via öni Wettiner

ſtraße 22 und Stell

z

e

III

u W 5 Irten vondem gleichda mir n v. H. Oourths-i a i i von
e nneeeeen
VCIKSPA

Sie speisen qut, oppeliſflich
und preiswert im eigenen Heim
der Hallesden Arbeſferschaft.

Reichhalliger, kräſtiger und
wohlschmeckender, guter

Mitftagstischi
von 50 Pfg. an.

322222622222222220 222222

ma ünther und Pauline
84 ruckdorferſtraße 5, undKloſſer traße 15). Bahnarbeiter

a e u. Emma Dietz (Martha
raßeC gen. Kuhn(Merſeburgere Keineſtraße 30). graue Peu

ren v 1Hu kenmgun Bodenburg
gedt S (Klinik). beiret rfke

örmlitzerſtraße 106). Ober-nut Weigelt d er
g 23). Arbeiter Bart

Stelberſtraße 38).
ramer T. (K
aufmann Meiling

ſtraße 48)
7. Juli.

Aufgeboten: Pfarrergegen eili S
dor chwet 2). Baue i u. itſchke (Leip-
Handerna u. e Den t

S Wiske u. Schöne
Ehe ungen W smann
imon u. a agner g pitzeund Ste An höre iDigpa rhmme nnerhbhe

Seheret Fat Spe e
R c n Cecjlienſtre W maß e W

erſtrmann a t S. t
mannſtr. i Tiſchler Pol

(Stadtg S t aler Ußehe id

Bram

feige 5 r

e h ikietrich aus er
S Krankee er Häntzſch ren

r inik). urt ukel,(S h 31 DrehersSbnnn on. (Unterplan 8). e Anna Fiſcher

s r r ne ri Rageeg an
achäus T on. (Kl. ruras Sbni Pel nte
aus Gr enSeit ler Sch tSie e Arbeiter aS 11 Mon. merplan 8).

Halle-Nord Gr. Brunnenſtr. 3).
7. Juli.

Au eboten: Arbeiter e
und e n eonhardtBrunnenſtraße 56Eheſchlie aeg Arbeiter Hoff
mann und ehmſch geborene
Völkner ſtalozziſtra e 3
Wielandſtraße 8). Lehrer W
und Margaret u et eiſt
ſtraße 13 und Karl ehalter Faſch und da n
Faſe Ferſen und e
ſtraße 20). ann Koal undEmma we r h ähh
m Brachwigtzerſtraße 4).

Geboren: Sorer Oertel traßee e.g 24). Ver t s
S be T. chinn8 Gbenermngee

r e 5). eErnſtMoritz-Arndt-See Karoſſeriebauer Reeſe
Körnerſtrase 8). loſſerren s S. (Leopoldſtraße 6).

gl. Reg.-Landmeſſer Wenzlawski
T. (L.- Wuchererſtraße 42).

a ior ben z w. eb.ehlhoſe eifwegi rer r aus Hett:

et tet tSied er, (Gütchen
beiter abinsky aus

Sylb zw. 2 Arbeiters Kaiſer
Roy urgſtraße 12). ArFeließ hielicke T., 8 J. (Große

Wallſtraße 42).

S Frische Sier

8 rm e u ro Sie n rer 6 J Waren eren, erbine retgur. e la. deutscher Speck e ß T Hehtz?
a e einſter Rolkerel im Sommer sgiaunn en J än. n v S e die v2 Erſatz, RMargarine 55 Rahatt, hergeſtellt. s vrdbt lobt!

S. Nerktxigy 19). Aröeiter
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1. Beilage zum Volksblatt.
Dr. 158 Halle (Saale), Mittwoch d

Re neuen Mülltärſteuern.
Nachdem nun auch der Bundesrat durch ſeine Zuſtim

u Rüſtungs- und Deckungsvorlagen Brief
und Siegel aufgedrückt hat, iſt die bisher unerhörteſte mili-
täriſche öpfung nunmehr endgültig unter Dach und Fach.
Was dazu zu ſagen war, iſt von uns in erſchöpfender Weiſe
zum Ausdruck gebracht worden. Jetzt wollen wir nach der amt-
lichen Zuſammenſtellung der Beſchlüſſe des Reichstags in
dritter Leſung die wichtigſten beziehungsweiſe die allgemein
i enden Beſtimmungen der neuen Steuergeſetze
mitteilen.

J. Der einmalige Wehrbeitrag.
Zur Deckung der einmaligen und eines Teiles der in

den erſten Jahren entſtehenden dauernden Laſten des
Heeresvermehrungsgeſetzes wird ein einmaliger außerordent-
licher Beitrag vom Vermögen und vom Einkom-
men erhoben.

Als Vermögen im Sinne des Geſetzes gilt das geſamte
bewegliche und unbewegliche Vermögen (Grundver-
mögen, Barvermögen, Kapitalvermögen) nach Abzug der Schul
den. Als Vermögen gelten nicht Möbel, Hausrat und gewiſſe
andere bewegliche Gegenſtände. Dem geſetzlichen Begriff des
ſteuerpflichtigen Vermögens unterfallen nicht:

a) Anſprüche an Witwen, Waiſen und Penſionskaſſen;
b) Anſprüche aus einer Kranken- oder Unfallverſicherung

oder aus der Reichsverſicherung;
c) Renten und ähnliche Bezüge, die mit Rückſicht auf ein

früheres Arbeits oder Dienſtverhältnis gewährt werden.
Die Abgabe vom Vermögen beginnt bei einem Ver-

mögen von 10 000 Mark. Eine durchaus gerechtfertigte Milde-
rung dieſer Beſtimmung liegt darin, daß, wenn das Ein
kommen des Beſitzers weniger als 4000 Mk. beträgt,
ſich die ſteuerfreie Vermögensgrenze auf 30000 Mk. erhöht.
Bei einem Einkommen unter 3000 Mark beginnt die
Stenuerplicht erſt für Vermögen von 50 000 Mark. Dabei iſt
jedoch folgende Beſtimmung zu beachten: Für die Veranlagung
des Wehrbeitrages wird das Vermögen der Ehegatten
zuſammengerechnet, ſofern ſie nicht dauernd von
einander getrennt leben. Die Ehegatten ſind, falls ihr Ver-
mögen zuſammenzurechnen iſt, der Staatskaſſe als Geſamt-
ſchuldner der Abgabe verpflichtet.

Die Abgabe vom Vermögen beträgt:
Bei einem Vermögen bis zu 50000 Mk. und bei größeren Ver-

mögen von den erſten 50 000 Mk. 0,15 v. H.,
von den nächſten angefangenen oder vollen 50 000 0,35

o e e 99 r I 1 000 I 0,5 59v L 9 50 II 300 000 n 0,7 e99 v 99 t II 500 000 I 0,85 IIv 59 59 I r 50 1000000 ID 1,1 II3000000 1,3

r 5000000 4v 9 1, 99von den höheren Beträgen 1,5
Hierbei iſt zu beachten, daß bei größeren Vermögen die er-

höhten Sätze nicht für den Geſamtbetrag des Vermögens, ſon
dern nur für die letzte Staffel gelten.

Die Steuer vom Einkommen iſt ſummariſch in der
Weiſe geregelt, daß 5 Prozent des verſteuerten Vermögens als
Vermögensertrag gelten; was dann vom Einkommen
noch übrig bleibt, wird als Arbeitseinkommen behan-
delt. Die ſteuerfreie Untergrenze iſt für Perſonen,
die neben ihrem Einkommen kein ſteuerpflichtiges Vermögen
beſitzen, auf 5000 Mk. feſtgeſetzt; verſteuert der einzelne Ver
mögen, ſo werden die durch die Subtraktion gewonnenen Ar-
beitseinkommen herangezogen, ſoweit ſie 1000 Mark
überſteigen. Alſo bis zu 1000 Mark Arbeitseinkommen
bleiben auch in dieſem Falle frei.

Der Steuerſatz beträgt bei einem Einkommen
bis zu 10000 Mark

1 v. H. des Einkommens,
von mehr als 10000 Mark bis zu 15000 Mark

1,2 v. H. des Einkommens,
15 000 Mark bis zu 20000 Mark7 v 9 1,4 v. H. des Einkommens,
20000 Mark bis zu 25 000 Mark

1,6 v. H. des Einkommens,
e 35 000 Mark bis zu 30000 Mark

1,8 v. H. des Einkommens,
30 000 Mark bis zu 35 (000 Mark

2 v. H. des Einkommens,
35000 Mark bis zu 40000 Mark

2,5 v. H. des Einkommeuns,
40000 Mark bis zu 50000 Mark

3 v. H. des Einkommens,
50 000 Mark bis zu 60000 Mark

3,5 v. H. des Einkommens,
640000 Mark bis zu 70000 Mark

4 v. H. des Einkommens,
77 000 Mark bis zu 80000 Mark

4,5 v. H. des Einkommens,
60000 Mark bis zu 100000 Mark

5 v. H. des Einkommens,
„1100 000 Mark bis zu 200 000 Mark

6 v. H. des Einkommens,
200 000 Mark bis zu 500 000 Mark

7 v. H. des Einkommens,
500 000 Mark

8 v. H. des Einkommens.
Das Geſetz ſieht beſondere Ermäßigungen vor:
Gewährt der Beitragspflichtige, deſſen Vermögen den Be

trag von 100 000 Mk. oder deſſen Einkommen den Betrag von
10 000 Mk. nicht überſteigt, Kindern auf Grund geſetzlicher
Verpflichtung (55 1601 bis 1615 Bürgerliches Geſetzbuch)
Unterhalt, ſo ermäßigt ſich der Beitrag für das
dritte und jedes folgende minderjährige Kind
um ö vom Hundert ſeines Betrages.

Hat der Beitragspflichtige ein Vermögen von nicht mehr als
200 000 Mark oder ein Einkommen von nicht mehr als
20 000, ſo ermäßigt ſich der Wehrbeitrag für den dritten
und jeden weiteren Sohn, welcher ſeine geſetzli

icht beim Heer oder der Flotte abgeleiſtet hat, um
10 vom Hundert ſeines Betrages. bEs iſt alſo ein beſonderes Kinderprivileg in das

ſetz aufgenommen.

II. Die Vermögenszuwachsſteuer.
Steuerp ig iſt hier der Vermögenszuwachs, wie er

ſich aus der des Vermögensſtandes eines Steuer

pflichtigen in Veranlagungszeiträumen von je drei Jahren
ergibt, Auch hier gilt als Vermögen das geſamte bewegliche und
unbewegliche Vermögen nach Abzug der Schulden. Steuer

bleiben die Vermögensmaſſen bis zu 20000 Mk. ſowie
ie Zuwüchſe bis zu 10 0000 Mark.
Die Steuerſtaffel berückſichtigt die Höhe des Ver-

mögens und die Größe des Zuwachſes, ſo daß alſo eine dop
pelte Progreſſion eintritt. Die Steuer beträgt für den
ganzen Erhebungszeitraum von drei Jahren bei einem Ver-
mögenszuwachs von:

10 50000 Mark 0,75 Proz.

50 100 000 0,90 e100 300 000 v e e 1,05 S300 500 000 e 1,20500 1000000 J 1,35über 1000000 1,60Die Staffelung geht dann weiter dahin, daß der Steuerſatz ſich
erhöht bei Vermögen von:

100 200000 Mark um 0,1 Proz. des Zuwachſes
200 7 300 000 e 0,2 e00 400999
400 6500000 94 w500 750 000 95s750 1000000 061 2000000 972 5000000 90,85 10000000 95

über 10000000
Auch bei dieſer Steuer ſind Ermäßigungen für

kinderreiche Familien vorgeſehen. Bei Vermögen von
weniger als 100 000 Mk. ſoll ſich die Steuer für das dritte
und jedes weitere Kind um je 5 Prozent ermäßigen.

Als Zuwachs wird auch das durch Erbſchaft erworbene
Vermögen mit Einſchluß des Kindererbes behandelt. Nur das
Erbe des überlebenden Gatten bleibt frei.

III. Geſellſchafts- und Verſicherungsſtempel.
Die erhöhte Stempelbelaſtung der Geſellſchaftsverträge iſt

im weſentlichen nach den Vorſchlägen des Entwurfs angenom
men worden. Es beträgt künftig der Beurkundungsſtempel für
Einrichtung oder Kapitalserhöhungen von Aktiengeſellſchaften
41 Proz., von Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung 3 Proz.,
bei Grundſtücksgeſellſchaften 5 Prozent.

Die Stempelbelaſtung der Verſicherungen iſt mehr-
fach reduziert worden, was natürlich ihrer Ungerechtigkeit an
ſich keinen Eintrag tut. So ſoll jetzt der Stempel auf Feuer-
verſicherungen bei beweglichen Gegenſtänden 15 Pf. (ſtatt 25
Pf.) pro 1000 Mk. der Verſicherungsſumme jährlich betragen,
bei unbeweglichen Gegenſtänden (wofür der Reichstag in dritter
Leſung die urſprünglich geſtrichene Regierungsvorlage wieder
herſtellte) 5 Pf. pro 1000 Mk. bei der Lebensverſicherung be
trägt der Stempel Prozent (ſtatt 1 Proz.) der gezahlten
Prämie bei Einbruchsdiebſtahl und Glasverſicherung 10 Pf. für
jede Mark der gezahlten Prämie; Verſicherungen unter 3000
Mark werden ſreigelaſſen, desgleichen u. a. auch Unfall und
Haftpflichtverſicherungen.

IV. Die übrigen Steuern.
Die Zuckerſteuer bleibt in ihrer gegenwärtigen Höhe

beſtehen.
Der Scheckſtempel wird aufgehoben.
Die Wertzuwachsſteuer von Grundſtücken fällt,

ſoweit ſie dem Reiche zugefloſſen iſt, weg; der Anteil für die
Gemeinden wird nach beſonderen Vorſchriften weiter erhoben.

Die beſtehende Erbſchaftsſteuer hat die Erhöhung
einiger Sätze für Verwandte erfahren. Es ſteigt der Normal-
ſatz für Abkömmlinge erſten Grades von Geſchwiſtern
von 4 auf 5 Proz., für Abkömmlinge zweiten Grades von
Geſchwiſtern von 6 auf 8 Proz., für die entfernten Ver
wandten die bisher 10 Proz. zahlten, auf 12 Proz. Der An-
teil der Bundesſtaaten ermäßigt ſich von 25 auf 20 Proz.

Die Kritik wird ſich wohl noch lange mit dieſen neuen
Steuern beſchäftigen. Den herrſchenden Klaſſen ge-
fällt natürlich keine einzige dieſer neuen Steuern. Aber die
Arbeiterklaſſe hat objektiv abzuwägen, inwieweit ſie
dabei gegenüber den Reichen und Wohlhabenden keine neue
Benachteiligung erfahren hat.

Gewerkſchaftliches.
Die Polizei gegen ſtreikende Arbeiter.

Am Neubau des Nordbahnhofs in Mülhauſen i. EI ſ. iſt
ein Streik ausgebrochen; Lohndifferenzen ſind die Urſache. Die

Bauleitung hat ausländiſche Arbeiter herangezogen, was ſelbſt
verſtändlich bei den Arbeitern große Empörung hervorgerufen
hat. Die Behörden haben ſich ebenſo ſelbſtverſtändlich auf die
Seite der Unternehmer geſtellt und gehen außerordentlich
rigoros gegen die Streikenden vor. Am letzten Donnerstag iſt
ſogar Reichstagsabg. Emmel vom ſtädtiſchen Grund und Boden
verwieſen und mit Polizeigewalt entfernt worden. Freitag
abend kam es zu einem ernſten Zuſammenſtoß zwiſchen den
Poliziſten und dem Publikum. Die Poliziſtenſchlugen
mit Säbeln drein und ſchonten weder Frauen

D
r

noch Kinder. Mehrere Frauen wurden ſchwer
verletzt. Sonntag abend haben ſich die Vorgänge in ähn-
licher Weiſe wiederholt.

Der Gewerkverein chriſtlicher Bergarbeiter
hält in dieſen Tagen in Aachen ſeine Generalver-
ſammlung ab. Jn einer Bekanntmachung des Vorſtandes
im Bergknappen über die Bedingungen, unter denen die Ver-
treter der Preſſe Zutritt zu den Verhandlungen haben ſollten

ſie mußten die Organe angeben, für die ſie berichten wollten
war nur von bürgerlichen Blättern die Rede. Auf die

Anfrage eines parteigenöſſiſchen Journaliſten wurde dieſem
der Beſcheid, daß die ſozialdemokratiſche Preſſe grundſätzlich
ausgeſchloſſen ſei. Die verſprochene ſchriftliche Beſcheid-
erteilung hat man für gut gehalten, zu unterlaſſen. Uebrigens
hat man die Vertreter des Bergarbeiterver-
bandes ſchon ſeit Jahren vom Zutritt zu den Generalver-
ſammlungen ausgeſchloſſen. Ein Gebaren, das nicht
nur kindiſch iſt, ſondern das auch von einem ſchlechten Gewiſſen
zeugt. Dem Bergarbeiterverband gegenüber bedeutet dieſes
Verhalten überdies eine beſondere Rüpelhaftigkeit, da umge

en 9. Juli 1913 24. Jahrg.
mJ

kehrt die chriſtlichen Bergarbeiter erſt noch in dieſem Jahre auf
der Generalverſammlung des Bergarbeiterverbandes in Han
nover das ihnen gewährte Gaſtrecht in denkbar häßlichſter
Weiſe mißbraucht haben.

Aus dem Geſchäftsbericht des chriſtlichen Verbandes iſt in
erſter Linie die Tatſache hervorzuheben, daß die Mitgliederzahl
von 84 821, die für 1911 angegeben wird, auf /7 967 im Jahre
1012 zurückgegangen iſt. Jn Wirklichkeit iſt der Verluſt
ſelbſt nach den gewiß möglichſt günſtig dargeſtellten Zahlen des
Verbandes noch viel größer, denn der Bericht führt an, daß
im Jahre 1912 18 000 Neuaufnahmen gemacht worden ſeien.
Und trotzdem der Schlußeffekt am Ende des Jahres 1912 ein
Rückgang der Mitgliederzahl um 6354 in einem Jahrel Das
wäre alſo ein Geſamtaustritt von 24 354 Mitgliedern

Eine draſtiſche Quittung über den Verrat der Streikbruch-
chriſten. Das will man natürlich nicht wahr haben. So hilft
man ſich über die Urſachen dieſes Verluſtes in dem Bericht wie
folgt hinweg: „Sehr ſchädigend wirkte die nach dem Streik
einſetzende Mutloſigkeit und Gewerkſchaftsmüdigkeit. Wie
immer nach verlorenen Bewegungen machte ſich auch hier die
bezeichnete Stimmung geltend und verhinderte für einige Zeit
jeden Fortſchritt. Um ſo mehr konnte das geſchehen, als nach
dem Streik auf den Gruben des Ruhrgebiets mit Hochdruck die
gelben Gewerkſchaften gefördert wurden. Mancher Unorgani-
ſierte und auch einzelne verärgerte oder nicht auf ihre Rech
nung gekommene Organiſierte wurden für die Gelben ge
wonnen. Eifrig wurde ſodann von den Förderern der Gelben
unſere Bewegung verdächtigt und nach Möglichkeit zu ſchädigen
geſucht.“

Jn Verbindung damit wird auch der ſogenannte Gewerk
ſchaftsſtreik und die ſich anſchließende ſchädigende kon
feſſionelle Hetze beſprochen. Es heißt dort u. a.

„Jn der zweiten Hälfte des Jahres 1911 und den erſten
Monaten 1912 hatten wir infolge der Geſamtlage im Ruhr-
gebiet mehr als früher Eingang in den evangeliſchen Kreiſen
gefunden, die uns früher mißtrauiſch und ablehnend gegen
überſtanden. Der Gewerkſchaftsſtreik gab dann trotz ſeiner
auch vom evangeliſchen Standpunkt aus einwandfreien Er-
ledigung manchen Neugewonnenen wieder Veranlaſſung, uns
den Rücken zu kehren.

Zur Bewegung der Arbeiter auf den Seeſchiffswerften.
Am Freitag, den 4. Juli, fanden auf Einladung der einzelnen

Untergruppen des Unternehmerverbandes der Seeſchiffswerften
zwiſchen Vertretern der Werftbeſitzer und Vertretern der Ar
beiter von den Werften der Unterweſer, der Elbe und des weſt-
lichen Oſtſeegebietes unter Hinzuziehung einiger Vertreter der
örtlichen Organiſationsleitungen in Hamburg Verhandlungen
ſtatt. Die Verhandlungen konnten ihrem ganzen Charakter
nach nur eine allgemeine Beſprechung der zu behandelnden An
gelegenheit ſein. Jrgendwelche Beſchlüſſe über die Forde-
rungen der Arbeiter wurden noch nicht gefaßt, aber man hat
am Schluß der mehrere Stunden dauernden Beſprechung ver
einbart, daß am Dienstag, den 8. d. M., die Vertreter der
Unterhandelnden wieder zuſammentreten unter Hinzuziehung
noch einiger Arbeitervertreter von der Unterweſer. Dieſe Ver
handlung wird ſich wiederum mit den allgemeinen Fragen, die
alle Werften betreffen, beſchäftigen. Dann iſt in Ausſicht ge
nommen, am nächſten Tage mit der Beratung der örtlichen
Angelegenheiten zu beginnen. Jn welcher Form dieſe Ver-
handlungen ſtattfinden werden, das muß erſt die weitere Be
ratung ergeben. Wie ſchon erwähnt, finden dieſe Verhand
lungen nur für die Werften, die in den obenbezeichneten Ge
bieten liegen, ſtatt. Für die Werften an der Oder ſind eben,
falls Verhandlungen angeſetzt, und zwar iſt als vorläufiger
Termin der 11. Juli in Ausſicht
lungsort iſt Stettin. Da einzelne Teilnehmer der Hamburger
Verhandlungen auch in Stettin anweſend ſein ſollen, wird der
Verhandlungstermin je nach dem Fortgang der Hainburger
Verhandlungen evtl. geändert werden.

Am Sonntag, den 6. Juli, tagte in Hamburg eine Kon
ferenz der Werftarbeiter.

wendig.

Konferenz nicht für erforderlich erachtet. Die Unternehmer
haben bei den Verhandlungen bisher noch nicht zu erkennen
gegeben, was für Abſichten bezüglich etwaiger Zugeſtändniſſe
ſie hegen. Jnfolgedeſſen muß bei den weiteren Verhandlungen
erſt darüber Klarheit geſchaffen werden. Dann erſt, wenn die
Verhandlungen ein beſtimmtes Ergebnis gebracht haben, wird
eine weitere Konferenz Beſchlüſſe faſſen.

Meldungen über Gewerkſchaftskämpfe.
Achtung, Prägereiarbeiter und -Arbeiterin-

nenl Jn Dresden und Umgegend haben die Arbeiter der
Plakatprägereien den beſtehenden Tarif gekündigt und einen
neuen Entwurf eingereicht. Ein Teil der Prinzipale iſt an
ſcheinend nicht geneigt, die Forderungen wohlwollend zu be
rückſichtigen. Außer Nichtbeantwortung des in der höflichſten
Form gehaltenen Schreibens der Tarifkommiſfion hat man
ſchon jetzt mit Entlaſſungen gedroht und Kündigungen ausge
ſprochen, teilweiſe wird auch den Arbeitern u eine ver
letzende Nichtachtung an den Tag gelegt. Ss iſt anzunehmen,
daß größere Differenzen entſtehen und die Unfernehmer ander
weitig Arbeitskräfte anlocken werden, deshalb erwartet die
Organiſation von allen in Betracht kommenden Arbeitern und
Arbeiterinnen, daß ſie auf der Hut ſind und vor Arbeits-
annahme nach Dresden und Umgegend genaue Erkundigungen
einziehen beim Deutſchen Buchbinderverband: DresdenAlt-
ſtadt, Kaulbachſtraße 16.

Streik der Handſchuhnäherinnen im Erzge-
birge. Jn Johann-Georgenſtadt haben dieſer Tage 500
Handſchuhnäherinnen die Arbeit eingeſtellt, weil die Fabri-
kanten ihre Forderung nach einer geringen Lohnzulage abge-
lehnt hatten. Die Zahl der ſtreikenden Näherinnen iſt auf
nahezu 1000 angewachſen. Faſt ſämtliche Arbeiterinnen in
der Branche ſind organiſiert. Den wenigen arbeitswilligen
Näherinnen ſuchen die Behörden Mut zum Streikbruch da
durch zu machen, daß ſie den S 153 der Gewerbe-Ordnung im
Wortlaut zur öffentlichen Kenntnis bringen. Die Löhne ſind
ſeit 20 Jahren nicht erhöht, ſondern noch reduziert worden.
Die Stimmung unter den Streikenden iſt die doenkbar beſte,
ihre Haltung ausgezeichnet. Der Streik greift auch auf das
angrenzende böhmiſche Gebiet über.

Fabrikarbeiterſtreik in den WilhelmsburgerPalminwerken. Die Arbeiter der Firma H. Schlinck
u. Cie., Palminwerke, in Wilhelmsburg bei Hamburg haben
am 2. Juli wegen Nichtanerkennung ihrer Forderung die
Arbeit eingeſtellt. Streilbrecheragenten ſind nunmehr auf der
Suche nach Arbeitswilligen. Wir erſuchen, dieſen Agenten
überall ſcharf auf die Finger zu ſehen. Beſonders werden ſie
bemüht ſein, geübte Oelpreſſenarbeiter zu bekommen. a
von Fabrikarbeitern, Arbeiterinnen, Heizern, Maſchiniſten und
Handwerkern iſt ſtreng fernzuhalten.

enommen. Der Verhand

Dieſe Konferenz war zur Jnfor
mation der Werftarbeiter über den Stand der Bewegung not-

Eine Stellungnahme zu den Forderungen oder den
n die von den Vertretern der Werftbeſitzer über
die Forderungen der Arbeiter gemacht worden ſind, hat die



Brauereiarbeiterßreik
ommern. Am 5*—. Juli haben die Brauereiarbeiter in

Lauenburg die Arbeit niedergelegt, weil die Brauereibeſitzer
ſich weigerten, zu verhandeln. Nach zweitägigem Streik kam
mit der Kloſterbrauerei eine Einigung und ein Tarifvertrag
zuſtande. Der Beſitzer der FeldſchlößchenBrauerei dagegen
hat ſich eine Anzahl Sträflinge als Rausreißer zu
weiſen laſſen. Hiergegen iſt Beſchwerde an zuſtändiger Stelle
erhoben worden.
Der Streik im ſüdafrikaniſchen Goldminengebiete.

iſt auf Befehl der Grubenkapitaliſten von Polizei und Militär
brutal unterdrückt worden. Jn den Straßen von Johannes-
burg wurden die ſtreikenden Minenarbeiter mit Flinten und

Maſchinengewehren zu Hunderten niedergemäht.
Dieſes rohe, gewalttätige Vorgehen der Grubenprotzen hatte
zunächſt den gewünſchten Erfolg inſofern gebracht, als die
Führer der Streikbewegung den Streik für beendet er-

klärten. Damit ſcheinen aber die Streikenden nicht einver-
ſtanden geweſen zu ſein, denn ſie haben die getroffenen Ab
machungen nicht in allen Teilen anerkannt und fordern weitere
Zugeſtändniſſe. Eine Abordnung der Streikführer, die das
Abkommen über die Beendigung des Streiks unterzeichnet
hatten, hat ſich deshalb nach Pretoria begeben, um mit dem
Premierminiſter Botha die auf den „Schutz der Arbeitswilli
gen“ bezügliche Beſtimmung des Abkommens zu beſprechen,
welche von vielen Streikenden bekämpft wird. Die Miniſter
verſprachen, die Frage in Erwägung zu ziehen, wie für die
Hinterbliebenen der bei den Unruhen getöteten Leute geſorgt
werden ſolle, verweigerten aber diejenigen zu begnadigen,
welche ſich ſchwerer Straftaten ſchuldig gemacht haben. Sie
verſprachen indeſſen, die anderen Fälle in Betracht zu ziehen.
Die Führer erklärten darauf, daß der Streik noch an dauere.
Die Streikenden rücken angeblich auf Braamfontein vor, um
die Eiſenbahnarbeiter zum Streik aufzufordern.

Halle und Saalkreis.
Halle (Saale), den 8. Juli 1913.

Auf, zum Proteſt!
Das militariſtiſche Syſtem, das Deutſchland belaſtet und die

Arbeiterſchaft im beſonderen mit eiſerner Gewalt darnieder-
hält, hat eine gewaltige Stärkung erfahren. Die Macht der
gepanzerten Fauſt, die ſich vornehmlich gegen uns, den
ſogenannten inneren Feind, richtet, iſt furchtbar angeſchwollen.
Der Entrüſtung über dieſes Toben des Jmperialismus über
das wahnwitzige Wettrüſten der Nationen gilt es in Maſſen-
verſammlungen Ausdruck zu verleihen. Sind es doch 136 000

Und zwei Jahrzehnte hindurch werden ſie dieſen Druck nicht
los. Was das heißt und wohin das führen kann, hat mit
Flammenſchrift das Zuchthausurteil der Erfurter Militär-
juſtiz gezeigt.

Genoſſen und Genoſſinnen! Alle ſeid ihr unter-
richtet von dem fürchterlichen Urteil, das die Schreckensjuſtiz
des Militarismus in Erfurt über ſieben Wolkramshäuſer Ar-
beiter fällte. Es iſt ein Urteil, das jedem rechtlich denkenden
Menſchen die Zornesröte ins Geſicht jagen muß, ſo furchtbar
und brutal iſt ſeine Wirkung auf die Arbeiter und ihre nächſten
Angehörigen, die von ihnen betroffen wurden. Unwillkürlich
wird man durch dieſes Urteil an die Schreckensjuſtiz des fin-
ſteren Mittelalters erinnert. Aber es ſind nicht die Richter,
die für das Urteil verantwortlich zu machen ſind, ſondern es
iſt das Syſtem des Militarismus mit ſeinen volksfeind-
lichen Tendenzen, mit ſeinem Drillſyſtem und ſeiner be-
ſonderen Gerichtsbarkeit.

Wie andererorts heißt es auch hier ſowohl gegen das Syſtem,
wie gegen das Urteil energiſchſten Proteſt zu erheben!
Jn der Verſammlung, die am Donnerstag im Volks
park ſtattfindet, wird Redakteur Genoſſe Eichhorn- Berlin
ſowohl über die ungeheuerliche Heeresvermehrung und auch
über das furchtbare Urteil, das der Militarismus wegen einer
geringfügigen Ausſchreitung über einige Reſerviſten gefällt
hat, ſprechen.

Arbeiter und Arbeiterinnen! Nicht allein die
Verurteilten ſind von dem Urteil betroffen, ſondern die ge
ſamte deutſche Arbeiterſchaft iſt es, von der der Militarismus
jetzt wieder ungeheure Opfer an Gut und Blut fordert. Er-
ſcheint darum in Maſſen in der Verſammlung Zeigt durch
Euren Maſſenbeſuch, daß ihr nicht gewillt ſeid, euren Nacken
ſtillſchweigend unter die Wucht des Militarismus zu beugen!
DOarum nochmals

Heranus zum Proteſt!

Sozialdemokratiſcher Verein.
Am Donnerstag, den 10. Juli, findet nach Beendigung der

Proteftverſammlung im Volkspark eine Sitzung der Parteifunk-
tionäre ſtatt. Die Diſtriksführer, die verhindert ſind, haben ihren
Stellvertreter zu ſchicken. Der Vorſtand.

Zum Halleſchen Krankenkaſſen- und Aerzteſtreit.
Vor dem Oberverwaltungsgericht ſtand Montag die bekannte

Streitſache des Vorſtandes des Halleſchen Krankenkaſſen-Ver
bandes gegen den Magiſtrat von Halle zur Verhandlung. Der
Gerichtshof beſchränkte gleich die Verhandlung auf die Frage,
auf die ſich auch der Bezirksausſchuß beſchränkt hatte, nämlich
darauf, ob der Vorſtand eines, gemäß S 46 des Krankenver-
ſicherungsGeſetzes gebildeten Krankenkaſſenverbandes über-
haupt das Klagerecht im Verwaltungsſtreit gegen Aufſichts-
verfügungen aus S 45 des Krankenyerſicherungs- Geſetzes ge
mäß S 45, Abſatz 6 desſelben Geſetzes habe, das dort den in
Frage kommenden Kaſſenorganen (Kaſſenvorſtand uſw.) vor
liehen ſei.

Jn dem Rechtsſtreit handelte es ſich um das Eingreifen des
Magiſtrats als Aufſichtsbehörde in die Pflichten der Kaſſen
organe beziehungsweiſe des Kaſſenverbandes auf ärztliche
Verſorgung der Mitglieder der dem Kaſſenverbande ange
ſchloſſewen Krankenkaſſen. Dieſe Verſorgung ſollte unter dem
Aerzteſtreik gelitten haben. Jn den beiden zur Verhandlung
ſtehenden Streitſachen war Kläger der Vorſtand des Kaſſen
verbandes, der, wie erinnerlich, neben den einzelnen Kaſſen-
vorſtänden, die Verfügungen des Magiſtrats, wodurch er im
Jahre 1910 die ärztliche Fürſorge ſelbſt übernahm und den
Kaſſen und den Verband unterſagte, bis Ende 1920 ſelbſtändig
Verträge mit Aerzten abzuſchließen oder fortzuſetzen, ſelb-
ſtändig angefſochten hatte. Der Vorſtand des Verbandes, um
deſſen Vorgehen gegen die Verfügungen es fich am Montag
nur handelte, hatte im Klagewege beantragt, jene Verfügung
des Magiſtrat aufzuheben und durch Entſcheidung feſtzu
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ſtellen, daß der Magiſtrat nicht verehtat geweſen ſei, den be
kannten Vertrag mit dem Verein der Aerzte abzuſchließen.
Jn der zweiten anſtehenden Sache handelte es ſich um die Ver-
fügung, durch die der Magiſtrat in Konſequenz ſeines allge
meinen Vorgehens den Arzt Dr. Kaplitz kündigte, deſſen Ver
3 der Verband durch Unterlaſſung der Kündigung erneuern
wollte.

Der Bezirksausſchuß zu Merſeburg wies beide Klagen des
Verbandsvorſtandes als formell unzuläſſig ab. Er ging
davon aus, daß nach dem Landes-Verwaltungsgeſetz das Ver
waltungsſtreitverfahren nur gegeben ſei, wo es geſetzlich aus
drücklich zugelaſſen ſei. Es fehle aber an einer Beſtimmung,
wodurch den Organen von Kaſfenverbänden im Sinne des
S 46 des Krankenverſicherungs- Geſetzes das Verwaltungsſtreit
verfahren eröffnet ſei. Die Zuläſſigkeit desſelben für Kaſſen
organe in den, im S 45 Abſatz 6 des Krankenverſicherungs-Ge-
ſetzes genannten Fällen könne nicht durch Auslegung auf die
Organe von Kaſſenverbänden ausgedehnt werden.

Die Reviſionen des Vorſtandes des Kaſſenverbandes vertrat
am Montag vor dem Oberverwaltungsgericht Rechtsanwalt
Profeſſor Krahmer, wobei er ſich gemäß der Direktive des
Senats auf die Frage der Zuläſſigkeit der Klage beſchränken
mußte. Jn eingehenden Rechtsausführungen legte er dar, daß
aus den triftigſten Gründen angenommen werden müſſe, daß
auch den Organen der gemäß S 46 des Krankenverſicherungs-
Geſetzes gebildeten Kaſſenverbänden die den Kaſſenvorſtänden
uſw. im 8 45 Abſatz 6 gewährten Rechtsmittel (Verwaltungs-
ſtreit) zuſtehen müßten.

Das Oberverwaltungsgericht kam trotz ſehr langer Beratung
noch zu keiner Entſcheidung in jener Zuläſſigkeits- beziehungs-
weiſe Zuſtändigkeitsfrage, ſondern es beſchloß, den Miniſter
zu erſuchen, ſeine Auffaſſung durch einen Kommiſſar zur
Wahrnehmung des öffentlichen Jntereſſes in einem neuen
Verhandlungstermin zum Ausdruck bringen zu laſſen.

Es nützt alles nichts.
Trotz der Blutauffriſchung, die ſie durch die neue Eigenſchaft

des amtlichen Verordnungsblattes des hieſigen Magiſtrats
erhoffte, ſcheint bei der Allgemeinen Zeitung die chroniſche
Krankheit des Abonentenſchwundes weitere Fortſchritte zu
machen. Dieſe für die daran beteiligten Kapitaliſten bedauer-
liche Tatſache findet ihre Beſtätigung darin, daß der Verlag an
die geweſenen Abonnenten ein Schreiben verſendet, in dem er
ſeine Verwunderung darüber zum Ausdruck bringt, daß jemand,
ausgeſprochen jetzt, wo das Blatt die hohe Würde als amtliches
Organ angenommen hat, nichts mehr davon wiſſen will Jn
dem gleichen in Maſſen hergeſtellten Schreiben an die aus
reißenden Leſer heißt es nämlich gleich zu Anfang

Sie haben das Abonnement der Halleſchen Alugemeinen
Zeitung nicht mehr erneuert. Dies wun dert uns um ſo
mehr, da unſer Blatt von dem Magiſtrat der Stadt Halle
ab 1. Juli 1913 als amtliches Verordnungsblatt beſtimmt
worden iſt.

Und die Allgemeine meint es doch gewiß mit niemand
böſe. Außer den „pünttlichen“ und „maßgebenden“ Magi-
ſtratsverordnungen bringt ſie neben ſchmucken Bildchen, die
jedes Kinderherz erfreuen können, auch das „Jntereſſanteſte
und Neueſte“. Darum, lieber Friedolin ſo fleht ſie die flüch-
tenden Leſer an ſei mir nicht böſe und werde wieder mein
Schätzchen. Nach dieſem Lamento, das ein Herz von Stein er-
weichen könnte, ſteigt bei ihm auch noch die Neugierde auf. Das
Blättchen kann ſich gar nicht vorſtellen, daß man mit dem
offiziellen Polizeiblatt nicht gern was zu tun hat. Ganz naiv
ſchreibt es:

„Sollten Sie nicht geneigt ſein, unſer Blatt weiter zu leſen,
ſo wären wir Jhnen ſehr dankbar, wenn Sie uns den Grund
der Abbeſtellung mitteilen würden.“

Ja, es muß wirklich ſchmerzlich ſein, wenn, trotz Amtstitel,
Bildchen und Abonnentenverſicherungskrampf die Leſer weg-
laufen wie Männer vor einer alten aufdringlichen Jungfer,
deren Reize verſchwunden ſind. Da wird es wohl nicht mehr
lange dauern und wir werden Wichstopp und Bratenrock zum
Begräbnis hervorholen müſſen. Schade wär's um den Ab-
llatſch nicht.

Neue Aufnahmebedingungen der Univerſitätskliniken.
Das Kuratorium ſetzt für die Aufnahme Kranker in die

Univerſitätstliniken (mit Ausnahme der pſychiatriſchen und
Nervenklinik) folgende Bedingungen feſt:

1. Jeder Kranke hat bei ſeiner Aufnahme einen Koſten-
vorſchuß für mindeſtens 20 Tage einzuzahlen oder die ſchrift
liche Erklärung einer Behörde (zum Beiſpiel Magiſtrat, Ge
meindevorſtand, Ortsarmenverband), Unfall-Beru f S
genoſſenſchaft oder ſtaatlich genehmigten Hranken-
kaſſe vorzulegen, worin die Bezahlung der entſtehenden
Koſten an die Verwaltungsinſpektion der vereinigten Univerſi-
tätskliniken bis zur Entlaſſung oder einem beſtimmten End-
termin zugeſichert wird.

2. Jn allen Fällen, wo dieſer Bedingung nicht entſprochen
wird, erfolgt die Zurückweiſung der Kranken, wenn ſie nach
ärztlichem Ermeſſen ohne dauerde Schädigun g der
Geſundheit bezw. ohne Gefahr für das Leben möglich iſt.

3. Der Koſtenvorſchuß muß vor Verbrauch erneuert werden.
Formulare für Koſtenübernahme- Erklärungen gibt auf Antrag
die obengenannte Dienſtſtelle koſtenlos ab.

4. Jn der mediziniſchen Klinik, chirurgiſchen Klinik, Frauen-
und geburishilflichen Klinik, Augenklinik, Ohrenklinik, beträgt
der Kur und Verpflegungskoſtenſatz täglich 2,50 Mk. (dritter
Klaſſe), für welchen der Patient während der Unterbringung
in einem mit mehreren Kranken belegten Zimmer und ärzt
licher Behandlung die Beköſtigung vom dritten Tiſch erhält.

Ausnahmsweiſe können die Direktoren der Kliniken inner-
halb der etatsmäßig feſtgeſtellten Grenzen unbemittelten
Kranken eine Herabſetzung der Verpflegungsſätze auf
1,50 Mk. bezw. 1,25 Mk. oder auch volle Freiſtelle gewähren.

Wird für einen Patienten die Beköſtigung vom 2. Tiſch
(2. Klaſſe) beanſprucht, ſo erhöht ſich der Satz auf täglich
5 Mark, in den Fällen, wo Beköſtigung vom 1. Tiſch (1. Klaſſe)
und hierneben ein beſonderes Zimmer gewünſcht wird, auf
10 Mark, in letzterem Falle kann in der Frauenklinik unter be
ſonderen Umſtänden eine Ermäßigung auf 6 Mk. eintreten.

Neben den Kur und Verpflegungskoſten werden die etwaigen
Koſten für außerordentliche Wachen, Mineralbäder und Mine-
ralbrunnen uſw. beſonders berechnet. Auslagen für Verbände
gelangen nur von Kranken 1. und 2. Klaſſe zur Eingziehung.

Volkspark-Abendkonzert. Wie aus dem geſtrigen Jnſerat
erſichtlich iſt, findet heute abend ein Gartenkonzert ſtatt. Ein
gut zuſammengeſtelltes Programm der ſchönſten Walzer-
melodien wird von der Engelmannſchen Kapelle zur Aus-
führung kommen und ein Beſuch des angenehmen Konzerts
kann jedem empfohlen werden.

Auch die Poliziſten organiſieren ſich. Wenn ſich die Aerzte2 gar a je z ar nenezuſammenſchließen, warum en nicht a eibea ieine Organiſation ſchaffen. Dieſe bisher noch emlich unbe,
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tannte Berufsvereinigung, der Bund kommunaler Poli
zeibeamter, hielt am Sonntag hier eine Provinzialtagung
ab. 117 Ortsvereine der Provinz mit 800 Mitgliedern waren
vertreten. Man verhandelte allerlei Berufsfragen. Ange-
nommen wurde der Antrag auf Ausdehnung des Unfall-
fürſorgegeſetzes auf Polizeibeamte, der Antrag auf Verleihung der Liter Wachtmeiſter und Oberwachtmeiſter und einer

einheitlichen Uniform für alle Polizeibeamten, der Antrag auf
Anrechnung der Militärdienſtzeit auch der Nichtmilitär-
anwärter auf das Beſoldungs- bezw. Penſionsalter, der An-
trag auf Uebertragung der Beſtimmungen für Anſtellung der
königlichen Schutzleute auf die kommunalen Polizeibeamten
und der Antrag auf Abſchaffung der Arreſtſtrafen

Polizeibeamte. Ferner ſoll Beſoldung und Wohnungsgeld-rage geregelt, auch die Koalitlonsfrethe t der Be
amten geachtet werden. Der Bund ſoll ſich in das Ver
einsregiſter eintragen laſſen. Für Errichtung einer Kranken-
kaſſe iſt die Bewegung noch zu jung, darauf ſoll ſpäter zurück
ekommen werden. Die Vereinigung ſämtlicher
olizeivereine ſoll angeſtrebt werden, weil dann mehr

zu erreichen ſei. Die Vereinigung würde dann von 4500 auf
etwa 12000 Mitglieder ſteigen.

Das iſt für den Anfang ſchon alles mögliche. Wenn dieſe
Organiſationstätigkeit noch eine Weile dauert, erleben wir es
vielleicht doch noch, daß die Polizeibeamten auch das nötige
Verſtändnis für die von den Arbeitern zur Verbeſſerung
ihrer Lage gegründeten Organiſationen bekommen.

Daß wir die Forderung der ſchlechtbezahlten Polizeiunter-
beamten auf wirtſchaftliche Beſſerſtellung ſtets
wie bisher ſchon unterſtützen werden, iſt ſelbſtverſtändlich.

Das Schlafen der Geſchirrführer im Stalle. Der Organi-
ſation der Transportarbeiter iſt es im Laufe der Zeit ſo ziem-
lich gelungen, das „Stallſchlafen“ und die damit in Verbindung
ſtehenden widrigen Begleitumſtände in denjenigen Betrieben
abzuſchaffen, in denen organiſierte Kutſcher beſchäftigt ſind,
oder von ſolchen bewacht werden können. Leider iſt aber in
Halle noch ein Betrieb anzutreffen, wo es noch nicht gelungen
iſt, dieſen Fortſchritt zu erreichen. Es iſt dies der Betrieb der
Firma Düben u. Hermann, Mangsfelderſtraße. Wenn auch
dort die Schlafſtätten der Kutſcher ſich nicht direkt im Pferde
ſtall befinden, ſo doch in unmittelbarſter Nähe. Jn überein-
ander geſchichteten Betten hauſen die leider noch unorganiſier-
ten Kutſcher bei übelriechender Pferdeſtall-Luft in einer win-
igen Kammer, die eigentlich auch den Namen Stall verdiente.
Bänzlich abgeſtuanpft für alles, was um ſie vorgeht, laſſen ſie
ihre Lebenstage dahin ſchleichen, obwohl ſicher iſt, daß ſie ſich
durch die ungeſunden Räume Krankheitskeime holen, die ſie
über kurz oder lang arbeitsunfähig machen können. Das Ge-fährliche dabei iſt aber, daß ſich der Schlafraum in einem alten

vaufälligen Hauſe im hinterſten Winkel befindet. Man nennt
dieſe Gaſſe wohl nicht mit Unrecht die Rattengaſſe, weil ſich
dort vom Waſſer her kommendes Ungeziefer ſolcher Art in
Hülle und Fülle aufhält. Beim Ausbruch eines Feuers iſt
dieſer Winkel übrigens direkt lebensgefährlich. Wie lange
wird es noch Menſchen geben, die ſich ſolche widerwärtigen Zu-
ſtände gefallen laſſen

Steigender Proſit der Hettſtedter Bahn. Seit dem erſten
Mai hat bekanntlich die Halle-Hettſtedter Eiſenbahn in ihrem Be
triebe einige Reformen eingeführt. So zum Beiſpiel die vierte
Wagenklaſſe und eine Erniedrigung des Fahrgeldes. Dieſe „Re-
form“ hat der Vahnverwaltung keinen Schaden, vielmehr eine
größere Mehreinnahme aus dem Perſonenverkehr im J
zum Vorjahre gebracht. Die Einnahmen ſtellten ſich im Mat
1913 wie folgt. Perſonenverkehr 31812,90 Mark (Mai 1912:
29 333,35 M.), Güterverkehr 71 952 (58 690,03) M., ſonſtige Ein
nahmen 525,03 (349) M., zuſammen 104290,83 (88 372,38) Mark.
Jm Monat Mai 1913 waren die Einnahmen mithin um 15 918,45 Mk.
höher als im gleichen Monat des Jahres 1912. Die Bahn, die
ſich im allgemeinen ſehr gut rentiert, erzielte alſo trotz der Ein-
führung der 4. Waßenklaſſe, trotz der Erniedrigung des Fahrgeldes
allein aus dem Perſonenverkehr eine Mehreinnahme von 2479,55 M.
gegen den gleichen Monat des Vorjahres. Die Zahlen beweiſen
wieder, daß eine Bahn, wenn ſie billige Tarife hat, von der Maſſe
der minderbemittelten Bevölkerung mehr benutzt wird, als bei
hohen Tarifen, und daß bei ſolchen Verbilligungen kein Fallen,
ſondern ein Steigen des Profites für die Aktionäre eintritt.
Angeſichts der Rentabilität des Betriebes muß aber im Jntereſſe
der öffentlichen Sicherheit jetzt endlich ganz energiſch verlangt
werden, daß an allen Straßen und Wegübergängen Schranken
angelegt werden. Denn das Paſſieren von Straßen die von der
Bahn gekreuzt werden, iſt für die Paſſanten immer, ſehr gefähr-
et Es beſteht alſo eine öffentliche Gefahr. Aufſichtsbehörde,

itte!

Gepäckſtücke im Abteil. Nach der h ſtehtjedem Reiſenden nur der über und unter ſeinem Sitzplatz befind
liche Raum zur Unterbringung des Handgepäcks zur Verfügung.
Die Aufſichtsbeamten ſind erneut angewieſen worden, Reiſende mit
übermäßigem Handgepäck auf die Unzuläſſigkeit der Mitnahme des
letzteren in die Abteile aufmerkſam zu machen und nötigenfalls
die Aufgabe als Reiſegepäck anzuordnen. Schon beim Durchgang
durch die Bahnſteigſperre ſollen die Schaffner die Reiſenden auf
die vorgeſchriebenen Grenzen hinweiſen und die Aufgabe über
großer Gepäckſtücke empfehlen. Jetzt ſind auch die Gepäckträger
und das Zzugperſonal zur Ueberwachung des Reiſegepäcks auf-
gefordert worden.

Bei der Arbeit totgequetſcht. Jn der Grube des Halleſchen
Kohlenwerkes bei Mötzlich iſt Sonnabend nachmittag der
Bergarbeiter Bohne aus Seeben auf ſchreckliche Weiſe ums
Leben gekommen. Beim Aufſpringen auf den ſchon nach oben
fahrenden Förderkorb glitt er ab und ſtürzte in den Förder-
ſchacht, wo er wahrſcheinlich mit Verletzungen liegen blieb.
Jnfolge bisher unerklärliche Signalgebung wurde bald danach
der Förderkorb wieder heruntergelaſſen, wodurch der Abge-
ſtürzte dann ſo gequetſcht wurde, daß er bald darauf im Berg
mannstroſt verſtarb.

Dynamit- Attentate auf Eiſenbahnzüge. Zu dem von uns
geſtern unter Wörmlitz mitgeteilten neuen Dynamit-
Patronenfund macht die Eiſenbahnverwaltung bekannt: Nach-
dem in der vergangenen Woche zehn Dynamitpatronen auf der
Eiſenbahnſtrecke Halle--Kaſſel gefunden waren, wurde jetzt
abermals ein neues Attentat auf derſelben Strecke verſucht.
Die Attentäter legten unter die Eiſenbahnbrücke drei Dynamit-
patronen, davon zwei mit Zündſchnur und Zünder. Eiſen-
bahnbeamte entdeckten noch vor dem Eintreffen des Zuges den
verbrecheriſchen Anſchlag. Auf die Ermittlung der Taäter iſt
abermals eine Belohnung von 500 Mark ausgeſetzt.

Von der Straße. Geſtern vormittag ging das Pferd eines
Obſthändlers, das von Kindern geneckt worden war, auf dem
Wettiner Platz durch und durchraſte mehrere Straßen. Ohne
Schaden verurſacht zu haben, wurde es erſt in der Geiſtſtraße
von einem Polizeibeamten aufgehalten.

Diemitz. Donnerstag, den 10. Juli 1913, abends 61 Uhr,
findet eine öffentliche Gemeinderats-Sitzung im Ge
meindehauſe, Werderſtraße 8, ſtatt.

Nietleben. Aus der Gemeinde. Jm Jahre 18098 ging
auf der Grube Neuglück, Eigentum des Bruckdorf-Nietleber
Bergbauvereins, ein Waſſerbruch nieder. Jnfolgedeſſen ver
ſiechten in der Gemeinde alle Brunnen. Am 21. Oktober 1899
und am 5. Juli 1909 wurde zwiſchen der Gemeinde Nietleben
und dem Bruckdorf-Nietleber Bergbauverein ein Vertrag ab
geſchloſſen, wonach der BruckdorfNietleber Bergbauverein es
übernimmt, die Gemeinde Nietleben ſolange mit Waſſer zu
verſorgen, als die infolge des Waſſerbruches trocken gelegten
Brunnen nicht ausreichend Waſſer liefern er trägt auch die
Unterhaltungskoſten der in der Granauer Feldmark angelegten
Pumpſtation allein. Dagegen zahlt die Gemeinde Nietleben
an den Bergbauverein ein jährliches Pauſchquantum von 1000
Mark ſo lange, als das durchſchnittlich in das Dorf Nietleben



telieferte Waſſer 76 Kubikmeter pro nicht berſt t; ein
S Mehrverbrauch iſt am Jahresſchluß mit 7 Pf. pro
ubikmeter zu vergüten. Dieſer Entſchädigungsſatz gilt nur

für die erſten fünf Jahre nach Jnbetriebſetzung des Waſſer-
werkes. Sollte ſich inzwiſchen herausſtellen, daß die Ge-
ſtehungskoſten mehr als 7 Pf. für den Kubikmeter betragen, ſo
51 die Gemeinde für den Mehrverbrauch den Betrag, der

ch für den Kubikmeter wirklich ergibt. Nach S 8 des Ver
trages hat die Gemeinde die Koſten einer Erweiterung des
Leitungsnetzes, einer Vermehrung der Auslaufſtänder oder
Auslaufhähne, oder der neu einzubauenden Hydranten, ſowie
die Unterhaltung aller ſolcher Erweiterungen zu tragen. Wört-
lich heißt es dann: Sie vertritt auch in dieſer Hinſicht Private,
die ſich etwa anſchließen möchten. Geſtützt auf dieſen Satz er
teilte die Gemeinde allen Hausbeſitzern die Erlaubnis, An-
ſchlüſſe an die Waſſerleitung einzubauen. Jetzt hat der Bruck
dorf-Nietleber Bergbauverein alle Hausbeſitzer, die Anſchlüſſe
an die Waſſerleitung gemacht haben, vor dem Landgericht
Halle verklagt, weil die Gemeinde Nietleben ihre Zahlungen
eingeſtellt hat und ſich mit dem Bergbauverein wegen der
Waſſerlieferung klagt. Verhandlungstermine finden am
11. Juli vor dem Landgericht Halle ſtatt. Der Bergbauverein
denkt der Gemeinde Nietleben zu verbieten, weitere Anſchlüſſe
an die Waſſerleitung zu machen. Außerdem ſoll allen Haus
beſitzern die weitere Benutzung ihrer Anſchlüſſe unterſagt wer-
den. Wie ſchade, daß der Bergbauverein ſich nicht in ſeinem
mit der Gemeinde abgeſchloſſenen Waſſervertrag das Recht
vorbehalten hat, ohne Gerichtsurteil jeden zu beſtrafen, der
gegen die ſchönen Paragraphen dieſes Vertrages ſündigt. Wie
gnädig doch dieſe Grubenkapitaliſten ſind, laut r bürden
ie der Gemeinde die Unterhaltungskoſten „ihrer“ Waſſerlei-
tung auf, laut Vertrag verpflichten ſie die Gemeinde dafür zu
ſorgen, daß mit dem Waſſer nicht verſchwenderiſch umgegangen
wird. Laut Vertrag mußte die Gemeinde ſchon im Jahre 1910
für Mehrverbrauch pro Kubikmeter 16 Pf. an den Bergbau-
verein 499,37 Mk., im Jahre 1911 ſchon 1902,23 Mk. und im
Jahre 1912 „nur“ 1769,49 Mk. zahlen. Ja ja, das iſt ein Ge

äft. Als im Jahre 1910 die Gemeinde zum erſten Male den
ehrverbrauch mit 479,37 Mk. bezahlen mußte, beantragte

Genoſſe Waldheim, das Waſſerwerk in Gemeinderegie zu über-
nehmen. Der Antrag wurde aber abgelehnt. Jm Jahre 1911
wurde dann die Deichſche Lackfabrik gebaut, Waldheim bean-
tragte, dazu einen Waſſermeſſer anzulegen und das Waſſer als
Baumaterial bezahlen zu laſſen. Der Antrag wurde abge
lehnt. Hinzu kam der trockene Sommer, als Folge hatte die
Gemeinde den Mehrbedarf mit 1902,23 Mk. zu zahlen. Bei der
Beratung des Etats im März 1912 beantragte Waldheim aber-
mals, das Waſſerwerk in Gemeinderegie zu übernehmen. Er
betonte, daß die Gemeinde dem Bergbauverein das Waſſer für
das abgelaufene Etatsjahr mit ziemlich 3000 Mk. bezahlen
mußte, mit den 3000 Mk. verzinſe die Gemeinde da dem Berg-
bauverein ein Anlagekapital von 50 000 bis 60 000 Mk. und in
Zukunft werde das noch mehr werden. Der Antrag wurde
abermals abgelehnt. Gemeindevorſteher Franke erklärte da
mals, in Zukunft werde das anders werden, an dem hohen
„Mehrbedarf ſei nur der trockene Sommer ſchuld. Wie recht
unſer Genoſſe damals hatte, beweiſt, daß im Jahre 1912 der
„Mehrbedarf wieder mit 1769,49 Mk. bezahlt werden ſoll. Nun
klagt ſich die Gemeinde ſchon ſeit Jahresfriſt mit dem Berg
bauverein wegen des Waſſervertrags. Neben der Hauptklage,
die am 23. September vor dem Oberlandgericht Naumburg ihre
Erledigung findet, hat der Bergbauverein noch zwei Neben-
klagen angeſtrengt, die beide auf Antrag der Gemeinde bis
zur Erledigung der Hauptklage vertagt wurden.

Aus der Provinz.
Torgau. Umbau des Bahnhofs. Jnfolge des zu-

nehmenden Bahnverkehrs beabſichtigt die Eiſenbahn Verwal-
tung, den Bahnhof Torgau in nächſter Zeit umzubauen. Außer-

dem ſoll der Bahnhof Mahitzſchen an der Strecke Torgau-Bel-
gern näher an das Dorf herangelegt und am „Entenfang“
eine Halteſtelle errichtet werden.

Annaburg. „Jungdeutſchlands Jugendtag“. Am
vorigen Sonntag hatte die Annaburger Einwohnerſchaft die
„Ehre“, den Jugendtag der Jungdeutſchland-Garde in ihren

Mauern zu ſehen. Jugendtag, dieſes Wort iſt in letzter Zeit
häufig genannt worden. Noch wird der Arbeiterſchaft der
Jugendtag der Arbeiterjugend in Eilenburg in Erinnerung
ſein. Wer aber glaubt, der Jugendtag Jungdeutſchlands in
Annaburg iſt ebenfalls ſo gefeiert worden, der irrt ſich ge
waltig. Mit Paukenſchlag und Poſaunenton wurde die natio-nale Feier während der Kirchzeit eröffnet. Mit Hurraſtim-
mung zog man nach dem Bahnhof und von dort nach dem
nahe gelegenen Walde an der Torgauer Straße. Hier erhiel-
ten ſie die erſte „Koſt“. Man hatte nämlich einen Feſtgottes-
dienſt arrangiert und dazu einen Hauptmann beſtellt. Nach-

dem man ben hingrigen Magen durch das erſte ſeeliſche Früh
tück geſtärkt hatte, ging r ück nach zum
rühkonzert. Der ganze Markt glich einem Kaſernenplatze.
ie Knaben der Militär-Erziehungsanſtalt waren zum Spa-

lierbilden kommandiert worden. Auf der einen Seite die
Herren Offiziere, der Herr Landrat und Gefolge, auf der
andern die Unteroffiziere. Hier Jungdeutſchland und da-
zwiſchen einzelne der nationalen Jugendpflege wohlgeſinnte
Arbeiter. Obwohl im Ortsblättchen von freiem Eintritt zu
den Veranſtaltungen geſchrieben wurde, konnte man es nicht
übers Herz bringen, für die gute Sache zu ſammeln. Jm
Schweiße ihres Angeſichts bemühten ſich einige Damen, ihre
Schleifen und Karten zu verkaufen. Die Schleifen waren als
Andenken an das 25jährige Regierungsjubiläum gedacht. Um
61 Uhr hatte man gemeinſchaftliche Tafel der Vereine im
Speiſeſaale des Schloſſes vorgeſehen. Wie mag ſich da ſo
mancher Lehrling gefreut haben, daß er ſich wieder mal richtig
ſatt eſſen konnte. Sonſt fragt man natürlich nicht danach, ob
die Lehrlinge und jugendlichen Arbeiter genug zu eſſen haben.
Die mit großem Eifer tätigen Offiziere pflegen auch ſonſt nicht
zuviel Jntereſſe für arme Volksſchüler und Lehrlinge an den
Tag zu legen. Die plötzliche Sinnesänderung, die vor dem
ſonſ. ſo ängſtlich gehüteten Standesbewußtſein nicht Halt
macht, müßte doch jeden Arbeiter auffallen. Haben die Ar-
beiter ihre Söhne und Töchter erſt aus der Schule, dann ſind
ſie auch ferner noch fähig, über das geiſtige Wohl ihrer Kin-
der zu beſtimmen. Zur Erziehung der Kinder brauchen ſie
die flaumbärtigen Leutnants nicht, die weiter nichts wollen,
als die Arbeiterkinder durch die Jungdeutſchlandmache den
Zielen und Jdealen der Arbeiterſchaft zu entfremden, um ſie
zu willigen Ausbeutungsobjekten zu erziehen. Die Arbeiter
eltern mögen ſich aber deſſen bewußt ſein, daß die Arbeiter
jugend in die proletariſche Jugendbewegung gehört, die ge
ſchaffen iſt von der Jugend für die Jugend.

Bockwitz.. Selbſtmord. Erhängt aufgefunden wurde am
Freitag der 18 jährige Lehrling vom Lauchhammerwerk, Ernſt
Pauligk von hier. Nach vierwöchentlichem Verſchwinden wurde
die Leiche im verweſtem Zuſtande erſt jetzt aufgefunden. Als
Urſache wird eine ſeeliſche Depreſſion, hervorgerufen durch den
Tod ſeiner Mutter, angegeben.

Die Volksblatt- Abonnenten
machen wir darauf aufmerkſam, daß die Zeitungsträger nicht
berechtigt ſind, Abonnementsgelder ohne Quittung zu kaſſieren.

Einige trübe Erfahrungen der letzten Zeit veranlaſſen uns, auf
dieſe Selbſtverſtändlichkeit beſonders hinzuweiſen.

Die Beachtung dieſer Vorſchrift liegt ſowohl im Jntereſſe der
Abonnenten wie auch der Boten, damit nicht der gute Ruf der im
allgemeinen ehrlichen Boten durch unehrliche Handlungsweiſe
anderer geſchädigt wird.

Ferner weiſen wir darauf hin, daß die Austräger mit dem
Verlag möglichſt bis zum 15. für den laufenden Monat ab
rechnen ſollen. Wir erſuchen die Abonnenten, welche es angeht,
den Zeitungsboten ein korrektes Abrechnen durch pünktliche Zah
lung des Abonnementsgeldes zu erleichtern.

Der Verlag.

Allerlei.
Ein Streikbrechervermittler als Mörder.

Jn der Nacht zum Sonntag erwürgte ein gewiſſer Artur
Mann in einer Parkanlage zu Eſſen ſeine Braut. Mann iſt
gelernter Elektrotechniker, welchen Beruf er ſeit Jahren mit dem
traurigen Gewerbe der Streikbrechervermittlung vertanuſcht
hat ſeitdem nennt er ſich Kaufmann. Der Mörder wurde ver-
haftet. Er will die Tat aus Eiferſucht verübt haben. Das Ver-
hältnis mit ſeiner Braut beſtand bereits ſieben Jahre. Seit zwei
Jahren war er mit dem Mädchen einer Modiſtin, verlobt.
Zwiſchen beiden ſoll bereits ſeit anderthalb Jahren ein geſpanntes
Verhältnis beſtanden haben weil das Mädchen in einer Unter-
ſuchungsſache gegen ihren Bräutigam eine Ausſage gemacht, die
eine mehrmonatige Unterſuchung gegen Mann zur Folge gehabt
hat. Als das Mädchen ſich deshalb auf Veranlaſſuug ihrer Eltern
von ihrem Bräutigam losſagte, wurde ſie von dieſem auf Schritt
und Tritt verfolgt. Jn einem Hotel, wo der Mörder an dem
Mordtage ein Zimmer für ſich und ſeine Braut beſtellt hatte, zu
deſſen Benutzung es aber nicht mehr kam, wurden unter dem
Bett zwei Gläſer mit Gift und auf dem Nachttiſch ein geladener
Revolver gefunden.

e Suffragettenwahnſinn.
Der Pariſer Temps meldet aus London eine phantaſtiſche

Geſchichte. Hiernach ſollen die Suffragetten ein Komplott ge
ſchmiedet haben, um London an allen vier Ecken in
Brand zu ſtecken. Zur Ausführung dieſes Planes hatten
die Suffragetten den franzöſiſchen Aviatikern eine große
Summe Geldes angeboten Dieſe ſollten aus der Luft Exploſiv-
ſtoffe auf die Stadt ſchleudern. Die Suffragetten hatten ſich
bereit erklärt, dieſe Exploſivſtoffe zu beſchaffen. Die franzö-
ſiſchen Aviatiker hatten ſich Bedenkzeit ausgebeten und in der
Zwiſchenzeit dieſen furchtbaren Plan der engliſchen Polizei
mitgeteilt. unterdeſſen ſetzten die Suffragetten eifrig ihre
Tätigkeit fort: Die machten den Verſuch, ein Schiff in South-
port in Brand zu ſtecken. Ferner haben ſie in der Nähe des
Börſengebäudes in Liverpool eine Bombe zur Exploſion ge-
bracht, die großen Materialſchaden anrichtete.

So toll und abenteuerlich die ganze Geſchichte klingt nach
ihren bisherigen Leiſtungen ſind den Suffragetten die wahn
witzigſten Pläne zuzutrauen.

Unſchuldig im Zuchthauſe.
Der Drogiſt Artur Greve in NeuBrandenburg wurde 1908

wegen Sittlichkeitsverbrechens, begangen an der damals
dreizehnjährigen Tochter des Oekonomierats Kruſe, zu zwei
Jahren Zuchthaus verurteilt und hat dieſe Strafe voll
verbüßt. Jetzt hat die Kruſe, von Gewiſſensbiſſen gefoltert, ein
geſtanden, den Greve fälſchlich bezichtigt zu haben. Greve iſt
daher nach achteinhalbſtündiger Verhandlung im Wiederaufnahme-
verfahren freigeſprochen worden. Die Kruſe, die angab,
ſeinerzeit unter dem Zwange ihrer Erzieherin gehandelt zu haben,
kann für ihre damalige uneidliche Ausſage gerichtlich nicht zur
Verantwortung gezogen werden.

Wieder eine Mahnung an die Gerichte, Ausſagen von Kindern
äußerſt vorſichtig aufzunehmen!

Ein fliegendes Rieſentier der Urzeit entdeckt.
Den beiden amerikaniſchen Geologen Dr. F. Salathe und

van Wagener, die in den letzten Wochen im Staate Wyoming
nach neuen Petroleumfeldern forſchten, entdeckten ein großes
Foſſilienbett, in dem ſie die verſteinerten Skelett-Teile eines
rieſigen fliegenden Reptils der Urzeit fanden. Das Tier hat
eine Länge von über 20 Metern. Im lebenden Zuſtande muß
d Spannweite ſeiner Flügel mehr als 25 Meter betragen
aben.

Kleines Allerlei. Drei Menſchen verbrannt. Bei
einem nachts auf dem Anweſen des Oekonomen Rieder in
Lannenberg (Schwaben) ausgebrochenen Großfeuer, das alle
Gebäude einäſcherte, ſind der fünfjährige Sohn des Beſitzers,
der Knecht Lochner und der Tagelöhner Schweigert verbrannt.
Die übrigen Bewohner konnten nur mit Mühe das Leben
retten. Der Dieb des Kaiſerbechers wurde geſtern
in Mainz zu vier Jahren Zuchthaus verurteilt. Seine
Identität wurde durch die Fingerabdrücke feſtgeſtellt. Die
Erdrutſche am Panamakanal bereiten den Jn-
genieuren ernſte Sorge, denn ſobald nach einem Erdrutſch die
Erdmaſſen weggeſchafft ſind, findet eine neue Bewegung ſtatt,
und Tauſende von Tonnen Erde ſtürzen den Abhang
hinunter. Jn dem großen Durchſtich von Culebra ſind die
Eiſenbahnlinien, auf denen das ausgehobene Material weg
geſchafft wurde, verſchüttet.

Verſammlungsberichte.
Buchdrucker. Die am 26. Juni abgehaltene Mitglieder-Ver-

ſammlung beſchäftigte ſich zunächſt mit der Entgegennahme
einiger interner Mitteilungen, von denen eine inſofern von
größerem Jntereſſe iſt, als eine hieſige Firma die bisher ge-
währten Ferien bedeutend reduzierte. Ferner fand ein bei
der Firma Hellig in Merſeburg ausgebrochener Konflikt Er-
wähnung, zu deſſen Beilegung das hieſige Tariſſchiedsgericht
angerufen werden mußte. Der größte Teil des Abends wurde
durch den Bericht von der Danziger Generalverſammlung aus
gefüllt, der vom Kollegen König erſtattet wurde. Der vorge-
rücklen Zeit wegen wurde von einer Diskuſſion hierüber Ab-
ſtand genommen und die Stellungnahme des Ortsvereins bis
zur nächſten Verſammlung vertagt. Es erfolgte noch die
Wiederwahl von zwei ausſcheidenden Beiſitzern im Gauvor-
ſtande und die Durchberatung der Anträge zum Gautage, wo-
mit die Verſammlung ihren Abſchluß fand.

h

Arbeiter Sekretariat, Halle a. S.,
Harz 42/43, Hof, 2 Treppen.

en nur Wochentags von 11--1 Uhr und abends vonSptechſtraden 5—-8 Uhr. Sonnabend nachmittags und Sonntags

geſchloſſen. Telephon Nr. 1541.

Mai bis
November

Leipzig 1913 *1060

Internationale Baufachausstellung mit Sonderausstellungen

Welt-Ausstellung
Mai bis

für Bauen und Wohnen November
Am Fube des Völkerschlachtdenkmals erbaut auf einer Fläche von 400000 qm. Besondere Sehenswürdigkeiten: Leipzig zur Zeit der Völerschlacht.

Dörfchen mit anschließender landwirtschaftlicher Sonderausstellung Gartenvorstadt Marienbrunn 50000 qm großer Erholungspark Täglich große
Künstler- Konzerte auf der-Strasse des 18. Oktober Abends Festbeleuchtung der Ausstellungsbauten und Leuchtspringbrunnen.

Die deutsche und ausländische Presse hat schon während der Vorarbeiten der Ausstellung das größte Interesse entgegengebracht.
Nach der Eröffnung haben die bedeutendsten Publizisten sie einer eingehenden Kritik gewürdigt. Wir zitieren folgende Zeitungsstimmen:

Die Leipziger Weltausstellung für Bau- und Wobnwesen ist das
stolze Dokument unserer wieder wahr gewordenen, festgegrün-
deten, grobzügigen, ehrlichen und phantasiereichen neuen Bau-

kultur Frankfurter Zeitung
Ein künstlerischer Geist hat in der Anlage des Ganzen ge-
waltet. RVine ungeheure Pülle des menschlichen Wissens,
Schaffens und Strebens ist dort angesammelt worden, an dem
sich viele Tausende in den nächsten Monaten erfreuen, und
von dem aus reiche Anregung und Belehrung ausgehen
werden Schlesische Zeitung, Breslau

das grobe Werk Eine Kühnbeit, die gerade wir Berliner
besonders würdigen und preisen müssen, da wir sie bisher nicht
bewiesen haben und, wie es scheint, in absehbarer Zeit nicht

t beweisen werden Es verdient die Bezeichnung durch seinen
Umfang, durch die Art, wie es mit der Entwicklung der Stadt
in Beziehung gesetzt ist, durch die Planung der Gesamtanlage
u. durch die technisch einwandfreie Ausführung bis in die letzte
Ecke. Es steht in allen diesen Dingen weit über den sogenannten
Weltausstellungen, die Städte von gleichem Rang im Ausland
veranstaltet haben, u. zeigt, wie fruehtbar die Ideen der modernen
deutschen Bewegung schon geworden sind. Berliner Tageblatt

diese Ausstellung, über deren feierliche Eröffnung wir berichteten,
bietet unendlich viel mehr als trockenen Fachkram, der die Allge-
meinheit wenig interessieren könnte; die gibt eine völlige Aus-
schöpfung des Begriffes Baufach und verfolgt ihn in seinen Aus-
strahlungen bis in fast alle anderen Kulturgebiete. Tägl. Rundschau
Leipzig hat den Beweis geliefert, dab es auf dem Gebiete des Weltaus-
stellungswesens mit jeder europäischen Grobstadt in die Schranken
treten kann und weiter Eins aber steht fest: Die IBA wird
in der Geschichte des modernen Ausstellungswesens als eine Muster-
leistung gebührend gefeiert werden, und die Besucher, die aus allen
Gegenden der Welt nach der alten Pleibestadt zu pilgern beginnen,
werden die Reise nicht zu bereuen haben Kölnische Zeitung
Es mag ausdrücklich nochmals hervorgehoben sein, dab die Inter-
nationale Baufach-Ausstellung, zwar aus der Praxis für die Praxis
geboren, doch eine reiche Fülle anschaulicher Interweisung und
belehrende Aufklärung umfabt, die auch für die Allgemeinheit von
gröbter Bedeutaing ist Neue Preubische Kreuzzeitung
Gerade diese Violseitigkeit darf als ein besonderer Vorzug der IBA
bezeichnet werden. Nicht für den Fachmann und nicht für den Ein-
zelnen ist sie bestimmt, sondern für jeden, der nicht verständnislos
dahinlebt, sondern der seine nächste Umwelt begreifen möchte, um

sie zu verschönern Kieler Zeitung

Ein Werk geht seiner Vollendung entgegen, das eine „Kultur-
tat genannt zu werden verdient. Ein Werk, dessen außer-
ordentliche Bedeutung für das gesamte Bau- und Wohnwesen
der Gegenwart und Zukunft sich einstweilen noch gar nicht
übersehen läßt, dem jedoch Autoritäten von Rang und Ruf
im In- und Auslande schon jetzt, noch fast ein Vierteljahr vor
der offiellen TDröffnung, einen vollen Erfolg voraussagen.

Hannoverscher Apzeiger
Allem Anschein nach wird die heute eröffnete Internationsſe
Baufach-Ausstellung in nichts hinter der Tygiene-Auestellung
in Dresden zurückstehen, umsomehr, da ja das Bauwesen im
allerengsten Zusammenhang mit der menschlichen Kultur steht,
und fast in alle Zweige des menschlichen Lebens eingreiſt,
sodab auch der Laie des Interessanten und Belehrenden so-
viel findet, daß er gern der Ausstellungs- und Feststadt Leipzig

einen Besuch abstatten wird. Die Post, Berlin
Wenn die Internationale Baufach-Ausstellung Vor den Toren
Leipzigs auf den Graundlagen und Erfahrungen der Dresdner
Hyugiene-Ausstellung aufgebaut ist, so ist das ein erfreulicher
Beweis für die Abkehr von der wachsenden Planloeigkeit der

i tage der e Jahre. Vor h 2der Besucher in der glücklichen Lage sein, bereio unlehrt von ihr nach Hause zu gehen. h Auge



h

a S S

a

rer

Ammencort
Raclewell rHruſi 7 engeren emplehlenswerter S v Zimmermann

Ernsldamn lam Metſeben

III I P 1m orfer J. J 7 mrT o ötr waronI olkerei on Awin Voigttter al m e r.
J Ankertigungaämtl. Rozepto

jnear. Eich

Finenwa

Milch, Buttor, Käee, Elor.
Aueh Vorsand nech anewrts.

S Königgstr.

9

9

u

l

h

h

a Wir v h J m hheeeeee h e
en ſt en i ſen r J. enstan Lene J2 Woch. 2w e Wochs. Ind. Oskar Rozenfold J. J. J.

rer S Sordan 0.Buckor. ung Kongitorei F re J

e eben e e ec Tee I.w. v Ss Win Eisleb er Roitzsch Delitzsch Ernst Mlamann

v h J. e rer J.ver her Actien- aau y r onaneorei J. Jeregelter Betrieb. e555e5 e ielEmi mit Vogler Biere Vieeho a. Arbenorbetlei e J I KI. h J
Ammendorf Kadewoll.

S Wer -drogene rin ſern m eHer R S Beinblrger ENtrzchi Apotbeke r r een rer S Be Heu J. holzweissi g Gehntwere
ler mann. Fleſseder. Dem Bürgerliches r en vier e Nun r
e rates klgrfler kau Sanerzihayn Kurzvaron. I Mieneermann chött e I aelis i. Kurz u. Sachnitt waren.r a o Lichtspiels Vhren, Gold waren, i berg mann o Inbador

S Kauiarr frr aus Klitzschmar 3 u rntor ung u ager ſe r HerrenJ NMatoriabwareno.

0 t S 77 Konfektionsbaus für I un l etun e a rema d t a en m Bann wonwares, c
n e le i Max Stegltcha Hans Drusehke ſſrene- e äder e C. G. Bemme e.

zu r

Nur 5 hdrogerſe ſarhanf
Haus und Küchengerüto.Kichard Grau e ine
Umieo, m oder o

Kluges Kino Karl Naumann T u Weolß- Woliwaros,

C or- un Kongnoroi 4 9 Tenorm Au- n I erw. Repar. W. lan e h r v J Holzweißie ic ar ren e r D. er Betriob e
Qualitätsbiere l l eJ. ſin, Ianſais

men r 1 rn hr e elnyo Diene Tage

Nart Barar, h hKrankenkasgen Verordnungen Boruſaſiel dungrit-Bazar im o e Raonfanit. Arbeiſerdekld v tderetz. 14. ne dunabead schnoidermoister.r m l fr ogrammwoohsel màäbien Produlte J en.e n Arnold et M Scherbitz ſ. Schoenerstegf Karl Miegang
ſeiderstofte, WIsche Artik.

NMebeh- u. Wurgtwaronfabrſt V

S uardſſein rerr
GOrama

77

tet di ſeterteaufhaus I renrräger, Nänmasgehinen, in a.
Alfred FlacleVorzügliche Rink aufsquello

h Herreggarterobe, u
Kinderwagen

Restaurant u. Café le te rwe rda-Biehlazrn Betten rath r r
I bür 77 Mittagsetſaehbt rin Fudis h

J eio, herfobort lunge
j Dam.-, Herr. u. KinderWoilwar. Häüto, Mätson

S
1 d.

e t an aber P Bittorfelderstr. M p n S 6 h mrafJ S S e rm ſein Melerel. ranfarrzeuge
Ap aih e ſt le e SWnſſade N eeu Waner, Relers. Nanmaschinen

Drogen u. FarbenFrima Weols ana Roggenbrott Fr. Je arI Lieferant des eeroin, u Ih el Osſar Reime 1 Nouſlzzeh, JehubwarenOsſar Reſme eime h Reparaturen

ware v g. Inhert, Ielerele l
l Schuhwaren r eung h Wigcheaſer F
winn. Pöt Sache ng. Cheater n

Könnern
Warenhaus

h

Konfektion Nannfurtur-
I RKodoweren, Nähwaschinon.
Koonſal-, Rurz-

und Fisenwaren

Otto
Lederbogenſie

Str. 52. T giech n Nittwoeb-

Robert t Fleischerſ ſt a SSee rm rn e l
ler Morrmann Wanne Noſſerei an

gpozlalitat: h
Kelonlal- a.

v. Alvin Hoch.übl J e M ewmptlebèit seine anerkannten
eratklassigen Biere

holl-, dunkel

h g. Geria
Emallle und Futtorartiko

Otto verreg- und Knabeon- e ias nenvurzor eir. 2. wolä-, Karamoel.

rdorobo eI gtr. V. in oelefel FabrRation am. ar oboifr. Geitrsexe
Rozopt- und Verord on für Schokolade

h r ile Ve

Putr T „J

i J herren n genre und aeoh Meaß. nung h o 7Aleporh ar eei ee imteho r ne u 777ä7 7 ortuna Narſit II. n

J. y I er F7 r rrrait ars b M.Nanntactur- Polrweron ici-, Nauen. In Rich. Dombrowski ſt Aiprigor Sir 2 ue J. n nen 7 h b in nv r anni al J I rem sveiaggaain J kamm, rgeh Jorteilhattesto aollo 722 h. J o.W ärauereſent rn an Gate men Mtuwaten wer
per ihre orotklaseigen NMaßardolt, Reparsturen,n IIC r We war

Kolonialwaren P Kur-, Weib und Wollwaren

i Horro rab., Arbeitor ad 14 r Welg Uer rothv 4 2 I Ledorausgohnitt, Schuhmacher Bier, gow, Sehanib be r gerbi er e i e re Karamelbier

I I

Muekenberg
Horronerritel. IDruno Nieschnickh h riotenbainer Weiesdier.

tat jranz ogadiwam I ar. Jz r e e r en J r I n 1 Butter, Eier, Kuse, J e lorkowmm I 9 Kolonis vBottener Könnernas h h T u IIeferanid, a mere Wols- und Woi ſie 7 „I oft ten 777 u riedr, i e r bi er S iv. lrin t mr Optik,e rinKelbra
Otto Klausin hOtto Kl. ung e ln nNeni- und Futterariroi

lein uTelephon 230.II Tedeak- w. Cigarren
I r Laletungetäbigken Vnolzpantinen Fabrik. l tm allen Preſelagon.

Spez. Saludo 10 t dex 50 r.

r.
bache, Weis-, Wo waren

TeeStahl Arrehe 3

r lWüutenberg I ersghbiunPraktischer Wegweiser u

e c Jainpieh Mieh a Werner S Pauf Schmidt c

msd- lere



n u i V T ch J u 7 4 4e c t e

2 0 e a eG
e

c 34 e v e h 4 4 m hzum Volksblatt.
Dr. Iss

Verbandstag der Töpfer.
Die 10. General Verſammlung des Zentral Verbandes

der Töpfer Deutſchlands wurde in der Woche vom 30. Juni
bis 5. Juli in Leipzig abgehalten. Die Gegner einer Ver
ſchmelzung mit den Glasarbeitern und Porzellinern beſonders
die Ofenſetzer wollen dabei den Anſchluß an den Bau
arbeiter- Verband beſprechen. Der Vorſtand ſchludie Beratung der neuen Statutenvorlage vor; da die er
ſchmelzungsfrage an ſich ſchon genügend erörtert worden ſei. Mit
30 gegen 26 Stimmen wurde ſo beſchloſſen. Ein Antrag Hannover,
den Vorſtand des Bauarbeiter Verbandes zur Beratung der Ver
r söſrage einzulaben, wurde mit großer Mehrheit ab

Den Geſchäftsbericht des Vorſtandes erſtattete ne
Berlin, der auf den gedruckt vorliegenden Bericht verwies. Nach
dieſem war in der Berichtszeit, 1910--1912, die Geſchäftslage in
der Ofeninduſtrie nicht beſonders günſtig. Am ren wurden
von der ungünſtigſten Konjunktur die Filialen Berlin und Velten
betroffen, was zur Folge hatte daß dort die Mitgliederzahl erheb
lich zurückging. Die eſamtMitgliederhewegung des Verbandes
ist folgendes Bild: bei Beginn der Berichtsperiode zählte der

rband 222 Filialen und 11060 Mitglieder, und an deren Ende
11 733. Die Zunahme in den drei Jahren beträgt alſo 673.
Lohnbewegungen führte der Verband in der Berichtszeit
insgeſamt 287, an denen 12 152 Kollegen beteiligt waren. Die
überwiegende Zahl der vrnn nämlich 207, verliefen fried
lich, ohne Streik. Von den geſamten Bewegungen waren 251

olgreich, 24 hatten teilweiſen Erfolg und 10 endeten erfolglos.
Erreicht wurde eine Arbeitszeitverkürzung um 7781Std. pro Woche
und eine wöchentliche Lohnerhöhung um 19 472 M. 4614 Kollegenhatten ſonſtige Vorteile. Abgewehrt wurden pro Woche 401 Be
Lohnkürzung und für 2 438 Kollegen ſonſtige Verſchlechterungen.
Tarife wurden 248 abgeſchloſſen, darunter 16 Bezirkstarife.
Die Lohnbewegungen verurſachten eine Ausgabe von 217809 M.
Durch die Streiks und Ausſperrungen gingen 94 523 Arbeitstage
und dadurch 409 118 M. Arbeitsverdienſt verloren.
Nach dem Kaſſenbericht, den Hauptkaſſierer LotherBer-

lin gab, haben ſich die Finanzen des Verbandes gut entwickelt.
Das Vermögen des Verbandes vermehrte ſich um 217 439 M., es
ſtieg um 158 211 M., Ende 1911 auf 375 651 M. am Schluſſe
der Geſchäftsperiode. Die Geſamt Einnahmen betrugen 1 227 060
Mark, denen eine Ausgabe von 1009620 M. gegenüberſteht.

m Vergleich zu dem Ergebnis der letzten Geſchäftsperiode wurde
eine Mehreinnahme von 347 637 M. erzielt. An Beiträgen gingen
1 098 794 M. ein. An Unterſtützungen floſſen an die Mitglieder
direkt wieder zurück 330 675 M., nämlich für Wander-, Reiſe-,
Umzugs, Kranken, Sterbe- und Arbeitsloſen Unterſtützung.ür die Agitation wurde 49 053 M. aufgewendet. Die Verbands

itung koſtete insgeſamt 60 396 M.
Für die Preſſe berichtete Redakteur Schmit Berlin. Die

Auflage des Töpfers iſt während der Berichtsperiode von 12 800
Exemplaren auf 13800 geſtiegen. Der „Töpfer“ hat, wie in
früherer Weiſe und organiſatoriſch zu wirken geſucht.
Vor allem ſind auch au h Gebiete eine anſehnliche
Zahl Artikel veröffentlicht worden. Beſchwerden der Mitglieder
über die Schreibweiſe des Töpfers ſind nicht erhoben worden.

Da die geſcheitert iſt, war der Verbandstag ge
zwungen zur event. Revidierung ſeines Statuts Stellung zu
nehmen. Es lagen zahlreiche Anträge vor, die u. a. eine Er-
hö ung der Arbeitsloſen Unterſtützung für die Werkſtubenarbeiter
un ne allgemeine Erhöhung der Streik Unterſtützung ver
langen. Die Dre werden einer Kommiſſion überwieſen.

as einleitende Referat über die r hieltVerbandsvorſitzender Drunſel. Er verbreitete ſich über die Ent
wickelung der Flieſenfrage. Das Flieſenlegen ſei ſchon ſeit
jeher ebenſo Töpfer (Ofenſetzer) wie Maurerarbeit geweſen. Auf
einer Konferenz der Flieſenleger im Oktober 1912 der Vor
ſitzende des Maurerverbandes, Paeplow, erklärt, Flieſenarbeit ſei
nur Maurerarbeit. Dieſe Behauptung ſtehe im Widerſpruch mit
der Feſtſtellung einer früheren Flieſenlegerkonferenz, wo geſagt
worden ſei, für die Flieſenarbeit würden Maurer und Ofenſetzer
in Betracht kommen. Der Ausſpruch Paeplows ſtehe aber auch

it den wirklichen Verhältniſſen im Widerſpruch. Nach einer vompferverband 1913 aufgenommenen Statt könnten von 6431

erforſchten Ofenſetzern 2319 Flieſenanſetzen bezw. hätten ſchon an-

Halle (Saale), Mittwoch den g. Juli 1913

geſetzt. 214 Ofenſetzer arbeiten faſt ſtändig auf Flieſen und vorübergehend W enſetzer. 59 Zu ehe mit den Ofenſetzern
abgeſchloſſene Flieſentarife. Jn den 220 den Orten wurden
2061 Flieſenleger gezählt. Die Stärke der einzelnen Organiſationeniſt folgende: Aleſenl erſektionen des Bauarbeiterverbandes
1238 Mitglieder, Freie einigung (Lokaliſten) 348, Chriſten 110
und die Flieſenlegerſektion des Töpferverbandes 45 Mitglieder.
Dieſe Statiſtik e, daß das Flieſenlegen auch Hin cherhrhet
z n für die Flieſenleger auch der Töpferverband zuſtändig ſei.
Zuſtimmung.Jn der 5 s kuſſion waren ſich die Redner dahin einig, daß

das r w auch Arbeit der Ofenſetzer iſt.
Schließlich wurde ein Antrag, der den Zentralvorſtand beauf-

tragt, bei der Generalkommiſſion und, wenn dem Vorſtand dort
nicht Recht wird, beim Gewerkſchaftskongreß Proteſt dagegen ein
zureichen, daß man Töpfer, die Flieſen anſetzen, zwingen will,
zum Bauarbeiterverband überzutreten, wurde einſtimmig ange
nommen. Ein weiterer Antrag auf Gründung von Flieſenleger
ſektionen fand gegen 3 Stimmen Annahme. Einſtimmig angenommen
wurde auch ein Antrag Magdeburg, nach dem der Vorſtand mit
dem Banarbeiterverband in Unterhandlungen treten und dahin
wirken ſoll, daß die Mitglieder beider Organiſationen bei Aus
e von Flieſenarbeit nicht unter dem am Orte beſtehenden
Flieſenlegertarif arbeiten dürfen.

Der Verbandstag beſchloß dann nach r daß auf
dem nächſten Verbandstage die Frage der Reichstarife in Ver
bindung mit der Frage des Ablaufstermins behandelt werden ſoll.
Jm Töpfer ſollen über dieſe Frage informierende Artikel gebracht
und die Materie diskutiert werden.

Da die wiederholten Abſtimmungen über die Frage eines An
ſchluſſes an den Bauarbeiterverband erwieſen haben, daß dafür
keine Neigung vorhanden iſt, wurde beſchloſſen, um eine einheit-
liche Richtſchnur zu ſchaffen, daß wohl gleich nach der General
verſammlung W Frage diskutiert werden kann, dann aber ſoll
die Debatte darüber im Töpfer nicht mehr zugelaſſen werden.

Annahme fand ferner ein Antrag Berlin, der den Vorſtand be
auftragt, möglichſt alle Druckſchriften, die die Zentralſtelle für die
arbeitende Jugend Deutſchlands bexau ibt, unentgeltlich an die
Lehrlinge im Berufe abzugeben. Der Vorſtand wird ermächtigt,
jährlich zwei Kollegen zur Gewerkſchaftsſchule zu ſchicken. Auf An
trag der Statutenberatungskommiſſion wurde beſchloſſen, einenAusſchuß einzuſetzen, der bei Streitigkeiten zwiſchen Vorſtand
und Filialen 8 ſchlichten hat.

Das neue Statut tritt am 1. Oktober 1913 in Kraft.
Nach der Wahl von Delegierten zum Jnternationalen Arbeiter-

kongreß und zum Gewerkſchaftskongreß wurden die bisherigen angeſtellten Vorſtandemiglieder wieder ebenſo die Gauleiter.
Der r kommt nach Dresden hen Ausſchußvorſitzender

wird John-Meißen. Die Filialen Meißen und Dresden haben
noch je zwei Kollegen für den Ausſchuß zu beſtimmen.

Damit waren die Arbeiten der Generalverſammlung beendet.
ſ drt nächſte ordentliche Sitzung ſoll 1916 in Halle (Saale) ſtatt

nden.

Die Generulverſammlung der Glasarbeiter.

Die Generalverſammlung der Glasarbeiter, die in
der Woche vom 30. Juni bis 5, Juli in Leipzig tagte, nahm
nach Erledigung der Verſchmelzungs Angelegenheit, über die wiran anderer Stelle berichten, den Geſchäſtsbericht des Vor
h d Der Verband hat in der Berichtszeit 1911/12
einen Mitgliederbeſtand bedeutend erhöht und auch die Finanzen

verbeſſert. Die Mitgliederzunahme beträgt 4355; bei Beginn der
Geſchäftsperiode zählte der Verband 15 742 Mitglieder, am Ende
20 097. Lohnbewegungen fanden in den beiden Jahren 115 ſtatt,
die ſich auf 363 Betriebe mit 23961 Beſchäftigten erſtreckten.
Dabei konnten für 1343 Perſonen eine en um
7059 Stunden pro Woche und eine Lohnerhöhung um 16 052 Mk.
wöchentlich für 7866 Kollegen erzielt werden. Das Verbands-
vermögen ſtieg im letzten Jahre um über 100000 Mk., es betrug
am Ende der Geſchäftsperiode 279 797 Mk.

Die Diskuſſion über die Geſchäftsberichte war ſehr aus
e hre Es wurde mancherlei Kritik geübt. Der Vorſtand be
itze bei Lohnbewegungen nicht die notwendige Energie, er be-willige Lohnbewegungen und hufe dann ſpäter ſehr oft zurück.

Bei dieſer Ausſprache wurde auch ſehr ſcharf kritiſiert, daß die
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ſozialdemokratiſche Reichstagsfraktion die in einer Reſolution auf
ß ellten Forderungen der Glasarbeiter für den Arbeiterſchutz in
en Glashuütten abgeſchwächt und im Reichstage nicht mal ver

treten habe. Dem Verbandsvorſtande wurde Entlaſtung erteilt.
Bei der Statutenberatung ſchloß ſich die Generalverſammlung

im weſentlichen den Vorſchlägen der vorher hierfür eingeſetzten
an. Die wichtigſten Beſchlüſſe, die Aenderungen des

Statutes zeitigten, find: Die Beiträge wurden ganz weſentlich
erhöht. Bisher betrugen die Beiträge bei einem Jahresverdienſt
bis 700 Mk. 40 Pfg., von 700-1000 Mk. 50 Pfg. und über 1000
Mark 60 Pfg. Nun wurden 4 Klaſſen feſtgeſetzt, und zwar für
die jugendlichen und weiblichen Mitglieder eine 25 Pfg. Klaſſe.
Bis zu 10 Mk. Wochenverdienſt ſoll der Beitrag 25 Pfg., von 10
bis 16 Mk. 40 Pfg., über 16--24 Mk. 60 Pfg, und über 24 Mk.
80 Pfg. betragen. Für die beiden oberſten Klaſſen bedeutet dies
alſo eine Erhöhung um 20 Pfg. Das Eintrittsgeld wurde für die
beiden unterſten Klaſſen auf 25 Pfg. und für die oberen Klaſſen
auf 50 Pfg. feſtgeſetzt.

ie Unterſtützungen wurden ebenfalls neu geregelt. Die
Arbeitsloſen unterſtützung wurde in den oberen Klaſſen etwas
erhöht. Sie beträgt je nach der Dauer der Mitgliedſchaft und
der Beitragsklaſſe 3 bis 14,40 Mk. pro Woche. Bei einer Mit

v von 52 Wochen wird die Unterſtützung 5 Wochen,
ei 104 7 Wochen, bei 208 9 Wochen und bei 312 12 Wochen

lang gewährt. s dürfen nicht mehr zuſammengerechnet
werden, dafür ſoll die Unterſtützung bei Auslöſchen der Oefen
ſchon vom 19. Werktage (bisher nach 36 Tagen) gewährt werden.
Bei Arbeitsloſigkeit der Heimarbeiter in der Chriſtbaumſchmuck-
Branche wird in der Zeit vom 15. Dezember bis 1. Januar keine
Unterſtützung gewährt. Dieſe Zeit wird als regelmäßige „Feier-
ſchicht' angeſehen. Die Kranken unterſtützung fand, um den
Porzellinern entgegenzukommen, eine ganz weſentliche Erhöhung
für die Mitglieder der beiden oberen Klaſſen. Sie beträgt bei
einem Beitrage von 25 Pfg. 1.50 Mk. pro Woche, bei 40 Pfg.
2.50 Mk., bei 60 Pfg. 3.60 Mk. und bei 80 Pfg. 4.80 Mk. Die
Unterſtützung wird bei einjähriger Mitgliedſchaft auf die Dauer
von 5 Wochen, bei zwei- 6 Wochen, bei vier- 8 Wochen und bei
ſechsjähriger Mitgliedſchaft 10 Wochen gewährt, und zwar vom
7. Werktage an. Feiertage in der Woche gelten als Werktage.
Das Sterbegeld beträgt künftig 10 80 Mk., je nach der
Dauer der Mitgliedſchaft und der 3 Beim Tode der
Ehefrauen der Mitglieder wird die Hälfte der Unterſtützung be
zahlt. Die Streik unterſtützung wurde in der höchſten Klaſſe
etwas erhöht. Sie beträgt bei einer r w. r bis zu
13 Wochen je nach der Beitragsklaſſe 6 Mk., 8.70 Mk. 11.10 Mk.
und 13.50 Mk. pro Woche, und bei einer Mitgliedſchaftsdauer über
13 Wochen 7.20 Mk., 16.50 Mk., 14.10 Mk. und 17.70 Mk. Die
ledigen Kollegen bekommen in allen Klaſſen 20 Pfg. pro Tag
weniger. Für die ſchulpflichtigen Kinder wird 1 Mk. bis zur
Höchſtſumme von 5 Mk. bezahlt. Die erſten vier Tage wird keine
Ünterſtützung gewährt. Ergibt ſich bei einem Streik, daß die
Fortführung für die Geſamtorganiſation ſchädlich iſt, ſo kann ihn
der Vorſtand beendigen.

Die Beſtimmungen über die Generalverſammlung wurden
dahin abgeändert, daß auf 150—400 Mitglieder (bisher 100-250)
ein Delegierter und auf Orte über 400 Mitglieder zwei Dele-
gierte kommen. Mehr wie zwei Delegierte darf keine Zahlſtelle
wählen.

Äls Delegierte für den nächſten internationalen Glas-
arbeiterkongreß wurden die Gauleiter Britze, Dirſcherl
und Dornheim und Reichstagsabgeordneter Horn gewählt.

Das neue Statut tritt am 1. Oktober in Kraft.
Die angeſtellten Vorſtandsmitglieder wurden einſtimmig wieder

ewählt. Sekretär Grün zel und der Redakteur Gebel erhaltenSuimnrecht im Vorſtand.

Der Ausſchuß bleibt in Dresden.
Damit waren die Arbeiten der Generalverſammlung beendet.
Der nächſte ordentliche Verbandstag findet 1915 ſtatt. Der

Ort wurde beſtimmt. Sollte wegen der 8frage ein gemeinſchaftlicher Verbandstag ſtattfinden, ſo ſoll Berlin
der Tagungsort ſein.
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Jns Deutſche übertragen von Julio Brouta.

Areſti lächelte und warf einen mitleidigen Blick auf den
gen Mann. Er würde wahrſcheinlich nicht verſtanden wer-
den; dieſe Dinge wurden nicht in Deuſto S Außerdem
war es nicht möglich, eine Moral mit all ihren Vorſchriften von
eute auf morgen zuſammenzufegen wie eine Predigt der
atres der Geſellſchaft Jeſu. er moderne Geiſt hatte im

kurzen Zeitraum eines Jahrhunderts bereits genug Großes
eleiſtet, und er befand ſich erſt auf der erſten rduge nach dem Unendlichen. aber hatte ſeine Moral,
ine für die Erde berechnete Moral, ohne himmliſche Sank-

kionierung und bloß den Zweck des poſitiven Wohlergehens der
Menſchheit verfolgend; ihre beſtimmte Form. J

Jch, ſagte Areſti einfach, bete die ſoziale Gerechtigkeit an als
Zweck un glaube an die Wiſſenſchaft als Mittel.

Urquiola br in ein dummfreches Lachen aus. Hahaha,
die Wiſſenſchafti Die moderne Wiſſenſchaft der Revolutio-
nären und Gottloſen Er wußte, was er von der halten ſollte.
Und er definierte a dem Buche eines berühmten Paters
der Geſellſchaft. „Man braucht nur den Katechismus des
re Ripalda zu nehmen und Nein hinzuſchreiben, wo deratechismus Ja Fagt. und Ja, wo er Nein ſagt, und dann hat
man vor ſig die ganze moderne Wiſſenſchaft.“ Urquiola warf
ſich in die Bruſt, nachdem er dieſe geniale Definition formu-
liert, die den Katechismus zum e
lichen Denkens machte und den Pater Ripalda über alle großen
Männer der Weltgeſchichte ſtellte. Doßa welche
glaubte, daß jene Definition das Werk ihres Neffen war, be-
wunderte ſein hervorragendes Talent.

Aber der Advokat bemerkte dieſe Bewunderung gar nicht, ſo
ehr n ihn das r ne bevorſtehenden rin per

rrain wollte ſ

nbegriff des geſamten menſch-

in. Auf dieſem Te er den Doktor! Die Wiſſen-
chaft konnte alſo als Mittel und Werkzeug der Moral dienen?

Jn Deuſto, wenn auch Areſti es nicht glauben wollte,
wurde auch etwas von der modernen Wiſſenſchaft gelehrt.
Dort wurde nur ein Zipfel des Schleiers gelüftet, der dieſen
Wuſt von Gottloſigkeiten bedeckt, um ſie unter der heiligen
Wucht der guten Lehren zu zermalmen. Er kannte genug von
der modernen Wiſſenſchaft, um ihren rohen Materialismus
einzuſehen, der unvereinbar mit jedem Jdeal, eine Urſache
jeder Demoraliſierung war.

Für dieſe troſtloſe Biſt war der Menſch ein Tier.
Der Jnſtinkt erſetzte die Seele; es gab keinen allmächtigen
Gott und Schöpfer, es gab keine geiſtige Fortdauer des Lebens
nach der Auf des materiellen Körpers. Dieſes Leben

hatte als Schaubühne bloß dieſe Welt. Nach dem Tode kam
die Verweſung, ein wenig Staub, nichts! Da es kein anderes
Leben gab, ſo gab es auch keine Strafen und alle konnten tun,was ihren J nſtinkten am beſten zuſagte, ohne J vor dem

Zorne Gottes. Die freie Beſtie ohne jeden Zügell Da es
keine Strafen gab, ſo brauchte niemand auf die Befriedigung
aller ſeiner Begierden zu ver h Weshalb e enauferlegen und Rückſicht auf eine Nebenmenſ nehmen

Auslachen müßten wir n einfältigen Vorfahren, die ihre
Leidenſchaften wegen der Hoffnung auf den Himmel oder der
Furcht vor der Hölle im Zaume hielten. Die Starken müßten
die Schwachen mit Füßen treten, die Schwachen ihre Zuflucht
zur Liſt und zur Bosheit nehmen, um v der Starken zu er
wehren. Wir haben nicht verlangt, auf die Welt zu kommen,
und niemand wird von uns Rechenſchaft fordern, wenn wir
uns wieder mit der Erde vermiſchen, aus der wir hervorge-gangen. Das Laſter iſt gleich der Tugend; das Verbrechen
und die Güte haben gleichen Wert; leben wir uns aus und ge-
nießen wir, ſo biel wir können, ohne alle Skrupel, da wir gänz-
lich unverantwortlich ſind.

Jſt das Jhre Moral, Doktor fragte ironiſch der Advo-
kat. Sind das nicht Schlußfolgerungen der modernen
Wiſſenſchaft

Die beiden Frauen bezeugten ihre Bewunderung für Ur-
quiola durch ihre auf den Doktor geworfenen mitleidigen
Blicke. Selbſt Sanchez Morueta, der mit geſenktem Kopfe ge
lauſcht hatte und den die Polemik, deren Abſicht er erriet, pein
lich berührte, erhob die Augen und blickte etwas befremdet den
Advokaten an. Der junge Mann drückte ſich nicht übel aus.
Er fing an, ihn nicht für ſo albern zu halten und zu überlegen,ob am Ende ſeine Frau, die ihn ſo ſehr herausſtrich, nicht recht

haben konnte.

Areſti hörte die jener Geſellſchaft Gottruhig an. Er mußte aber folgendes einwenden: „Wenn die
Religion ein Zaum für die Begierden und Gewalttätigkeiten
iſt, wie kommt es, daß gerade unter den bigotten und zurüdk-
gebliebenen Völkern die Zahl der Verbrechen weit größer iſt
als unter den gebildeteren und aufgeklärteren? Wie iſt es er
klärlich, daß die größten Bluttaten der Geſchichte gerade in die
Perioden fallen, in denen die religiöſe Begeiſterung am leb-
hafteſten loderte?“

Der Arzt ſprach im Namen einer Wiſſenſchaft, für welche die
Sittenloſigkeit und das Verbrechen bloß das Ergebnis der Un
kultur oder einer Mißbildung des Gehirns waren. Woraus
los Urquiola, daß wenn es keine göttliche Sanktion für die

oral gebe, wenn der Menſch keine Furcht vor den ewigen
Strafen empfinde, er ſich der Gewalttätigleit ergeben und ſeine
Mitmenſchen bedrücken und angreifen ſollte? Der geiſtig ge-
bildete Menſch weiß, daß, wenn auch er als Jndividuum dazu
verurteilt iſt, von der Bildfläche zu verſchwinden, ſo doch die
Menſchheit als Ganzes fortbeſteht und ſich weiter entwickelt.
Bloß einen ungebildeten und brutalen Menſchen konnte der

Egoismus der Unwiſſenheit zu ſolchen Verbrechen treiben. Bloß
geiſtig verkrüppelte Leute, wie ſie die Mehrheit der Adepten
aller Religionen bilden, könnten auf dieſe Weiſe denken und
fühlen; diejenigen, die in der Welt nichts außer ihrer eigenenſelbſtſüchtigen Perſönlichteit ſehen diejenigen, welche die
Tugend allein als Paß zum ewigen Leben lieben und die, wenn
ſie irgend eine Wohltat erweiſen, eine Anweiſung auf die Zu
kunft, fällig im Jenſeits, zu unterſchreiben glauben.

Es ſeien noch viele mit beſchränkter Geiſtesent-
wicklung wie die der Urmenſchen vorhanden, die ſich allein um
ihre Perſon oder höchſtens um ihre Angehörigen bekümmerten.
Ein jeder von ihnen faßt das Leben ſo auf, als ob ſeine Jn-
dividugalität der Mittelpunkt des Weltalls ſei, und inter
eſſiert bloß, was er ſieht und greift. Dieſe Leute haben in
ihrem Egoismus eine ſolche Meinung von der Wichtigkeit des
eigenen IJch, daß ſie nichts Geringeres verlangen, als nach dem
Tode ewig fortzubeſtehen, und ſie nehmen die Belohnungen
und Strafen, die die Religionen erfunden haben, als unent-
behrlich hin.
Der durch die Wiſſenſchaft aufgeklärte Menſch bekümmerd

ſich um das Schickſal der Menſchheit in gleichem oder noch
höherem Maße, als um die eigene Perſon. Er weiß, daß er
ein Mitglied einer unendlichen Familie iſt, ihn erfüllt das
Solidarilätsgefühl, das ihn mit ſeiner Art verbindet, er iſt
überzeugt davon, daß ſein Gedanke fortleben wird auch na
dem Zerfall ſeines Gehirns und begnügt ſich nicht mit der
rohen Befriedigung ſeiner Sinne. Seine Jntelligenz iſt ent-
wickelter, als die der übrigen Tiere, und in ihr wurzeln ſeine
reinſten Freuden. Gerade deshalb, weil er nicht bezweifelt,
daß ſein materieller Organismus für ewig ſterben muß, emp-
findet er das treibende Bedürfnis, eine Spur von ſeinem
Durchgang durch die Welt zurückzulaſſen durch eine edle Tat.
Anſtatt ſich, wie die Frommen, in einer himmliſchen Freude
verewigen zu wollen, ein egoiſtiſcher Wunſch, der keinem andern
irgend einen Nutzen bringt, wünſcht er forzuleben in der Art,
die ewig iſt, indem er dieſer den Teil des Glückes und des
W zukommen läßt, den er durch ſeine Lebensarbeit
ſchaffen kann. Welche großmütige Moral
dualiſtiſchen und ſelbſtſüchtigen Traum von einem falſchen und
unnützen Himmel erſetzt der moderne Menſch durch das kollek-
tive Jdeal, das mit ſeiner Vernunft vereinbar iſt und ihm dis
höchſte moraliſche Befriedigung verſchafft.

Seinen Mitmenſchen gutes erweiſen fuhr Areſti t
ohne Hoffnung auf Belohnung und ohne Furcht vor Strafe,
wie wir modernen Gottloſen, wir Vertreter des Materialis-
mus tun, das heißt ſicher e rhhe ſein, als der Fromme,
der ſeine Stelle im Paradies durch Gebete erkauft, die keinem
Uebel auf Erden abbhelfen.

Der Doktor geriet in Feuer und erhob die Stimme, als er
die kleinliche Moral der Religionen mit der ar Welt
anſchauung verglich, wie ſie ſich aus der modernen Wiſſenſchaft
heraus entwickelt hatte. (Fortſetzung folgt.)

Den indivi



kann man ſie nicht als Zufälligkeiten auffaſſen.

Zuchtſauen. Dieſe beiden Kategorien

Aus der Provinz.
Ein neues Fiasko der deutſchen Viehzucht.

Nach der Viehzählung vom 2. Dezember 1911 war in Preu
ßen ein Schweinebeſtand von 174 Millionen Stück vorhanden
an demſelben Termin 1912 wurden nur 151 Millionen ge
zählt. Das bedeutete in einem einzigen Jahre einen Rück
gang um faſt zwei Millionen. Da die Hoffnungder deutſchen Fleiſchproduktion faſt vollftändig auf der

Schweinezucht beruht, weil dieſe in den letzten Jahrzehnten
einen immer ſtärkeren Aufſchwung genommen hatte, während
die Rinderzucht in Stagnation, ja vielfach in Verfall geriet,
war dies Ergebnis bei der herrſchenden Vieh- und Fleiſchnot
eine ſchwere Enttäuſchung, und mit Spannung hat man das
im Augenblick immer noch nicht vorliegende Zahlenergebnis
für die Unterarten der Schweinegruppe erwartet, um feſtſtellen
zu können, wie es um die Nachzucht, alſo um die Zukunfts
ausſichten ſteht.

Jnzwiſchen hat nun am 2. Juni dieſes Jahres abermals
eine ſpezielle Schweinezählung ſtattgefunden, und mit
dankenswerter Eile hat das Statiſtiſche Landesamt die vor-
läufigen Ergebniſſe bereits im Detail zuſammengeſtellt. Es
darf nicht überſehen werden, daß es ſich diesmal um eine
andere Jahreszeit handelt, da im Dezember die Weihnachts
ſchlachtungen in den Haushaltungen eine nicht unweſentliche
Rolle ſpielen. Aber durch die Scheidung in Altersklaſſen wird
uns die Möglichkeit gegeben, ſchon heute zu einem maßgeblichen
Urteil über die Situation zu gelangen, und dieſes iſt leider
cin äußerſt unbefriedigendes.

Die Statiſtik unterſcheidet ſehr zweckmäßig drei Alters-
gruppen. Die Tiere unter einem halben Jahre ſtellen den
augenblicklichen Nachwuchs dar, die Tiere von 1 bis 1 Jahr in
der Hauptſache die für die Schlachtung beſtimmte Klaſſe, und
die über 1 Jahr alten zu mehr als drei Viertel die Träger der
Nachzucht, nämlich Eber und Zuchtſäue. Die durch das nach-
laſſende Angebot auf das höchſte geſteigerte Nachfrage hat ver-
urſacht, daß das Schlachtmeſſer in den Beſtänden der Mittel-
klaſſe, der Schlachtklaſſe, geradezu verheerend gehauſt hat; durch
die hohen Preiſe ermuntert, iſt augenſcheinlich alles nur Greif-
bare in den Konſum gebracht worden, ſo daß es erklärlich iſt,
wenn dieſe Klaſſe gegen die 1911er Zählung um nicht weniger
als 1,7 Millionen Stück zurückgegangen iſt.

Es iſt nur ein ganz kleiner Troſt, daß der jüngſte Nachwuchs,
die Klaſſe unter 16 Jahr, ſich um 718 768 vermehrt hat, denn
kaum werden dieſe Tiere zur Schlachtreife kommen, ſo fallen
auch ſie unter das Meſſer. Von hier iſt alſo für die Zukunft
ebenfalls nichts zu erwarten. Um ſo ſchlimmer iſt es da, daß
die ältere Klaſſe, auf der die Weiterzucht ruht, verhängnisvoll
gelichtet worden iſt. Jhr Beſtand iſt um 800000 Stück ge-
ſunken. Jn Verhältniszahlen ausgedrückt, hat ſich die jüngſte
Klaſſe um 75 Prozent vermehrt, dagegen die Schlachtklaſſe
um 314 Prozent vermindert, und die Zuchtklaſſe ſogar um
36 Prozent!

Weil dieſe Verminderungsprozente ſo ſcharf ausgeprägt ſind,
Jhre ver-

zweifelte Wucht ſtempelt unſere Schweinezucht für die nächſte
Zukunft faſt zur Hoffnungsloſigkeit, und es iſt nicht nur eine

raſſe Unkorrektheit, ſondern eine gefährliche Jrreführung der
öffentlichen Meinung und vor allem unſerer Landwirte, die
doch wiſſen müſſen, woran ſie eigentlich ſind, wenn angeſichts
dieſer Zahlenergebniſſe die Deutſche Tageszeitung wörtlich zu
ſchreiben wagt: „Wir können alſo mit einer ſehr bedeutend
vermehrten Schweinehaltung rechnen, und wird infolgedeſſen
am 1. Dezember 1913 der Beſtand die bisher höchſte Höhe von
1911 vorausſichtlich wieder erreicht haben.“ Woher ſoll die
Vermehrung kommen, wenn ſich die Zuchtttiere in 116 Jahren
nicht vermehrt, ſondern im Gegenteil um faſt 34 Millionen
vermindert haben

Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß dieſen Dingen gerade in den
Hauptgebieten der Zucht eine beſonders große Aufmerkſamkeit
entgegengebracht wird. Dazu gehört vor allem die Provinz
Sachſen die unter den zwölf Provinzen mit ihrer Schweine-
produktion an vierter Stelle ſteht, nachdem es kürzlich durch
Weſtfalen von der dritten Stelle verdrängt worden iſt. Die
ſächſi ſchen Beſtände betrugen:

Jungklaſſe Schlachtklaſſ. Zuchtklaſſe Summa
1911 734 895 531 554 227 914 1494 263
1913 787 811 442 232 99 402 1 329 445

Alſo 52 916 89 322 128 412 164 818
Bei einem Beſtande von über 34 Millionen Jungtieren be-

deutet eine Vermehrung um noch nicht 53 000 in anderthalb
Jahren, gerade Hei der Zucht ſo ſchnellwüchſiger Tiere, nur
wenig. Dieſe Vermehrung wird durch die ſchweren Verluſte in
den beiden älteren Klaſſen vollſtändig zerdrückt. Schon wieder
holt haben wir die ſchädigenden Einflüſſe und widerlichen
Hinderniſſe klargelegt, gegen die unſere züchtenden Landwirte
vielfach vergeblich ankämpfen. Der Gedanke, daß die unab
läſſige, mühſame Arbeit keine beſſeren Früchte gezeitigt hat,
iſt bedrückend, darf aber die Energie nicht lahm legen. Wir
wollen vielmehr das weitere Zahlenmaterial, ſoweit ſolches
vorliegt, durchgraben, um vielleicht eine beſtimmte Richtungs-
linie für die Zukunft zu bekommen. Dabei kann die Schlacht
klaſſe außer acht bleiben, denn die alte Mahnung, die Beſtände
nur mit der größten Vorſicht zu lichten und ſich immer die
Weiterzucht vor Augen zu halten, bedarf wohl keiner Wieder
holung. Ebenſo brauchen wir uns bei der Jungklaſſe nicht auf-
zuhalten ihre Vermehrung hängt ganz und gar von der Ge
ſtaltung der Zuchtklaſſe ab. Jn dieſer liegt das Schwer-
gewicht, denn ſie beſteht ganz überwiegend aus Zuchtebern und

umfaſſen z. B. in
Sachſen rund 81 000 gegen nur 18000 andere Schweine des
Alters.

Da machen wir die auffallende Wahrnehmung, daß die ver-
ſchiedenen Bezirke, nicht nur in unſerer Provinz, ganz un
rohe Verluſte gehabt haben. Dieſe betrugen nämlich im

ezirk:
Merfeburg 40516 Stück oder 54 Proz.
Magdeburg 69711 3s586Erfurt 18185 68Fügen wir noch dazu, daß in dem Hauptgebiet der deutſchen

Schweinezucht, in Hannover, z. B. der Bezirk Hildesheim einen
Verluſt von 63 Prozent, der Bezirk Hannover 22 Prozent, der
Bezirk Osnabrück aber nur 9 Prozent hatte, ſo ſehen wir, daß
die Zuchtklaſſe keine gleichmäßige Gefährdung erfahren hatte.
Die Differenz zwiſchen Osnabrück einerſeits und Erfurt und
Hildesheim andererſeits, wo der Unterſchied in das Siebenfache,
und bei Magdeburg und Merſeburg in das Sechsfache geht,
erſcheint ſo ungeheuerlich, daß man hier nicht von einem Zufall
ſprechen darf. Es entſteht die Frage: Warum hat gerade der
Bezirk Osnabrück ſo außerordentlich wenig gelitten Welches
Zuchtmaterial, welche Zuchtweiſe, welcher Zuchtboden herrſcht
in dem Begzirke vor? Oder hat man dort die Beſtände der
r weniger wie in den anderen Bezirken für den Kon-
um herangegogen

wirtſchaftender Zücht
den Blick ſelbſt durch die höchſten Preisangebote nicht ohne
weiteres zum Schaden der ganzen Weiterzucht trüben laſſen.
Die geſtellten Fragen, die der Sache auf den Grund gehen
möchten, zu beantworten, fehlt augenblicklich das Material.
Der Landwirtſchaftskammer und den Zuchtvereinen erwächſt
die ſchwere Aufgabe, ſo weit als nur möglich grundlegendes
Material zu beſchaffen. Schon eine ausgiebige Ausſprache
der erfahrenſten Züchter wird wertvolle Anhaltspunkte geben.
Jedenfalls dürfte eine ſachliche Unterfuchung dieſer dunklen
Punkte unſeren Landwirten und zugleich den Konſumenten
von größerem Nutzen ſein, als das haltloſe Gerede der nicht-
ſachverſtändigen Federn, die in der Deutſchen Tageszeitung
Sätze der zitierten Art ſchreiben. Unſere Züchter haben
der große Aufſchwung der Schweinezucht in den beiden letzten
Jahrzehnten iſt der ſprechende Beweis gezeigt, was ſie
leiſten können. Jhnen die Bahn für die Zukunft klar machen,
ſie vor verluſtbringenden Methoden, vor unzweckmäßigen Maß-
nahmen zu bewahren, das iſt die Mahnung, die uns aus den
geſchilderten Details der Schweinezählung von 1911 und 1913
gebieteriſch entgegentritt.

Merſeburg. Veteranenſpende. r!haben beſchloſſen, denjenigen Kriegsveteranen, die im Unteroffizier
oder Mannſchaftsſtande des Heeres und der Marine an dem
Feldzuge von 1870/71 oder an den vor 1870 geführten Kriegen
ehrenvollen Anteil genommen haben und mit einem Einkommen
bis zu 900 Mark zur Steuer eingeſchätzt ſind, eine Ehrengabe
von jährlich 20 Mark zu bewilligen, welche am 2. September zurAuszahlung gelangen ſoll. Der Magiſtrat erſucht nun die in
Frage kommenden Kriegs-Veteranen, ſich in der Zeit vom 15. bis
24. Juli mit Militärpaß, Beſitzzeugnis der Kriegsdenkmünze für
Kombattanten und Steuerausſchreiben im Militär-Bureau, Rat-
haus 1 Treppe links, zu melden.

Eilenburg. Das Gewerkſchaftsfeſt wurde am Sonn
tag mit einem Umzug eingeleitet, der eine überaus ſtarke Be-
teiligung aufwies. Ueber 2500 Perſonen marſchierten nach dem
Feſtplatz, wo ſich ein reges Treiben entwickelte. Trotz des
Schützenfeſtes war die Beſucherzahl eine gewaltige und dürfte
wohl mit 5000 Perſonen nicht überſchätzt ſein. Die Schützen
gilde hatte für ihr Feſt eine lebhafte Agitation entfaltet, um
wenigſtens einigermaßen den Ausfall der Beſucherzahl auszu-
gleichen. Unter anderm iſt die Umgegend mit folgendem
Schreiben beglückt worden:

Priv.-Büchſenſchützen-Geſellſchaft zu Eilenburg
Eilenburg, den 19. Juni 1913.

Das diesjährige Schützenfeſt findet in den Tagen vom 6.
bis 13. Juli ſtatt. Jch geſtatte mir auch in dieſem Jahre
die höfliche Bitte an Sie zu richten, in dieſe Zeit keine
anderen Veranſtaltungen zu legen und in Jhren Ortſchaften
reſpektive Vereinen auf das Schützenfeſt hinzuweiſen und für
einen regen Beſuch wirken zu wollen.

Der Feſtplatz wird auch in dieſem Jahre von der ſozial-
demokratiſchen Gewerkſchaft boykottiert und iſt darum
wünſchenswert, daß das geſamte königstreue Bürgertum und
die Bewohner von Eilenburgs Umgebung das Schützenfeſt
lebhaft unterſtützen, damit dieſes ſchöne Volksfeſt unge-
ſchwächt weiter beſteht. Jch rechne auf Jhre freundliche
Unterſtützung und danke beſtens für die gehabte Mühe und
zeichne ergebenſt Müller, Hauptmann der Büchſenſchützen-
geſellſchaft.“

Gefährliche Meſſerſtecherei auf demSchützenfeſt. Zwei Schützenplatzbeſucher gerieten in Streit
und bearbeiteten ſich dann gegenſeitig mit Meſſern, wobei der
eine namens Theilike gefährlich verletzt wurde. Der andere
Meſſerheld, Liebmann, wurde in Haft genommen.

Eisleben. Sie pre eſtieren! Wir teilten vor einigerZeit mit, daß wegen e Platzfrage des Bezirkskommandos ein
heftiger Kampf entbrannt iſt. Die Garniſonſchwärmer wollen
abſolut die Marsjünger mitten in der Stadt haben. Die
Koſtenfrage iſt dabei ganz nebenſächlich. Hauptſache iſt, daß
man die Träger von zweierlei Tuch täglich vor Augen hat, was
man, da das Gebäude am Scherbelberg errichtet werden ſoll,ſich nicht eiſten kann. Die Angelegenheit hat ſogar zur Ab-
haltung einer Proteſtverſammlung, die vom Haus- und Grund-
beſitzerverein einberufen war, geführt. Der Vorſitzende des
Vereins legte dar, welcher Schaden nach ſeiner Anſicht der
Bürgerſchaft entſteht, wenn das Gebäude am Scherbelberg er
richtet würde. Von Herrn Jäger iſt man es ja gewöhnt, daß er
immer ſenſationelle Enthüllungen bringt. Nach ſeiner Anſicht
habe die Stadt durch den neuen Stadtteil nur Schaden. Zum
Beiſpiel müſſe wegen ihm das Kanaliſationsnetz erweitert wer-
den. Dazu ſei eine Anleihe von 300 000 Mk. notwendig. Wir
können den beſonderen Groll des Herrn Jäger gegen den neuen
Stadtteil begreifen. Wir meinen, was dem alten Stadtteil
recht iſt, muß dem neuen billig ſein, ſelbſt auf die Gefahr hin,
daß es ſich um die Wohnſtätte der ſogenannten beſſer ſituierten
Einwohner handelt. Jn der Anlage des neuen Stadtteils er
blicken wir ſogar einen Vorteil, weil einmal dadurch die frühere
Wohnungsnot beſeitigt iſt und weil die nunmehr vorhandenen
genügenden Wohnungen es von ſelbſt den Hauspaſchas ver
bieten, wucheriſche Preiſe dafür zu nehmen. Wenn dann ein
zelne Wohnungen leer ſtehen, ſo müſſen wir ſagen, daß das für
den Betroffenen bitter iſt, müſſen aber zugleich bemerken, daß
eine Anzahl Reſervewohnungen vorhanden ſein müſſen. Jn
der Verſammlung ſelbſt wurden viele Wünſche geäußert.
Schließlich einigte man ſich dahin, je eine Petition an das
Kriegsminiſterium und an das Stadtverordneten-Kollegium zu
richten. Zur Sache ſelbſt möchten wir noch bemerken, daß es
für die Arbeiterſchaft gleich ſein kann, wo Sankt Militarismus
ſein Domizil aufſchlägt. Es wird immer Leute geben, die nach
dem Bezirkskommando einen weiten Weg machen müſſen, in
welchem Stadtteil es auch kommen mag. Und weil nicht jedem
das Gebäude vor die Haustür geſetzt werden kann, ſo wird die
Arbeiterſchaft gut tun, die Petition nicht zu unterſchreiben. Den
Vorteil haben nur die umliegenden Geſchäftsleute und Haus-
beſitzer. Und wegen des Vorteils einzelner den Stadtſäckel mit
unnötigen Ausgaben zu belaſten, halten wir für verfehlt.

Mansfeld. Baufälliges Bauwerk. Der alte Turm
der Mansfelder Kirche iſt in letzter Zeit ſo baufällig geworden,
daß die Gefahr des Einſturzes beſtand. Nach me aliger
Unterſuchung des alten Bauwerkes wurde beſchloſſen, den
Turm bis zur Hälfte ſofort abbrechen zu laſſen, um Unglückedurch einen Einſturz zu vermeiden. Der Turm ſoll wieder
aufgebaut und das Kirchdach erneuert werden.

Hettſtedt. Wenn zwei dasſelbe tun. Der ehemalige
Juſtizminiſter Schönſtedt hat einmal das geflügelte Wort:
Wenn zwei dasſelbe tun, ſo iſt es nicht dasſelbe, geprägt. Ein
Vorgang, der ſo recht geeignet iſt, dieſe Worte in Exinnerung
zu bringen, hat ſich kürzlich hier zugetragen. Auf Grund des
S 11 des Feld und Forſtpolizeigeſetzes hatten mehrere Bürger
polizeiliche Strafmandate erhalten, weil ihre Hühner in den
Garten der Nachbarn ihre ſcharrende Tätigkeit ausgeübt hatten.
Die Zerſtörungswut wohnte aber nicht nur den Hühnern
der ſchlichten Bürgersleute inne, ſondern auch denen des
Chefs der Polizeiverwaltung, des Bürgermeiſters Hopmann.
Da der vom Beſuch und von der Tätigkeit der bürgermeiſter
lichen Hühnern „beglückte“ Gartenbeſitzer darüber nicht ſehr
erfreut war, ſo ſah er ſich genötigt, gemäß dem Grundſatz der
Juſtiz: Gleiches Recht für allel gegen den Bürgermeiſter Hop
mann bei der Polizeiverwaltung Strafantrag zu ſtellen. Der
„böſe Nachbar“ hatte aber mit ſeinem Strafantrag keinen Er-
folg. Er erhielt von der Polizeiverwaltung folgenden, mit der
Unterſchrift des Beigeordneten Wieck unterzeichneten Beſcheid:

„Nach eingehender Prüfung des Sachverhalts teile ich Jhnen
auf Jhre Anzeige vom 18. v. M. mit, daß für mich keine Ver

Die ſtädtiſchen Behörden verlaufen ſind. Uns könnte ja die Sache ziemlich gleichgültig

Hopmann a laſſen r
r r 5

2 e erlaſſen.des 8 11 des Feld und Forſtpol zelgeſede iſt derjenige zu

beſtrafen, welcher außerhalb eingefriedigter
Grundſtücke ſein Vieh ohne gehörige Aufſicht oder ohne
an ende Sicherung läßt. Dies trifft im vorliegenden Falle

zu.
Ueber die Auslegung des Geſetzes ſind wir erſtaunt denn

aus ihr geht hervor: Wäre der Garten des Nachbars nicht ein-
gefriedigt geweſen und die Hühner des Bürgermeiſters hätten
in dem nichteingezäunten rten ihre vernichtende Tätigkeit
ausgeübt, ſo wäre der Beſitzer der Hühner, in dieſem Falle
Bürgermeiſter Hopmann, beſtraft worden. So aber hatte der
klagende Nachbar zum Schutze ſeines Gartens dieſen einge
zäunt, und weil ſich ſonach die bürgermeiſterlichen Hühner
nicht außerhalb eingefriedigter Grundſtücke befanden obgleich
ſie in den eingezäunten Garten des Nachbars geweſen waren

lag nach dem Schreiben des Beigeordneten Wieck keine Ver
anlaſſung vor, gegen Bürgermeiſter Hopmann eine Strafver-
fügung zu erlaſſen. Nicht mit Unrecht empfiehlt das hieſige
Wochenblatt allen Gartenbeſitzern, ihre Gartenzäune einzu
reißen, damit ſie des Schutzes des S 11 des Feld und Forſt-
polizeigeſetzes nicht verluſtig gehen.

Sangerhauſen. Ein „Volksfeſt“ ſoll hier am 31. Auguſt
gefeiert werden, da unſeren Ueberpatrioten die Veranſtal-
tungen zum Jubiläum Wilhelms II. nicht geräuſchvoll genug

Fin, wenn man nicht auch die Turn-, Geſang- und ſonſtigen
ergnügungsvereine dafür zu ködern verſuchte. Gerade dieſe

Vereine rekrutieren ſich meichens aus Arbeitern, die doch gewiß
keine Urſache haben, den Patentpatrioten als Staffage bei dem
Rummel zu dienen. Wenn es ſich um ein wirkliches

Volksfeſt handelte, wäre es etwas anderes. So aber werden
ſolche Veranſtaltungen erfahrungsgemäß dazu benutzt, um
Stimmung für den Hurrapatriotismus zu machen. Dieſelben
Leute, die ſich bei dieſer Gelegenheit einmal dazu herablaſſen,
den Arbeitern die Hand zu drücken, bekämpfen uns ſonſt, wie
es ſich ſpeziell bei der letzten Stadtverordnetenwahl gezeigt
hat, in der niedrigſten Weiſe. Die noch den bürgerlichen Ver
einen angehörenden organiſierten Arbeiter ſollten deshalb
etwas mehr Selbſtbewußtſein zeigen und dahin wirken, daß ſich
dieſe Vereine an dem ſogenannten „Volksfeſte“ nicht beteiligen.
Reicht aber ihr Einfluß nicht aus, um dies zu verhindern, ſo
mögen ſie eben die Konſequenzen ziehen und den bürgerlichen
Vereinen den Rücken kehren.

Lengefeld. Nicht im Jntereſſe der Gemeinde
dürfte ein Entſcheid gelegen ſein, den der Jagdvorſteher
unſeres Ortes anläßlich der Jagdverpachtung getroffen hat.
Es handelte ſich um die Verpachtung zweier Jagdreviere, für
die gegen den bisherigen Pachtpreis eine umſoviel höhere
Summe geboten wurde, daß die Gemeinde in ſechs Jahren eine
Mehreinnahme von 2640 Mk. gehabt hätte. Merkwürdigerweiſe
wurde aber den Abgebern des höchſten Gebots, Sangerhäuſer
Jägern, der Zuſchlag nicht erteilt, vielmehr wurde ihnen mit-
geteilt, daß die Erteilung des Zuſchlags „im Jntereſſe der
Jagdgenoſſen“ verſagt werden müßte. Es wäre doch dringend
zu wünſchen, daß eine nähere Erklärung darüber gegeben
würde, inwiefern die Zuſchlagserteilung an die Sangerhäuſer
Jäger „nicht im Jntereſſe der Jagdgenoſſen“ liege. Jn erſter
Linie hat doch die Gemeinde das größte Jntereſſe daran, daß
die Jagd ſo teuer wie möglich verpachtet wird, da 1000 Mk.
mehr oder weniger für einen kleinen Ort eine gewichtige Rolle
ſpielen. Und dann iſt doch auch zu befürchten, daß bei zu
künftigen Jagdverpachtungen infolge dieſer Vorgänge ſich
Bieter in genügender Anzahl nicht mehr einſtellen, wodurch
natürlich die Erzielung eines hohen Pachtpreiſes in Frage ge-
ſtellt iſt. Auf jeden Fall wird unſere Einwohnerſchaft in Zu-
kunft dafür Sorge tragen müſſen, daß den Abgebern des höch
ſten Gebots, wenn nicht triftige Gründe dagegen ſprechen, der
Zuſchlag erteilt wird.

Wittenberg. Genofſenſchaftliches. Die Verwaltung
des hieſigen Konſumvereins beſchloß unlängſt, eine beſondere
Agitation unter den Gewerkſchaftsmitgliedern zur Gewinn
neuer Konſumvereins- Mitglieder machen. Gibt es
leider noch eine große Anzahl werkſchaftler, die an den
großen Fragen unſerer Tage achtlos vorüber gehen, die nicht
Wort haben wollen, daß es Pflicht jedes modernen Menſchen
iſt, zu ſeinem Teile handelnd in das Getriebe unſerer heutigen
Wirtſchaftsordnung einzugreifen. Wohl empfinden auch ſie
der Zeiten Not, aber die Konſequenzen hieraus zu ziehen, über
laſſen ſie anderen. Alle dieſe giltes, aufzurütteln, auf daß
ſie ſich der Genoſſenſchaft anſchließen erfordert doch gerade im
jetzigen Moment die weitere Entwicklung unſeres Konſumver-
eins die Anſpannung aller Kräfte. Die Verwaltung hat in
den letzten Jahren durch die Ausführung größerer Projekte
bewieſen, daß ſie gewillt iſt, den Wünſchen der Mitglieder im
weiteſten Maße entgegenzukommen und dem Verein die ihm
gebührende Stellung zu erringen. Aber ſchon die letzten Gene
ralverſammlungen wieſen mit Recht darauf hin, daß die Agi-
tationskraft des Vereins bei alledem nicht vernachläſſigt wer
den darf. Den gefaßten Beſchlüſſen trat nun das Gewerkſchafts
kartell bei und verpflichtete die örtlichen Gewerkſchafts Vor-
ſtände, dem Vorſtand des Konſumvereins die Adreſſen ihrer
Mitglieder zu übergeben. Leider ſind bis jetzt nur die Liſten
der Buchdrucker und der Fabrikarbeiter eingelaufen, alle
übrigen fehlen noch. Es verſteht ſich aber von ſelbſt, daß das
Material möglichſt raſch zur Stelle ſein muß, da es ſonſt leicht
veraltet. Die Mitglieder und Vorſtände ſeien deshalb noch ein
mal um baldige Ueberſendung der Liſten gebeten

„àS wwwnsw aSyprechſtunde der Redaktion von 12 bis 1 Uhr.
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